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Abstract  

Alkoholisierung am Arbeitsplatz, versteckter Konsum und damit verbundene Wirkungsweisen 

beschäftigen sowohl viele Arbeitnehmende wie auch Arbeitgebende. Die Personalverantwort-

lichen verfügen oft über unzureichendes Fachwissen im Umgang mit Betroffenen, was zu 

überstürzten personalrechtlichen Massnahmen und vermeidbaren Verlusten von Arbeitsplät-

zen führen kann. So generiert Alkoholkonsum neben persönlichen Schicksalen auch hohe 

wirtschaftliche Kosten. Der rechtlich korrekte Umgang mit Betroffenen am Arbeitsplatz unter 

vollumfänglicher Wahrung von Rechten und Pflichten stellt eine besondere Herausforderung 

im Arbeitsrecht dar. Komplexer wird die Thematik zusätzlich bei Berücksichtigung der Schnitt-

stellen zu den relevanten Versicherungen und den geltenden Datenschutzbestimmungen. 

Diese MAS-Thesis beschäftigt sich mit der Erläuterung und Auslegung der diesbezüglich re-

levanten Rechtsgrundlagen. Zur Beantwortung der Fragestellung wird die Methodik einer The-

oriearbeit gewählt. Zusätzlich werden punktuelle, exemplarische Einblicke in die Herausforde-

rungen der Praxis gewährt. Die Erhebungen zeigen eine Vielfalt an Möglichkeiten für Betriebe, 

geeignete und rechtlich zulässige Massnahmen im Umgang mit Alkoholisierungen am Arbeits-

platz zu treffen und damit für Personalabteilungen und Führungspersonen Entlastung zu 

schaffen. Dazu bedarf es einer Analyse der Ausgangslage und der Erarbeitung betrieblicher 

Handlungsrichtlinien in unterschiedlichen Formen.  
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1 Einleitung 

Der Konsum von Alkohol ist in vielen Kulturen der Welt verankert. Er ist leicht, teilweise günstig 

sowie legal verfügbar und gesellschaftlich akzeptiert (vgl. BAG 2021a). Alkohol ist allerdings 

kein gewöhnliches Kulturgut, denn er ist nebst Genuss- auch ein Abhängigkeits- und Rausch-

mittel (vgl. Sucht Schweiz 2018: 6). Als Rauschmittel beeinflusst Alkohol das Nervensystem 

und nimmt Einfluss auf die Wahrnehmung, das Bewusstsein und die Motorik der konsumie-

renden Person (vgl. BAG 2021a). Damit werden teilweise erwünschte aber auch unerwünschte 

Wirkungen erzeugt. Untersuchungen aus dem Jahr 2017 zeigen, dass jede zehnte Person ab 

15 Jahren in der Schweiz täglich Alkohol konsumiert. Rund 20% der Schweizer Bevölkerung 

konsumieren mindestens einmal monatlich risikoreich Alkohol, 4,3% konsumieren chronisch 

risikoreich (vgl. Gmel et al. 2017: 21f.). Aktuelle Schätzungen gehen von zirka 250'000 alko-

holabhängigen Personen in der Schweiz aus (vgl. Sucht Schweiz 2021: 4f.). Problematisches 

Konsumverhalten intensiviert und verlagert sich oft schleichend vom Privatleben ins Berufsle-

ben, wird dort durch verändertes Arbeitsverhalten oder verschlechterte Arbeitsleistung sicht-

bar und entwickelt sich damit zum Problem am Arbeitslatz (vgl. Sucht Schweiz 2016: 4).  

1.1 Die Wirkung von Alkohol 

Aufgrund der körperlichen und sozialen Folgeschäden wird Alkohol aus pharmakologischer 

Sicht als eine der schädlichsten, psychoaktiven Substanzen eingestuft. Dabei ist erwiesen, 

dass bereits geringer, täglicher Konsum nicht unbedenklich ist (vgl. Lieberherr 2019: 1). 

1.1.1 Körperliche Vorgänge 

Alkohol gelangt über den Verdauungstrakt in die Blutbahnen, in die Organe und in alle Körper-

teile. Es stellt sich rasch nach dem Konsum ein Gefühl von Wärme, Wohlbefinden, Zwanglo-

sigkeit und ein Rededrang ein, die objektive Selbsteinschätzung ist gefährdet. Ab zirka 0.2‰ 

Blutkonzentration sind leichte Verminderungen von Seh- und Hörvermögen sowie Defizite in 

Aufmerksamkeit, Konzentration und Reaktionsvermögen nachweisbar. Gleichzeitig sinken die 

Kritik- und Urteilsfähigkeit und die eigene Risikobereitschaft steigt an. Mit Zunahme der Blut-

alkoholkonzentration werden die räumlichen Sehfähigkeiten rückgängig, es treten Gleichge-

wichtsstörungen auf und die Konzentrations- und Reaktionsfähigkeit nimmt ab. Es kommen 

Sprechschwierigkeiten dazu, Verwirrtheit, Orientierungsstörungen bis zur Muskelerschlaffung 

und Bewusstseinsstörungen, Gedächtnisverlust und Erbrechen. Damit einher geht eine sich 

steigernde Selbstüberschätzung, Euphorie und Enthemmung. Bei hohen Konsummengen re-

duziert sich die Atmung, es kommt zur Unterkühlung, die Reflexe fallen weg, es gibt Läh-

mungserscheinungen und im schlimmsten Fall kommt es zum Koma und Atemstillstand bis 



 

MAS-Thesis Sozialrecht / Michaela Müller  2 

hin zum Tod (vgl. Sucht Schweiz 2018: 4). Alkoholkonsum kann folglich eine toxische Wirkung 

auf fast jedes Organ des menschlichen Körpers haben. Es lassen sich Kausalitäten zwischen 

dem Konsum von Alkohol und Krebserkrankungen, Verletzungen, Unfällen und Krankheiten 

des Verdauungstraktes feststellen. Nicht zu vergessen sind mögliche Folgen für Nachkommen 

bei Alkoholkonsum der Mutter während der Schwangerschaft (vgl. ebd.: 5). Praxis Suchtme-

dizin geht davon aus, dass rund drei Viertel der alkoholabhängigen Personen in der Schweiz 

mindestens einmal jährlich bei der Allgemeinärzteschaft vorstellig werden, dabei oft unter Nen-

nung diffuser Symptomatik, die nicht zweifelsfrei auf den übermässigen Konsum von Alkohol 

zurück zu führen ist (vgl. Praxis Suchtmedizin 2020). 

1.1.2 Die Entwicklung einer Abhängigkeit 

Es gibt viele Erklärungsansätze für die Entwicklung schädlicher Konsummuster. Das bio-

psycho-soziale Modell erreicht heute eine breite Akzeptanz (vgl. Engel 1977). Dieses geht 

davon aus, dass biologische, psychische und soziale Faktoren als komplexes Ganzes den 

Verlauf von Krankheiten bestimmen. In der Suchthilfe wird dieses Modell ergänzt durch den 

Faktor der konsumierten Substanz. 

Die Entwicklung einer Abhängigkeit basiert 

auf der Steuerung des zerebralen Beloh-

nungssystems; der Konsum von Alkohol ak-

tiviert Botenstoffe, die angenehme Gefühle 

und damit einen positiven Reiz auslösen. 

Fehlt dieser Reiz, so lässt das Defizit einen 

unkontrollierten Wunsch nach der Substanz 

entstehen. Durch Erfahrung, Wiederholung 

sowie durch Verständnis des Konsums als 

Belohnung und die dadurch entwickelte Kon-

ditionierung kann sich eine biologische Tole-

ranz entwickeln, wodurch die Wirkung des 

Alkohols abnimmt. Daraus kann eine Kom-

pensation durch vermehrten Konsum folgen. 

Durch diese Gewöhnung gewinnt der Konsum an Bedeutung und Funktion in verschiedenen 

Lebenslagen und Gemütszuständen (vgl. Neurologen und Psychiater im Netz 2021).  

Durch Forschung ist mittlerweile bekannt, dass bestimmte Risikofaktoren die Entwicklung ei-

ner Abhängigkeit begünstigen. Auf der biologischen und der Substanzebene zeigt sich die als 

positiv empfundene Wirkung von Alkohol als ausschlaggebender Faktor. Ebenso begünstigt 

ein geringes Selbstbewusstsein oder eine geringe Frustrationstoleranz die Entstehung einer 

BIOLOGISCHE

WIRKFAKTOREN

Genetik, Körper, 
Immunsystem, 
Hormone

PSYCHOLOGISCHE

WIRKFAKTOREN

Gefühle, Stim-
mung, Verhalten 
Persönlichkeit,
Traumata 

SOZIALE

WIRKFAKTOREN

Familie, 
Beziehung, 

Arbeit, Freizeit, 
Kultur,

Kontakte 

SUBSTANZ

Verfügbarkeit, 
Wirkweise, 

Dosis, 
Konsummuster

Abb. 1) Bio-psycho-soziales Modell, eigene Darstellung 

(in Anlehnung an Sting/Blum 2003: 35 und Engels 1977) 
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Abhängigkeit. Nebst der Familie scheint auch der Arbeitsplatz von grosser Bedeutung auf so-

zialer Ebene zu sein, nicht nur für die Entstehung, sondern auch für die Aufrechterhaltung 

eines schädlichen Konsums (vgl. Küfner/Soyka 2008: 21). In Kombination mit den Eigenheiten 

von Alkohol als psychoaktive Substanz können sich verschiedene Konsummuster in individu-

ellen Intensitäten entwickeln. Auch Übergänge von problematischem über den schädlichen bis 

zum abhängigen Konsum manifestieren sich oft schleichend und in Verbindung mit persönli-

chen Ereignissen (vgl. Seitz et al. 2013: 41).  

1.1.3 Soziale Folgen 

Langjähriger Konsum von Alkohol kann gravierende, soziale Folgen nach sich ziehen. Neben 

diversen körperlichen Erkrankungen entstehen oft psychische Folgeschäden wie innere Un-

ruhe, Ängste, Depressionen, Konzentrationsstörungen bis hin zu Persönlichkeitsveränderun-

gen (vgl. Küfner/Soyka 2008: 235f.). Dies berührt in der Folge die verschiedenen, sozialen 

Systeme. Das Konfliktpotenzial erhöht sich und die Frustrationstoleranz wird gesenkt, was 

vermehrt zu Eskalationen führen kann. Dies trifft unter Umständen auch am Arbeitsplatz zu, 

was im schlimmsten Fall zum Arbeitsplatzverlust führen kann (vgl. Lindenmeyer 2005: 3). Ge-

mäss diversen Studien gibt es zahlreiche mögliche Zusammenhänge zwischen Arbeitslosig-

keit und Abhängigkeiten. Einerseits erhöht eine Abhängigkeit das Risiko, arbeitslos zu werden, 

gleichzeitig begünstigt Arbeitslosigkeit die Entwicklung von Abhängigkeiten (vgl. Fachverband 

Sucht 2015: 1). Ist die Arbeitslosigkeit eingetroffen, kann diese weitere Folgen nach sich zie-

hen wie den sozialen Abstieg, finanzielle Probleme, soziale Isolation oder gar Verwahrlosung 

(vgl. Lindenmeyer 2005: 3). Die Thematik zeigt sich als beständig präsent in der Gesellschaft. 

So gaben 51.6% der Schweizer Bevölkerung in einer Studie des Jahres 2016 an, innerhalb 

des letzten Jahres negativ vom Alkoholkonsum Dritter betroffen gewesen zu sein. Es waren 

dies Störungen durch alkoholisierte Fremde im öffentlichen und im privaten Bereich, verbale 

und körperliche Aggressionen, negative Auswirkungen auf Kinder sowie Schwierigkeiten am 

Arbeitsplatz. Rund 3,4% sahen sich am Arbeitsplatz als indirekt Betroffene. So wurden sie 

durch personelle Ausfälle oder Leistungseinbusse verpflichtet, Vertretungen und Überstunden 

zu machen, was die eigene Produktivität reduzierte. Auch bezeichneten sich einige als mit 

konsumbedingten Arbeitsunfällen konfrontiert (vgl. Gmel/Marmet 2017: 15f.).  

1.1.4 Wirtschaftliche Folgen 

Gemäss den vorherigen Ausführungen und den selektiven und subjektiven Erfahrungen der 

Autorin aus der Berufspraxis handelt es sich bei der gewählten Thematik dieser MAS-Arbeit 

um ein komplexes und teilweise auch tabuisiertes Thema in der Arbeitswelt, das sowohl Be-

troffene, wie auch begleitende, betriebliche und ausserbetriebliche Personen herausfordert. 

Gewählte personalrechtliche Massnahmen und deren Konsequenzen für Arbeitnehmende 
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können sich als nicht nachhaltig erweisen und schliesslich unsere Gesellschaft als Ganzes 

negativ beeinflussen. Man denke beispielsweise an verlorene Arbeitsplätze und damit verbun-

dene, notwendige Massnahmen zur Existenzsicherung oder an intensivierte, psychische Er-

krankungen, die gesellschaftlichen Beistand und kostspielige Behandlungen bedürfen. Die 

These der Kostenintensität wird durch Untersuchungen des Jahres 2017 gestützt, in welchen 

man die gesellschaftlichen Kosten von Alkoholkonsum in der Schweiz auf rund 2,8 Milliarden 

jährlich eruierte. 60% der Auslagen wurden als direkte Kosten kategorisiert und fokussierten 

sich auf Auslagen im Gesundheitswesen. Rund 40% der berechneten Kosten setzten sich aus 

indirekten Kosten wie Produktivitätsausfällen und monetären Verlusten aufgrund von Tod, 

Krankheit, alkoholbedingten Absenzen, Produktivitätsverluste am Arbeitsplatz oder höhere Ri-

siken für Arbeitslosigkeit zusammen (vgl. Fischer, Mäder, Telser 2021: 85f.). Eine Befragung 

diverser Personalverantwortlicher ergab eine durchschnittlich geschätzte Produktivitätsein-

busse von 15% der alkoholerkrankten Mitarbeitenden (vgl. Fischer, Hauck, Telser 2010: 36). 

Bei den untersuchten Branchen erwiesen sich das Gastgewerbe und die Baubranche als 

Hochrisikobranchen für Alkoholerkrankungen (vgl. ebd.: 49f.). Diese Zahlen können nur An-

haltspunkte liefern, stützen aber dennoch die Hypothese der gesellschaftlichen, sozialen, aber 

auch volkswirtschaftlichen und versicherungsrechtlichen Relevanz der Thematik.  

1.2 Aktuelle Entwicklungen 

Diverse Untersuchungen bilden sich verändernde Konsummuster innerhalb der Schweizer 

Gesellschaft ab. So nimmt der tägliche Alkoholkonsum seit 25 Jahren kontinuierlich ab. Die 

Zahl der wöchentlich Konsumierenden sowie der Rauschtrinkenden nimmt laufend zu (vgl. 

Lieberherr 2019: 4f.). Die aktuelle soziale und wirtschaftliche Ausnahmesituation während der 

Covid-19 Pandemie bringt neue Stressoren mit sich, die wiederum neue Risikogruppen für 

Alkoholkonsum formieren (vgl. Sucht Schweiz 2021: 3f.). Neue Gruppen von Konsumierenden 

werden insbesondere im Gesundheitssektor, Verkauf und im Transportwesen vermutet. Auch 

sind Zunahmen riskanter Konsummuster bei Personen wahrscheinlich, die bereits zuvor Alko-

hol zur Stressregulierung oder Selbstmedikation einsetzten (vgl. ebd.: 7). Diese Entwicklung 

kann sich mittelfristig auch auf die Arbeitswelt auswirken. Das an Relevanz gewinnende 

Home-Office bietet Möglichkeiten, auffälliges Konsumverhalten zu verbergen. Gerade in Hin-

blick auf die Rückkehr an den Arbeitsplatz und die damit verbundene soziale Kontrolle wird 

verstärktes Konsumverhalten und dessen Auswirkungen möglicherweise vermehrt beobacht-

bar. Der rechtlich korrekte und unterstützende Ansatz in der Begleitung von alkoholkonsumie-

renden und alkoholisierten Mitarbeitenden am Arbeitsplatz erscheint in Anbetracht dieser 

neuen Entwicklungen als sehr relevant. 
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1.3 Erkenntnisinteresse und Ziele der MAS-Arbeit 

Die Auswirkungen von Alkoholkonsum zeigen sich gemäss obigen Ausführungen als äusserst 

diffus und teilweise auch sozial erwünscht, man denke zum Beispiel an den dank des Konsums 

gut gelaunten Arbeitskollegen am Weihnachtsessen. Durch den im Arbeits- und Sozialversi-

cherungsrecht geltenden gesetzlichen Rahmen wird die Thematik in der Arbeitswelt zusätzlich 

komplexer. Die Autorin ist als Sozialarbeiterin in der Betrieblichen Sozialberatung auf Vertrags-

basis tätig und damit in der Beratung primär mit Personen in Arbeitsverhältnissen, aus dem 

Personalwesen und in Führungsfunktionen konfrontiert. Das Thema Alkoholkonsum und der 

Umgang mit potenziell alkoholisierten Mitarbeitenden zeigt sich auffallend präsent. Mit folgen-

den Fragestellungen wurde seitens verschiedener Personen im Beratungskontext an die Au-

torin herangetreten: 

- Wann ist Alkoholkonsum am Arbeitsplatz erlaubt?  

- Ist Alkoholkonsum ausschliesslich Privatsache?  

- Wer diagnostiziert zu welchem Zeitpunkt einen problematischen Alkoholkonsum und 

(wie) erfahren Arbeitgebende davon? 

- Wie und durch wen soll ein vermutetes, auffälliges Trinkverhalten thematisiert werden? 

- Wann sind alkoholisierte Mitarbeitende freizustellen? 

- Wann sind weitere arbeitsrechtliche Massnahmen angezeigt und wie verläuft das kor-

rekte Verfahren? 

- Mittels welcher Massnahmen kann die Fürsorgepflicht bei einem vermuteten regelmäs-

sigen Alkoholkonsum gewährleistet werden? 

- Wie wird Suchtprävention zielführend im Betrieb implementiert? 

Durch diese Fragestellungen leitet die Autorin ab, dass sowohl unter direkt wie auch indirekt 

Betroffenen, Vorgesetzten, Personalverantwortlichen und Beratungspersonen oft unzu-

reichendes Wissen über die Rechtslage herrscht. Dies wiederum kann zu Massnahmen in der 

Praxis führen, die kostspielige und nicht nachhaltige Folgen mit sich bringen. Aus diesem 

Grund werden in der MAS-Arbeit die relevanten Rechtsgrundlagen bezüglich Alkoholisierung 

am Arbeitsplatz und die Handlungsoptionen im Arbeitsrecht und an den Schnittstellen zum 

Sozialversicherungsrecht zusammengestellt. Damit soll eine Wissensbasis für eine professio-

nelle, rechtlich korrekte und nachhaltige Begleitung und Beratung von direkt betroffenen Per-

sonen mit auffälligem Alkoholkonsum und indirekt Betroffenen wie Führungspersonen, Perso-

nalabteilungen, Sozialberatungsstellen, Case Manager/innen und weiteren Beratungsperso-

nen geschaffen werden. 
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1.4 Fragestellung 

Abgeleitet aus den obigen Ausführungen sind die nachfolgenden Fragestellungen als Rahmen 

für die vorliegende MAS-Arbeit entstanden: 

 

Welche Rechtsfragen stellen sich bei Alkoholkonsum im Arbeitsverhältnis für Arbeitge-

bende und (betroffene) Arbeitnehmende und wie wird damit in der Praxis umgegangen? 

 

Unterfragestellung 1  

Welche Rechtsfragen stellen sich bei Alkoholkonsum im Arbeitsverhältnis für Arbeitgebende 

und (betroffene) Arbeitnehmende?  

- Welche Rechte und Pflichten haben Arbeitgebende bei Verdacht oder Wissen um Al-

koholkonsum von Mitarbeitenden und welche Vorkehrungen dürfen sie treffen? 

- Welche Rechte und Pflichten haben alkoholkonsumierende Mitarbeitende gegenüber 

ihren Arbeitgebenden? 

- Welche Rechtsfragen stellen sich beim Übergang zu den Sozialversicherungen und 

gewählten Privatversicherungen?  
 

Unterfragestellung 2 

Wie wird in der Praxis in unterschiedlichen Branchen mit dem Alkoholkonsum von Mitarbei-

tenden umgegangen? 

1.5 Begriffsklärung 

Die folgenden Definitionen beschreiben die relevantesten Begrifflichkeiten mit dem Zweck, die 

Fragestellungen weiter zu präzisieren.  

1.5.1 Alkoholkonsum 

Die Medizin ordnet Abhängigkeitserkrankungen im ICD-10 den Psychischen und Verhaltens-

störungen durch psychotrope Substanzen zu. Die Schweizer Alkoholpolitik definiert die Be-

grifflichkeiten anhand der verschiedenen Konsummuster und Lebenssituationen (vgl. BAG 

2021b). Für die Ausführungen werden folgende Definitionen verwendet: 

Von risikoreichem Alkoholkonsum wird dann gesprochen, wenn durch das Konsumieren 

von Alkohol die eigene Gesundheit oder Schädigungen von Drittpersonen in Kauf genommen 

werden. Riskante Konsummuster generieren an sich aber noch keine physischen, psychi-

schen oder sozialen Schäden (vgl. Dilling, Mambour, Schmidt 2015: 113). Diese Begrifflichkeit 

wird synonym zum problematischen Konsum verwendet (vgl. BAG 2021b).  
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Gemäss ICD-10 liegt Alkoholmissbrauch vor, wenn der Konsum zu körperlichen, sozialen 

oder psychischen Folgeschäden führt, ohne dass eine Abhängigkeit vorliegt. Synonym kann 

auch von einem schädlichen Gebrauch gesprochen werden (vgl. Dilling et al. 2015: 113).  

Das Abhängigkeitssyndrom oder die Abhängigkeit definiert gemäss ICD-10 eine Gruppe 

von Verhaltens-, kognitiven und körperlichen Phänomenen, die sich nach wiederholtem Sub-

stanzgebrauch entwickeln. Typischerweise besteht ein starker Wunsch, die gewählte Sub-

stanz einzunehmen (1) und Schwierigkeiten, den Konsum zu kontrollieren (2). Dem Substanz-

gebrauch wird Vorrang vor anderen Aktivitäten und Verpflichtungen gegeben (5). Es entwickelt 

sich eine Toleranzerhöhung (4) und manchmal ein körperliches Entzugssyndrom (3). Der Kon-

sum wird weitergeführt trotz schädlicher Folgen (6). Zur Diagnostik eines Abhängigkeitssyn-

droms müssen von den in Klammern vermerkten, sechs Kriterien mindestens drei einen Monat 

lang gleichzeitig vorhanden sein (vgl. Dilling et al. 2015: 114ff.). Die Abgrenzung von Alkohol-

missbrauch und Abhängigkeit zeigt sich für die Fachärzteschaft als Herausforderung.  

Die Begrifflichkeit der Alkoholsucht ist in der Literatur nicht klar definiert und wird primär um-

gangssprachlich verwendet. Die WHO schlägt vor, auf die Nutzung dieses Begriffs zu verzich-

ten und stattdessen konsequent den Begriff der Abhängigkeit zu verwenden (vgl. Küf-

ner/Soyka 2008: 8). Entsprechend wird es in dieser Arbeit gehandhabt.  

Alkoholisierung wird gesetzlich im Wesentlichen nur im Strassenverkehrsrecht verbindlich 

definiert. Die MAS-Thesis orientiert sich an der grundlegenden Definition des Dudens: Alko-

holisierung bedeutet «unter der Wirkung alkoholischer Getränke stehend» (Duden 2021) und 

wird synonym zur Berauschung verwendet. Dabei ist nicht die Konsummenge entscheidend, 

sondern die aus dem Konsum erfolgte Wirkung. Ebenso bedingt dies keine Abhängigkeit und 

keinen Alkoholmissbrauch, sondern kann sich auch innerhalb des problematischen Konsums 

bewegen.  

Alkoholiker und Alkoholikerinnen zeigen körperliche, soziale oder psychische Folgeschä-

den durch übermässigen Alkoholkonsum (vgl. Alkoholmissbrauch) oder erfüllen die Kriterien 

für eine Alkoholabhängigkeit. Die konsumierte Alkoholmenge ist dabei irrelevant (vgl. Soyka 

2009: 13).  

Krankheitswert: Eine Krankheit definiert sich im Sozialversicherungsrecht gemäss Art. 3 Abs. 

1 ATSG und kann unter Umständen vom medizinischen Krankheitsbegriff abweichen (BGE 

130 V 284, E. 3, S. 285). In Kombination mit der Definition der Arbeitsunfähigkeit (Art. 6 ATSG) 

setzt sie für die Geltendmachung von Leistungsansprüchen nebst Behandlungserfordernis     

oder Arbeitsunfähigkeit eine gewisse Schwere der Beeinträchtigung voraus (BGE 137 V 295, 

E. 4.2.2, S. 298). Für einige gesundheitliche Reaktionen wird daher kein Krankheitswert und 

keine medizinisch erklärbare Arbeitsunfähigkeit erreicht (vgl. SIM 2013: 4). 
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1.5.2 Weitere Begrifflichkeiten 

Arbeitnehmende wird in der vorliegenden Arbeit synonym zu Mitarbeitende und beschäf-

tigte Personen verwendet. Es handelt sich um Personen, die sich innerhalb eines Arbeitsver-

trages verpflichten, eine entgeltliche Arbeitsleistung unter Eingliederung in eine fremde Ar-

beitsorganisation zu erbringen. Entscheidend ist die rechtliche Unterordnung und das Dauer-

schuldverhältnis (diverse Urteile, z.B. BGer 4A_344/2015 vom 10.12.2015, E. 3.4). Die vorlie-

gende Arbeit beschränkt sich auf in der Schweiz wohnhafte, mündige Personen. Dies mit dem 

Hintergrund, dass bei Grenzgängern und Grenzgängerinnen im Bereich Sozialversicherungen 

weitergehende Gesetzesgrundlagen zu beachten wären, die aus Kapazitätsgründen in dieser 

Arbeit nicht thematisiert werden können. Auch schwangere und stillende Mütter werden auf-

grund des Sonderschutzes (Art. 62 ArGV 1) explizit von dieser Arbeit ausgenommen.  

Arbeitgebende sind mehrheitlich juristische Personen, die sich von Arbeitnehmenden Arbeits-

leistung versprechen lassen und sich gleichzeitig zur Zahlung eines Lohnes verpflichten. Die 

Rechtstellung wird insbesondere durch das Weisungsrecht und die Fürsorgepflicht charakte-

risiert. Sie üben Rechte und Pflichten über Organe und Stellvertretende aus (Art. 319, 322 OR, 

vgl. Geiser et al. 2019: 70). 

Leitende Arbeitnehmende werden in dieser Arbeit synonym zu vorgesetzten Personen       

oder Führungspersonen verwendet. Es handelt sich um Personen, die aufgrund ihrer Stel-

lung und Verantwortung über weitreichende Entscheidungsbefugnisse und ein beschränktes 

Weisungsrecht verfügen oder Entscheide von grosser Tragweite massgeblich beeinflussen 

(Art. 3 lit. d ArG, Art. 9 ArGV 1). 

Unter Personalabteilung oder synonym HR-Fachpersonen oder die Abteilung Human Re-

sources werden in der vorliegenden Arbeit die mit der Betreuung und Rekrutierung von Mit-

arbeitenden beauftragte, betriebsinternen Arbeitskräfte verstanden. 

Die MAS-Thesis konzentriert sich auf unbestrittene Arbeitsverhältnisse, die mittels Vertrag 

gemäss OR oder in öffentlich-rechtlicher Anstellung basierend auf die Bundes-, Kantons-, oder 

Gemeindegesetzgebung über Verträge oder Verfügungen gebildet werden. Die Rechtsgrund-

lagen unterscheiden sich im privaten zum öffentlichen Recht. Bei einem öffentlich-rechtlichen 

Anstellungsverhältnis handelt es sich bei einem Vertragspartner als staatliche Partei, die im-

mer ans Legalitätsprinzip und das Rechtsstaatprinzip, also das Verhältnismässigkeitsprinzip 

und Rechtsgleichheitsgebot gebunden ist (vgl. Geiser et al. 2019: 91-94). Wo es thematisch 

relevant erscheint, wird auf die spezifischen Unterschiede eingegangen. Auftrags- und spezi-

elle Vertragsverhältnisse werden nicht berücksichtigt.  
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1.6 Methodisches Vorgehen und Gliederung der Arbeit 

Bei der vorliegenden MAS-Arbeit handelt es sich um eine Theoriearbeit. Die Vorgehensweise 

bildet daher auch die Gliederung der Arbeit ab; in einem ersten Schritt wurde eine umfangrei-

che und systematische Literaturrecherche zum Thema Alkoholkonsum in der Schweiz durch-

geführt. Dabei spielten insbesondere die Erhebungen des Bundesamts für Gesundheit BAG 

sowie dessen Abteilung Prävention und nichtübertragbare Krankheiten eine grosse Rolle. Des 

Weiteren wurde auf Literatur und Studien von Sucht Schweiz und weitere themenspezifische 

Literatur zurückgegriffen. Die Resultate dieser Recherche sind primär im ersten Kapitel vorzu-

finden. 

Basierend auf diese Herleitung fand eine systematische Überprüfung der Rechtslage statt. 

Zunächst wurden dazu zahlreiche Rechtsgrundlagen in Form von Gesetzen und Verordnun-

gen gesichtet und in Bezug zur Thematik gesetzt. Diese Grundlage wurde gestützt und ergänzt 

durch wesentliche Hilfsmittel aus der Literatur wie Rechtskommentare, Rechtsprechung und 

Magazinbeiträge von juristischen oder medizinisch ausgebildeten Verfassenden. Als Praxis-

bezug wurden einige auf das Themenfeld bezogene, potenziell sicherheitsbedürftigen Bran-

chen anhand ihrer Gesamtarbeitsverträge GAV genauer betrachtet. Zum Thema Privatrecht 

wurden gewählte Versicherungsbedingungen beigezogen. Dieses spezifische, methodische 

Vorgehen wird im Kapitel 3.2.4 erläutert. Des Weiteren wurde Literatur zum Thema Suchthilfe 

ergänzend beigezogen zur Erarbeitung der anschliessenden Empfehlungen. Die Erkenntnisse 

werden primär in den Kapiteln zwei und drei präsentiert.  

Sämtliche zusammengetragenen Informationen bilden die Basis für die aus der Literaturarbeit 

resultierenden, abschliessenden Schlussfolgerungen und den Ausblick in Kapitel vier.  
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2 Rechtslage Arbeitsrecht 

Ein Beschäftigungsverhältnis wird in der Schweiz sowohl durch vertragliche Vereinbarungen 

als auch durch arbeitsrechtliche Vorschriften geregelt. Ein Arbeitsvertrag und dessen Folgen 

beschränken sich jedoch nicht auf die zwei unterzeichnenden Parteien. In Kapitel zwei werden 

nebst den arbeitsrechtlichen Grundlagen, Rechten und Pflichten auch erweiterte Rechtsge-

biete und Spezialgesetze sowie verschiedene Branchenexkurse miteinbezogen. Kapitel drei 

wird sich anschliessend mit den an ein Arbeitsverhältnis geknüpfte, sozialversicherungsrecht-

liche Fragestellungen befassen. 

2.1 Gesetzliche Grundlage – die persönliche Freiheit 

Die Schweizerische Bundesverfassung bildet die Basis für sämtliche ihr untergeordneten Ge-

setze, Verordnungen und Erlasse auf Bundes-, Kantons-, oder Gemeindeebene. Art. 10 Abs. 

2 BV legt fest, dass jeder Mensch ein Recht auf persönliche Freiheit hat. Dies umfasst nebst 

der Bewegungsfreiheit und dem Recht auf körperliche Unversehrtheit auch das Recht auf 

Selbstbestimmung. Jedes Individuum ist berechtigt, eine Situation eigenständig einzuschätzen 

und eigene Handlungen nach der subjektiven Einschätzung auszurichten (BGE 90 I 29, E. 3, 

S. 36f.). Das Recht auf persönliche Freiheit wird mittels Gesetzgebung im Zivilrecht sowie im 

zivilrechtlichen und im öffentlich-rechtlichen Arbeitsvertragsrecht verankert (Art. 35 BV, Art. 

27, 28 ZGB, Art. 328 OR, Art. 6 ArG). Das Selbstbestimmungsrecht bildet die Gesetzesbasis 

für einen selbstgewählten Konsum von Alkohol. Ein generelles Alkoholverbot im privaten und 

im Arbeitsbereich könnte im Schweizer Rechtsstaat demnach nicht zulässig sein. Verschie-

dene, an ein Arbeitsverhältnis geknüpfte 

Spezialgesetze und Reglemente bilden wei-

tere Kriterien für die Beurteilung einzelner 

Aspekte um die Thematik ab (Abb. 2). Im 

Vordergrund steht das Schutzziel der Ver-

hinderung von Selbst- und Fremdgefähr-

dung, insbesondere, wenn mit Alkoholkon-

sum Sicherheitsaspekte innerhalb eines Be-

triebes berührt werden (vgl. Schwaninger 

2011: 17).  

Bei der Beurteilung von Situationen einer Al-

koholisierung am Arbeitsplatz ist also aus 

arbeitsrechtlicher Sicht stets die persönliche 
Abb. 2) Überblick Rechtsnormen Arbeitsrecht, ei-

gene Darstellung (in Anlehnung an Geiser, Müller, 

Pärli 2019: 1, Abb. 1) 

Bundesverfassung

OR, ZGB, ArG, GIG, 
Personalgesetz, -verordnung

Relevante Einzelgesetze

GAV

Betriebsordnung

Arbeitsvertrag

Reglemente, Vertragszusätze

Weisungen
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Freiheit der Gewährleistung der Sicherheit Aller gegenüber zu stellen, verbunden mit den je-

weiligen Rechten und Pflichten. Dass sich dieses Spannungsfeld in der Praxis als Herausfor-

derung zeigen kann, scheint naheliegend. 

In der Folge wird die obige Wissensbasis weiter ausgebaut, indem auf die Einzelgesetze und 

die daraus resultierenden Rechte und Pflichten im Arbeitsverhältnis eingegangen wird. Dabei 

wird die Abfolge der relevanten Fragen in chronologischer Form gewählt; bei Entstehung eines 

Arbeitsverhältnisses (Kapitel 2.2), bei Bestehen eines Arbeitsverhältnisses (Kapitel 2.3 und 

2.4) bis zu einer allfälligen Beendigung eines Arbeitsverhältnisses (Kapitel 2.5).  

2.2 Entstehung eines Arbeitsverhältnisses 

Während eines Auswahlverfahrens für eine Arbeitsstelle ist es potenziellen Arbeitgebenden 

erlaubt, über die bewerbende Person Informationen einzuholen, die sich auf die objektive Eig-

nung für die infrage kommende Stelle beziehen (Art. 328b OR, Art. 4 DSG). Alles Darüberhin-

ausgehende ist nicht zulässig (vgl. Pärli 2018: 705, 707). Wird eine wesentliche und erlaubte 

Frage fehlerhaft beantwortet und Arbeitgebende erhalten später Kenntnis davon, so sind sie 

berechtigt, den Vertrag nachträglich einseitig aufzulösen aufgrund Mangels an gegenseitigem 

Willen (vgl. Streiff et al. 2012: 149f.). Die sich bewerbende Person darf jedoch eine unzulässige 

Frage unwahr beantworten und sich damit dem sogenannten Notwehrrecht der Lüge bedienen 

(vgl. Pärli 2018: 705, 707). Gesundheitsdaten sind besonders schützenswerten Personenda-

ten (Art. 3 lit. c Abs. 2 DSG). Gemäss Pärli (2018: 705) sind daher im Bewerbungsverfahren 

ausschliesslich Fragen nach aktuell akuten oder chronischen Krankheiten sowie absehbaren, 

zukünftigen Gesundheitsschädigungen, wie beispielsweise eine Abhängigkeitserkrankung mit 

Auswirkungen auf die Arbeitsfähigkeit zulässig. Alles was die Arbeitsfähigkeit nicht tangiert ist 

unzulässig (vgl. ebd.). Gleichzeitig haben Bewerbende eine sogenannte vorvertragliche Of-

fenbarungspflicht. Sie haben also potenziellen Arbeitgebenden alles aktiv mitzuteilen, was sie 

zur Übernahme einer Arbeit als absolut ungeeignet erscheinen lässt, die vertragsgemässe 

Arbeitsleistung praktisch ausschliesst oder diese erheblich behindert (BGE 132 II 161, E. 4.2, 

S. 166). Dies könnte vermutlich im Fall einer diagnostizierten Alkoholabhängigkeit mit akutem 

Konsum und abgegebenen Führerausweis bei einer Stellenbewerbung als Buskraftfahrendem 

zutreffend sein. Davon abgesehen ist allerdings zu beachten, dass die Offenbarungspflicht 

bezüglich psychischer Probleme – was einen ausgeprägten Alkoholkonsum definitionsgemäss 

umfasst – generell nur zurückhaltend anzunehmen ist (BGer 8C_417/2011 vom 03.09.2012, 

E. 4.4). Personen mit schädlichen Alkoholkonsummustern sind oft lange Zeit nicht in der Lage, 

sich ihren Konsum oder dessen Auswirkung auf die Arbeitsfähigkeit einzugestehen. Es kann 

davon ausgegangen werden, dass sich die Offenbarungspflicht auf den der bewerbenden Per-

son bekannte Beeinträchtigungen beschränkt.  
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2.3 Arbeitsvertrag  

Ist ein Arbeitsvertrag entstanden, so tauschen zwei Parteien – Arbeitgebende und Arbeitneh-

mende – basierend auf eine übereinstimmende Willensäusserung vermögenswerte Leistun-

gen aus; Arbeit gegen Lohn. Das Arbeitsverhältnis wird jeweils von weiteren Nebenpflichten 

bestimmt (vgl. Geiser et al. 2019: 69). In der Folge werden zunächst Rechte und Pflichten von 

Arbeitnehmenden und anschliessend die selbigen von Arbeitgebenden erläutert und in Bezug 

zur Thematik gesetzt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2.3.1 Rechte und Pflichten von Arbeitnehmenden 

2.3.1.1 Persönliche Arbeitspflicht 

Arbeitnehmende verpflichten sich mittels Unterzeichnung eines Einzelarbeitsvertrages zur 

persönlichen Erbringung einer Arbeitsleistung (Art. 319, 321 OR). Lohn gegen Arbeit gilt auch 

in öffentlich-rechtlichen Anstellungen und wird in den jeweils geltenden Personalgesetzen fest-

gehalten (vgl. Streiff et al. 2012: 122). Diese Pflicht umfasst in erster Linie die Arbeitsleistung 

an sich und knüpft damit nicht an einen Erfolg oder an eine explizite Aktivität an, auch ein 

Beschäftigungsanspruch ist daraus nicht ableitbar (vgl. ebd.: 71ff., 106). Der konkrete Inhalt 

der Arbeitspflicht wird durch den Arbeitsvertrag, die darin integrierten Reglemente und das 

Weisungsrecht konkretisiert (vgl. Geiser et al. 2019: 137).  
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Kapitel 2.3.1
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Weisungsbefolgung
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Treuepflicht 
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Kapitel 2.3.2
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Weisungsbefugnis
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Verhinderung von 
GefährdungAbb.3) Überblick über Pflichten im Arbeitsverhältnis, eigene  

Darstellung 
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2.3.1.1.1 Wegfall und Verletzung der persönlichen Arbeitspflicht 

Die Arbeitspflicht kann aus unterschiedlichen Gründen entfallen, so beispielsweise aufgrund 

unverschuldeter Verhinderung an der Arbeitsleistung, Ferien und Freizeit oder aber in Fällen 

des Annahmeverzugs (vgl. Streiff et al. 2012: 170, Art. 324, 324a OR).  

Bei schuldhafter Nichterfüllung der Arbeitspflicht oder Verlassen der Arbeitsstelle durch den 

Arbeitnehmenden ohne wichtigen Grund können Arbeitgebende den Lohn verweigern, die ver-

letzte Pflicht einklagen oder das Arbeitsverhältnis unter Umständen kündigen (vgl. Geiser et 

al. 2019: 143). Erscheint eine beschäftigte Person ohne Information oder Nennung von wich-

tigen Gründen nicht bei der Arbeit, so erweist sich eine schriftliche Aufforderung der Arbeitge-

benden zur Wiederaufnahme der Arbeit oder Beibringung eines Arbeitsunfähigkeitszeugnis-

ses sowie Information über die Konsequenzen als zweckmässig. Bei Rückkehr an den Arbeits-

platz können weitere arbeitsrechtliche Massnahmen geprüft werden wie eine Verwarnung (vgl. 

Geiser et al. 2019: 143f.). Im Falle von bereits beobachteten, gesundheitlichen Schwierigkeiten 

wie einer Alkoholthematik ist davon auszugehen, dass seitens Arbeitgebenden zusätzliche 

Unterstützungsmassnahmen im Rahmen der Fürsorgepflicht angeboten werden sollten. 

2.3.1.2 Pflicht zur Weisungsbefolgung 

Die Pflicht zur Befolgung von Weisungen von den Arbeitgebenden an die Arbeitnehmenden 

ergibt sich aus Art. 321d Abs. 2 OR. Weisungen dienen der Konkretisierung des Arbeitsver-

hältnisses, werden einseitig durch die Arbeitgebenden erlassen und sind empfangsbedürftig. 

Die Beschäftigten haben Weisungen nach Treu und Glauben zu erfüllen, sofern diese zumut-

bar, nicht schikanös, nicht unsittlich, nicht widerrechtlich oder unmöglich sind und nicht in die 

Persönlichkeitsrechte der Arbeitnehmenden eingreifen. Es ist bei der Beurteilung zwischen 

Persönlichkeitsschutz und Weisungsbefugnis eine Interessensabwägung vorzunehmen; je 

grösser das betriebliche Interesse, desto weiter darf in das Persönlichkeitsrecht eingegriffen 

werden. Wird eine rechtmässige Weisung nicht befolgt, so kann dies allgemeine Disziplinar-

massnahmen nach sich ziehen wie Verwarnungen, Verweise, Schadensersatzforderungen    

oder Kündigungen (vgl. Geiser et al. 2019: 148ff., Streiff et al. 2012: 237ff.). 

2.3.1.3 Sorgfalts- und Treuepflicht 

Die Treuepflicht der Arbeitnehmenden gilt als Gegenstück zur Fürsorgepflicht der Arbeitge-

benden und unterstreicht die persönliche Bindung zwischen den Parteien (Art. 321a OR). Sie 

umfasst sowohl Unterlassungspflichten; keine Schädigung des Arbeitgebenden, als auch 

Handlungspflichten; sorgfältige Arbeitsausführung im Interesse des Arbeitgebenden, Informa-

tionspflicht, Pflicht zur Leistung von Überstunden und die Pflicht zum positiven Zutun. Diese 

Verpflichtung besteht in dem Umfang, wie sie zur Erreichung und Sicherung des Arbeitserfol-

ges notwendig ist. Sie wird durch die überwiegenden Eigeninteressen der Arbeitnehmenden 
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begrenzt. Die Beurteilung der Spannweite ist somit ebenfalls das Resultat einer Interessens-

abwägung. Die Norm ist dispositiv und kann im Arbeitsvertrag weiter ausgedehnt oder mittels 

Reglementen konkretisiert werden (vgl. Blesi 2018: 265, Streiff et al. 2012: 171-178).  

2.3.1.3.1 Arbeitssicherheit und berauschter Zustand 

Im Arbeitsgesetz werden Arbeitnehmende berechtigt und gleichzeitig verpflichtet, die Arbeit-

gebenden bei der Durchführung der Vorschriften über den Gesundheitsschutz, die Gesund-

heitsvorsorge und die damit verbundenen Arbeitssicherheitsmassnahmen zu unterstützen. 

Entsprechende Weisungen sind im Rahmen der Treuepflicht zu befolgen und Arbeitnehmende 

haben eine Meldepflicht (Art. 6 Abs. 3 ArG, Art. 6, 10 ArGV 3). Bei Zuwiderhandeln bezüglich 

Vorschriften über den Gesundheitsschutz sind Arbeitnehmende strafbar (Art. 60 ArG).  

Das Unfallversicherungsgesetz kennt spezifische Regelungen bezüglich Arbeitssicherheit. 

Wer durch Arbeit im berauschtem Zustand – wie beispielsweise durch den Konsum von Alko-

hol verursacht – sich selber oder Andere gefährdet, verstösst gegen das Unfallversicherungs-

gesetz (Art. 82 UVG, Art. 11 Abs. 3 VUV). Gleichzeitig verletzt diese Person, wissend um die 

eigene Berauschung, ihre Pflichten aus dem Arbeitsvertrag und demnach die Treuepflicht ge-

genüber dem Arbeitgebenden, was eine Haftung und Schadensersatzpflicht nach sich ziehen 

kann (Art. 321 a, d, e OR, vgl. Schwaninger 2011: 17). Auch Arbeitgebende, die um die Alko-

holisierung von Mitarbeitenden und der damit verbundenen Gefährdung wissen und sie trotz-

dem arbeiten lassen, verstossen gegen Art. 6 ArG und Art. 82 UVG.  

2.3.1.3.2 Mitteilungs- und Auskunftspflicht 

Die Mitteilungs- und Auskunftspflicht der Arbeitnehmenden ist ein weiterer, direkter Ausfluss 

aus der Treuepflicht. Sie umfasst die Verpflichtung, unaufgefordert, wahrheitsgetreu, vollstän-

dig sowie rechtzeitig über alle für die Arbeitgebenden wesentlichen Tatsachen zu informieren. 

Meldepflichten können vertraglich vereinbart oder durch Weisung der Arbeitgebenden ange-

ordnet werden (vgl. Streiff et al. 2012: 176). Arbeitnehmende sind damit auch verpflichtet, Ar-

beitgebende rasch, kontinuierlich und vollständig über die Tatsache an sich, den Grad sowie 

voraussichtliche Dauer einer Arbeitsunfähigkeit zu informieren. Dies bezieht sich aber nicht 

auf Therapien oder Diagnosen (vgl. Pärli, Hug, Petrik 2013: 56). Über noch nicht eingetretene 

Arbeitsunfähigkeiten besteht keinerlei Auskunftspflicht (vgl. Pärli 2018: 712, Art. 3 lit. c Ziff. 2 

DSG). Eine Offenlegung «beliebiger Krankheiten» wäre lediglich bei Gefährdung anderer Per-

sonen aus der Treuepflicht abzuleiten (BGer 4C_192/2001 vom 17.10.2001, E. 2b/aa). 

2.3.2 Rechte und Pflichten der Arbeitgebenden  

Nachdem die grundlegenden Rechte und Pflichten der Arbeitnehmenden ausführlich dargelegt 

wurden, widmet sich das Folgekapitel den geltenden Grundlagen für die Arbeitgebenden. 
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2.3.2.1 Lohnzahlungspflicht 

Gemäss Art. 319 und Art. 322 OR sind Arbeitgebende zu einer Lohnzahlung gegenüber ihren 

Arbeitnehmenden verpflichtet. Diese Hauptpflicht innerhalb eines Arbeitsverhältnisses bildet 

das Gegenstück zur Arbeitspflicht der Arbeitnehmenden. Direkt an die Lohnzahlungspflicht ist 

die Lohnfortzahlungspflicht als Konkretisierung der Fürsorgepflicht geknüpft (vgl. Geiser et al. 

2019: 70, Streiff et al. 2012: 273, 406). Die Lohnfortzahlungspflicht gilt ebenfalls im öffentlich-

rechtlichen Anstellungsverhältnis, die Details sind in den Personalgesetzen festgehalten. 

2.3.2.1.1 Exkurs Lohnfortzahlung 

Wer an der Arbeit verhindert ist, kann auch keinen Lohn verdienen – soweit das Grundprinzip. 

Art. 324a OR statuiert aber eine Ausnahme von diesem arbeitsrechtlichen Prinzip, wobei die 

Gründe für den Arbeitsausfall unverschuldet und in der betroffenen Person zu finden sein müs-

sen (vgl. Abb. 4).  

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. 4) Schema Lohnfortzahlung gemäss Art. 324a OR, eigene Darstellung 
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gesetzlicher Pflichten oder die Ausübung eines öffentlichen Amtes sein, wobei diese Auffüh-

rung nicht als abgeschlossen betrachtet werden kann. Umfasst wird aber nicht nur die Unmög-

lichkeit einer Arbeitsleistung, sondern auch deren (funktionsbezogene) Unzumutbarkeit (vgl. 

Geiser et al. 2019: 192, Streiff et al. 2012: 407). Mit «Gründen des Arbeitsausfalls in der be-

troffenen Person» sind also alle Situationen gemeint, in denen es Arbeitnehmenden nicht zu-

gemutet werden kann oder es unmöglich ist, die Interessen des Arbeitgebenden über die ei-

genen Interessen an Genesung oder über die Erfüllung von Verpflichtungen zu stellen (vgl. 

Häberli 2018: 132f.).  

2.3.2.1.1.2 Die Verschuldensfrage 

Lohnfortzahlung seitens Arbeitgebenden wird unter der zweiten Voraussetzung geschuldet, 

dass die Arbeitsverhinderung ohne Verschulden der beschäftigten Person zustande kam. Ver-

schulden kann nur bei Absichtlichkeit (Vorsatz) oder Eventualvorsatz vorliegen. Die Arbeits-

verhinderung muss also von den betroffenen Arbeitnehmenden mindestens in Kauf genom-

men worden sein. Liegt eine erwiesene Vorsätzlichkeit vor, so kann dies dazu führen, dass 

kein Lohnanspruch geschuldet wird. Grobfahrlässigkeit kann dagegen zu Kürzungen führen, 

während leichte Fahrlässigkeit unberücksichtigt bleibt. Zur Begründung von Kürzungen inner-

halb von Lohnfortzahlungen können im Arbeitsrecht andere Kriterien gelten als im Versiche-

rungsrecht. Die Beurteilungen der Unfall- oder Krankentaggeldversicherung können jedoch als 

Anhaltspunkte dienen (vgl. Häberli 2018: 133, Streiff et al. 2012: 460ff.).  

Krankheiten – worunter eine Alkoholabhängigkeit in der Regel verstanden wird – werden ge-

mäss Häberli (2018: 133) in der Praxis in sehr seltenen Fällen als selbstverschuldet betrachtet. 

Ein Selbstverschulden könnte allenfalls dann angenommen werden, wenn betroffene Beschäf-

tigte sich einer anerkannten, medizinischen Behandlungsmethode verweigern oder ärztliche 

Anordnungen missachten, worunter auch die Einnahme von Medikamenten fallen kann. Auf-

grund der persönlichen Freiheit ist allerdings Selbstverschulden in diesen Fällen nur bei grob 

unsinnigem Verhalten anzunehmen (vgl. Streiff et al. 2012: 461). Die Rechtslage bei Arbeits-

verhinderung aufgrund von Substanzabhängigkeiten ist allerdings umstritten. Trotz Vorliegens 

einer Erkrankung ist gemäss Streiff (ebd.: 461) ein Element des Selbstverschuldens nicht ganz 

negierbar. Abhängigkeit werde jedoch als Ausdruck einer schwer zu beherrschenden Persön-

lichkeitsstruktur betrachtet und als Resultat einer langen Entwicklungsphase. Das Verschul-

den trete damit in den Hintergrund und die Arbeitsverhinderung werde tendenziell von Art. 

324a OR umfasst (vgl. ebd.).  

2.3.2.1.1.3 Die Beweisbarkeit 

Die Beweis-, wie auch die Beweisführungslast für eine Arbeitsverhinderung liegt bei den Ar-

beitnehmenden. Der Beweis kann mittels Arztzeugnis oder anderen, geeigneten Beweismittel 
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erbracht werden (vgl. Geiser et at 2019: 194, Streiff et al. 2012: 419). Bei Zweifeln an Beweisen 

aufgrund objektiver Anhaltspunkte haben Arbeitgebende die Möglichkeit, gestützt auf die Treu-

epflicht, die Vertrauensärzteschaft beizuziehen. Dies unter der Voraussetzung des Vorliegens 

einer entsprechenden vertraglichen Regelung. Eine unrechtmässige Verweigerung einer ver-

trauensärztlichen Untersuchung durch die beschäftigte Person zieht das Ende der Lohnfort-

zahlung nach sich (vgl. Streiff et al. 2012: 424f.). Die Massnahme hat allerdings dem Verhält-

nismässigkeitsprinzip zu entsprechen. Es ist zu beachten, dass Vertrauensärzte an eine stark 

eingeschränkte Auskunftspflicht gebunden sind (vgl. Geiser et al. 2019: 195f.). 

Nach diesem Exkurs in die Fragestellungen innerhalb der Lohnfortzahlungspflicht wird nun an 

den vorangegangen grundlegenden Pflichten der Arbeitgebenden angeknüpft. 

2.3.2.2 Weisungsrecht und Weisungspflicht 

Arbeitgebende und ihre in Delegation bemächtigten Personen sind berechtigt, den Arbeitneh-

menden Weisungen zu erteilen bezüglich der Ausrichtung, Inhalt und Ausführung der Arbeit 

(Art. 321 OR). Es ist zu berücksichtigen, dass das Weisungsrecht den Arbeitgebenden als 

juristische Personen zustehen und Führungspersonen demnach nur ein beschränktes Wei-

sungsrecht zusteht. Die Schranken des Weisungsrechts finden sich im zwingenden Recht 

(Fürsorgepflicht), in den öffentlich-rechtlichen Bestimmungen wie beispielsweise im Arbeitneh-

merschutz oder Strassenverkehr sowie in den Normen des Privatrechts und Art. 27 ZGB (vgl. 

Geiser et al. 2019: 70, Streiff et al. 2012: 237, 541). 

Falls es zum Schutz von Arbeitnehmenden oder Dritten erforderlich ist greift nebst dem Wei-

sungsrecht eine Weisungspflicht der Arbeitgebenden, um gewünschte Verhaltensweisen an-

zuordnen und durchzusetzen. Dieses Recht geht soweit, wie es die konkreten Sicherheitsbe-

dürfnisse objektiv erfordern (vgl. Pärli 2006: 28, Art. 47 ArG, Art. 69 ArGV 1, Art. 328 OR). Die 

Verletzung dieser Pflicht kann bei Eintreten eines Schadens zivil- und strafrechtliche Konse-

quenzen für Arbeitgebende haben (vgl. Gutzwiller 2019: 17). Folgen einer verletzten Über-

nahme der Weisungspflicht von Vorgesetzten sind arbeitsrechtliche Instrumente wie Verweis 

oder Verwarnungen oder in schweren Fällen Kündigungen (vgl. Streiff et al. 2012: 238, 247).  

Im Falle von alkoholisierten Mitarbeitenden am Arbeitsplatz und damit einhergehender, mög-

licher Selbst- oder Fremdgefährdung haben Arbeitgebende den Betroffenen einer Arbeit zu-

zuweisen, wo diese Gefährdung ausgeschlossen werden kann. Damit einher geht ein zeitlich 

beschränktes Verbot der angestammten Arbeit. Bei Unmöglichkeit einer Versetzung sind sie 

umgehend nach Hause zu schicken (vgl. Schwaninger 2011: 18).  



 

MAS-Thesis Sozialrecht / Michaela Müller  18 

2.3.2.2.1 Freistellung/Wegweisung vom Arbeitsplatz 

Eine Freistellung von der Arbeitspflicht ist aufgrund Fehlens eines gesetzlichen Beschäfti-

gungsanspruchs in den meisten Fällen möglich (vgl. Geiser et al. 2019: 293). Oftmals wird 

diese Massnahme bei Beendigung eines Arbeitsvertrages genutzt, ihr Einsatz kann jedoch 

auch während eines bestehenden Vertragsverhältnisses notwendig werden. Die Freistellung 

ist eine Willenserklärung der Arbeitgebenden zur Befreiung der Arbeitnehmenden von deren 

Arbeitspflicht und ist demnach empfangsbedürftig. Es lohnt sich eine Verschriftlichung. Mit ei-

ner Freistellung geraten Arbeitgebende in Annahmeverzug und sind grundsätzlich lohnfortzah-

lungspflichtig gemäss Art. 324 Abs. 1 OR (vgl. Blesi 2018: 247-251).  

Eine Wegweisung vom Arbeitsplatz aufgrund Alkoholisierung kann aus der Weisungs- und 

Fürsorgepflicht des Arbeitgebenden abgeleitet werden, wenn eine Selbst- oder Fremdgefähr-

dung vermutet wird. In diesem Moment kann die Wegweisung als Freistellung gewertet wer-

den, würde demnach ins Risiko der Arbeitgebenden fallen und gemäss Art. 324 Abs. 1 OR 

den vollen Lohnanspruch nach sich ziehen. Allerdings sind sowohl der Leistungswille wie auch 

das Leistungsvermögen kumulative Voraussetzungen für den Annahmeverzug des Arbeitge-

benden (vgl. Blesi 2018: 253). Dies greift nicht bei an der Arbeitsleistung verhinderten Arbeit-

nehmenden, daher ist in diesen Fällen die Lohnfortzahlungspflicht gemäss Art. 324a OR an-

zuwenden. Wie in Kapitel 2.3.2.1.1 dargelegt, drängt sich damit die Verschuldensfrage auf und 

Kürzungen des Lohnanspruches aufgrund Grobfahrlässigkeit sind denkbar. Es kann alternativ 

überlegt werden, die Beschäftigten anzuweisen, ihre Überstunden einzuziehen, damit würde 

der volle Lohnanspruch weiterbestehen. Dafür ist jedoch das Einverständnis sowohl über den 

Grundsatz, wie auch über deren Dauer und den Zeitpunkt nötig. Zudem muss vertraglich oder 

reglementarisch ein Bezug von Überstunden in der Freizeit vorgesehen sein. Einseitige An-

ordnungen sind aufgrund der notwendigen Ankündigungsfrist kurzfristig schwer umsetzbar, 

können aber mit vertraglicher oder reglementarischer Grundlage als zulässig erachtet werden. 

Des Weiteren ist zu beachten, dass Sinn und Zweck des Bezuges von Überzeit die eigene 

Gestaltung der Freizeit umfasst, was im Falle einer Alkoholisierung nur bedingt der Fall sein 

dürfte (vgl. Streiff et al. 2012: 232, Art 321c Abs. 2 OR).  

Die Weisung des Bezugs von Ferienansprüchen bei kurzfristiger Wegweisung vom Arbeits-

platz ist rechtlich nicht geschützt. Zwar wird der Ferienbezug unter Berücksichtigung von Wün-

schen der Belegschaft grundsätzlich von den Arbeitgebenden bestimmt, jedoch gilt eine An-

kündigungsfrist von zirka drei Monaten heute in der Rechtsprechung als Standard. Der Erho-

lungszweck ist zudem zu gewährleisten (vgl. Streiff et al. 2012: 663-682, Art. 329c Abs. 2 OR, 

Art. 26 Abs. 8 AZGV).  
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2.3.2.3 Fürsorgepflicht, Persönlichkeitsschutz 

Art. 328 OR konkretisiert den Persönlichkeitsschutz für das zivilrechtliche Arbeitsvertragsrecht 

und wird weitgehend als Fürsorgepflicht bezeichnet. Die Fürsorgepflicht der Arbeitgebenden 

bildet das Gegenstück zur Treuepflicht der Arbeitnehmenden. Sie umfasst die Pflicht, die Per-

sönlichkeit und das Leben der Mitarbeitenden zu achten und zu schützen, auf ihre Gesundheit 

gebührend Rücksicht zu nehmen, für die Wahrung der Sittlichkeit zu sorgen sowie das wirt-

schaftliche Fortkommen der Arbeitnehmenden zu fördern (vgl. Geiser et al. 2019: 204). Gleich-

zeit wird eine Unterlassungspflicht umfasst, indem persönlichkeitsverletzende Eingriffe zu ver-

hindern und die Mitarbeitenden entsprechend zu schützen sind. Ebenfalls sind deren Interesse 

nach Treu und Glauben zu wahren. Begrenzt wird die Fürsorgepflicht mit den berechtigen 

Eigeninteressen der Arbeitgebenden (vgl. Streiff et al. 2012: 541). 

Der Schutz vor Eingriffen in die persönliche Integrität und damit der Schutz der physischen, 

psychischen, geistigen und moralischen Unversehrtheit der Arbeitnehmenden als Begrifflich-

keiten werden in den fortführenden Erörterungen nicht fokussiert, können jedoch auch inner-

halb der Thematik an Relevanz gewinnen, insbesondere bei Konfliktsituationen (Art. 8 BV, Art. 

10 Abs. 2 BV, Art. 328 OR, GIG, diverse Artikel in den Einzelgesetzen). 

2.3.2.3.1 Gesundheitsschutz und Arbeitssicherheit 

Der Schutz der körperlichen und geistigen Gesundheit der Arbeitnehmenden umfasst Bestim-

mungen wie Arbeitssicherheit, Ruhepausen, Freizeit und Ferien, sowie den Schutz vor körper-

licher Misshandlung und Schutz der Privatsphäre (vgl. Geiser et al. 2010: 205, Streiff et al. 

2012: 543, Art. 8 Abs. 1 EMRK, Art. 17 Abs. 1 UNO-Pakt II, Art. 13 BV, Art. 328 OR). Der 

Gesundheitsschutz als Pflicht der Arbeitgebenden wird ergänzend im Arbeits- und Unfallver-

sicherungsgesetz geregelt. Die Arbeitgebenden verpflichten sich, zum Schutz der Gesundheit 

der Mitarbeitenden sowie zur Unfallverhütung sämtliche notwendigen, zumutbaren und ange-

messenen Massnahmen zu treffen (Art. 6 ArG, Art. 82 UVG, Art. 328 OR). Mitarbeitende sind 

darüber zu instruieren, welche Gefahren im Tätigkeitsgebiet bestehen und wie diese verhindert 

werden können. Dies umfasst ebenfalls eine Kontrollfunktion zur Sicherstellung der Einhaltung 

von Arbeitssicherheitsmassnahmen (vgl. Streiff et al. 2012: 543f., Art. 6 Abs. 1, 3 VUV, Art. 5 

ArGV 3). Dabei ist die Vorbildfunktion der Arbeitgebenden und deren Führungspersonen zu 

berücksichtigen (vgl. Schwaninger 2011: 17). Unter die zumutbaren Massnahmen fallen auch 

präventive Massnahmen (Art. 2 Abs. 1 ArGV). Arbeitgebende sind beispielsweise aufgefordert, 

ihren Mitarbeitenden Trinkwasser zur Verfügung zu stellen (Art. 35 ArGV 3). Arbeitnehmende 

sind ausserdem am Arbeitsplatz vor schädlichen Auswirkungen des Trinkens zu schützen. Es 

ist also zu verhindern, dass sie in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit berauschende Mittel zu 

konsumieren haben oder dazu gezwungen werden können (Art. 6 Abs. 2 ArG, vgl. Wegleitung 
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zu Art. 6 Abs. 2 ArG). Diese Bestimmung kann insbesondere im Gastronomiebereich von we-

sentlicher Bedeutung sein. 

Wieder der Fragestellung zuwendend zeigt sich, dass der Gesundheitsschutz auch bei abhän-

gigen und schädlich konsumierenden Mitarbeitenden greift. Sowohl Verantwortung als auch 

Einfluss und damit die Fürsorgepflicht der Arbeitgebenden bleiben jedoch auf die Arbeitszeit 

beschränkt (vgl. Pärli 2006: 28). Es gibt indes kein gesetzliches Verbot, Alkohol am Arbeits-

platz zu konsumieren. Jeder Betrieb kann jedoch ein entsprechendes Reglement erlassen o-

der den Konsum alkoholhaltiger Getränke einschränken (Art. 35 Abs. 3 ArGV 3). Ein Verbot 

von Alkoholkonsum am Arbeitsplatz könnte primär bei Arbeiten mit hohen Sicherheitsanforde-

rungen sinnvoll sein. Ein weitergehender Eingriff in die Privatsphäre ist möglich, indem ein 

Alkoholverbot auf Pausen und in speziellen Fällen in die Zeit vor dem Arbeitsantritt mittels 

Betriebsordnung oder Vertragszusätzen festgelegt wird (vgl. Schwaninger 2011: 17f.). Dies ist 

jedoch nur dann zulässig, wenn ausschliesslich auf diese Weise eine Alkoholabstinenz im 

Rahmen der Arbeit sichergestellt werden kann (vgl. Pärli 2006: 31).  

2.3.2.3.2 Datenschutzpflicht  

Als Ausfluss des Persönlichkeitsschutzes gilt auch die Pflicht, die Vorschriften des Daten-

schutzgesetzes in Bezug auf die eigenen Mitarbeitenden zu beachten (vgl. Geiser et al. 2019: 

206). Gemäss Art. 328 OR sind Daten über Arbeitnehmende lediglich zu bearbeiten, wenn sie 

dessen Eignung für das Arbeitsverhältnis betreffen oder zur Durchführung des Arbeitsvertra-

ges erforderlich sind. Dies konkretisiert das Prinzip der Verhältnismässigkeit gemäss Art. 4 

Abs. 2 DSG. Dieser Grundsatz stellt in der Praxis für viele Personalabteilungen eine grosse 

Herausforderung dar, insbesondere bei der Führung von Personaldossiers oder im Umgang 

mit eingetretenen Krankheiten und Arbeitsunfähigkeiten.  

2.3.2.3.3 Selbst- oder Fremdgefährdung 

Berauschende Mittel können die Fähigkeit, Gefahren zu erkennen oder angemessen darauf 

zu reagieren beeinträchtigen. Die Verhinderung der Selbst- und Fremdgefährdung am Arbeits-

platz gehört zur Arbeitgebendenpflicht, wie oben dargelegt wurde. Reichen personalrechtliche 

Massnahmen und das Weisungsrecht der Arbeitgebenden nicht aus, um einer Gefährdung zu 

begegnen, so sind sie im Rahmen ihrer Fürsorgepflicht angehalten, geeignete Mittel zu ergrei-

fen. Insbesondere wenn die Selbst- oder Fremdgefährdung das Leben der betroffenen Person 

einnimmt und sich womöglich nicht nur auf den Arbeitsplatz fokussiert. Zu denken ist dabei in 

Extremfällen an einen Einbezug von Polizei oder Erwachsenenschutzbehörde. Es ist davon 

auszugehen, dass das allgemeine Melderecht an die Erwachsenenschutzbehörde (Art. 443 

Abs. 1 ZGB) auch für Arbeitgebende gilt.  
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2.4 Personalrechtliche Massnahmen 

Mit den vorangegangenen Kapiteln wurde die rechtliche Basis geschaffen, um nun konkrete 

Situationen und Fragestellungen im Umgang mit alkoholisierten Mitarbeitenden oder Beschäf-

tigten mit auffälligem Konsumverhalten zu beurteilen und mögliche Handlungsoptionen und     

-grenzen gemäss Rechten und Pflichten abzuwägen.  

2.4.1 Alkohol- und Drogentests 

Unter Drogentests fallen unter anderem Alkoholtests in Form von Blutkontrollen oder Atem-

lufttests. Ist es nun zulässig, bei vermuteter Alkoholisierung oder gemunkeltem missbräuchli-

chem Alkoholkonsum von Mitarbeitenden mittels Weisungsrecht eine entsprechende Untersu-

chung anzuweisen? Die eidgenössischen Datenschutzbeauftragten EDÖB haben sich 2001 

dahingehend geäussert, dass Drogentests ohne überwiegendes Sicherheitsinteresse eines 

Arbeitsplatzes immer einen unverhältnismässigen Eingriff in die Persönlichkeit darstellen. Die 

Tests sind nur dann zulässig, wenn die Gesundheit oder das Leben der Arbeitnehmenden oder 

von Dritten gefährdet sind, anders formuliert, ein wesentlicher Arbeitsplatzbezug vorliegt (vgl. 

ebd.). Nach Pärli (2018: 711f.) ist dies nicht der Fall, wenn der Alkoholkonsum ausschliesslich 

in der Freizeit stattfindet und sich nicht auf die Arbeitsfähigkeit auswirkt. Bei Risikoberufsgrup-

pen können Alkoholtests jedoch ausnahmsweise präventiv angeordnet werden, sofern dies 

arbeitsvertraglich geregelt ist (vgl. Schwaninger 2011: 18). Solche Tests stellen aber in jedem 

Fall einen Eingriff in die Persönlichkeitsrechte dar und sind daher nur zurückhaltend anzuwen-

den. Ausserdem ist auf eine sorgfältige Formulierung der entsprechenden Vertragsklausel zu 

achten (vgl. Gutzwiller 2019: 18). Es ist aufgrund mangelnder gesetzlicher Grundlage zusätz-

lich und in jedem Fall das Einverständnis der betroffenen Person einzuholen, ein Zwang ist 

unzulässig. Die Tests sind durch medizinisches Fachpersonal durchzuführen. Diese Fachper-

sonen dürfen, analog Vertrauensärzten, den Arbeitgebenden nur Befunde über die Tauglich-

keit zur Besetzung der Arbeitsstelle bekannt geben. Allgemeine oder detaillierte Angaben über 

Konsummuster dürfen Arbeitgebenden gegenüber nicht offengelegt werden (vgl. EDÖB 2001).  

In der Praxis generieren Alkoholtests, insbesondere mit auffälligem Ergebnis, oftmals eine da-

rauffolgende Krankmeldung betroffener Personen.  

2.4.2 Arbeits- und Leistungsunfähigkeit 

Die Begrifflichkeiten der Arbeitsunfähigkeit und Krankheit sind im schweizerischen Arbeits-

recht nicht definiert. Die Sozialversicherungen stützen sich auf die Definitionen gemäss ATSG. 

Im Arbeitsrecht ist der Krankheitsbegriff allerdings funktionsbezogen auszulegen.  
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Die sogenannte Leistungsfähigkeit, wie sie einem in der Praxis so oft begegnet, findet keine 

klare Definition, weder im Arbeits-, noch im Sozialversicherungsrecht. Sie ist jedoch in zweier-

lei Hinsicht relevant; einerseits innerhalb eines Verfahrens zwecks Bemängelung von Verhal-

ten und Zielerreichung von Mitarbeitenden. Auf der anderen Seite gilt sie in der medizinischen 

und funktionellen Beurteilung von Arbeitsunfähigkeiten als eine relevante Komponente.  

2.4.2.1.1 Medizinische Komponente 

Aus medizinischer Sicht bildet die Beurteilung der Leistungsfähigkeit die Belastbarkeit inner-

halb eines bestehenden Krankheitsbildes ab und definiert die funktionellen Einschränkungen. 

Versicherungsmedizinisch bildet die Belastbarkeit in Kombination mit der Zeitkomponente 

(Präsenzzeit am Arbeitsplatz) die Arbeitsfähigkeit (vgl. SIM 2013: 5). Insofern bieten entspre-

chend differenzierte ärztliche Zeugnisse eine gute Basis für eine gelingende Reintegration an 

den Arbeitsplatz. Für die Festlegung der Einsatzmöglichkeiten lohnt sich unter Umständen ein 

Beizug der Fachärzteschaft der Arbeitsmedizin. 

2.4.2.1.2 Mangelhafte Arbeitsleistung 

Im Falle von objektiv beobachtbarer, mangelhafter Arbeitsleistung oder mangelndem Verhal-

ten von Mitarbeitenden bietet sich das personalrechtliche Zielvereinbarungsverfahren an. Es 

ist empfehlenswert, strukturiert und professionell – idealerweise mittels betriebsinternem Pro-

zess – vorzugehen. Die Basis dafür sollten sorgfältig dokumentierte Beobachtungen über die 

Leistungs- oder Verhaltenseinbusse sein, die mittels Gesprächen sachlich kommuniziert und 

diskutiert werden. Es kann ein mündlicher Verweis oder auch eine schriftliche Verwarnung 

ausgesprochen und gleichzeitig das erwartete Verhalten oder die erwartete Arbeitsleistung 

kommuniziert, dokumentiert und mit einer Bewährungsfrist versehen werden. Die Konsequen-

zen bei Nichteinhalten sind der betroffenen Person klar aufzuzeigen. Werden die vereinbarten 

Ziele nicht erreicht, sind Kündigungen denkbar. Bei Hinweisen auf Einschränkungen aus ge-

sundheitlichen Gründen – worunter risikoreicher, schädlicher und abhängiger Konsum gefasst 

wird – ist es empfehlenswert, Mitarbeitenden zusätzlich Unterstützungsangebote zu unterbrei-

ten. In der Praxis der Suchtberatungsstellen zeigen sich ausserdem Vereinbarungen über Auf-

schiebungen von Verwarnungen oder Kündigungen bei Einverständnis zur Behandlung einer 

Abhängigkeit von hoher moralischer Wirksamkeit. Juristisch betrachtet bewegt man sich mit 

diesen Massnahmen in einer Grauzone (vgl. Gutzwiller 2019: 18).  

2.4.2.1.3 Arbeitsplatzbezogene Arbeitsunfähigkeit 

Es bleibt die Frage offen, ob es sich bei einer aufgrund auffälligen Alkoholkonsums entstan-

denen Arbeitsunfähigkeit um eine arbeitsplatzbezogene Arbeitsunfähigkeit im Sinne des Ar-

beitsrechts handelt. Dies bedingt eine Arbeitsunfähigkeit ausschliesslich in Bezug auf eine 
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konkrete Stelle. Darüber hinaus zeigt eine betroffene Person jedoch eine normale Einsatzfä-

higkeit und kaum bis keine Einschränkungen im Privatleben. Arbeitgebende haben in solchen 

Situationen die Möglichkeit, der betroffenen Person einen anderen Arbeitsplatz zuzuweisen 

(vgl. Streiff et al. 2012: 416f.). Dies wäre denkbar bei einer Person, die beispielsweise beruflich 

bedingt im Strassenverkehr tätig ist und für die Zeit der Behandlung der Erkrankung einen 

alternativen Arbeitsplatz benötigt. Wichtig in einem solchen Fall ist das Vorliegen detaillierter 

Arztzeugnisse und die Verfügbarkeit geeigneter Arbeitsplätze im Betrieb. Auch eine ergän-

zende Begleitung der betroffenen Person über eine Beratungsstelle (intern oder extern) könnte 

zielführend sein.  

2.4.2.2 Arbeitsintegration 

Sämtliche Bemühungen einer Wiedereingliederung an den angestammten oder auch an einen 

angepassten Arbeitsplatz können als Ausfluss aus der Fürsorgepflicht der Arbeitgebenden ge-

genüber ihren Arbeitnehmenden verstanden werden (Art. 328 OR, Personalgesetze). Damit 

einher gehen Unterstützung und Begleitung der betroffenen Person bei der Bewältigung einer 

Krankheit. Als Ziel wird die Wiedereingliederung in den Arbeitsprozess angestrebt. Im Um-

kehrschluss könnte eine Kündigung unter Umständen als missbräuchlich eingestuft werden, 

wenn die Fürsorgepflicht durch Ausbleiben von Unterstützungsmassnahmen verletzt wird. Es 

sind also stets geeignete Massnahmen zur Verwirklichung des Ziels der Wiedereingliederung 

einzuleiten und die Personal- und Sozialberatung beizuziehen (BVerwGer A-6611/2017 vom 

28.12.2018, E 4.2.4.). Teilweise bieten auch Unfall- und Krankentaggeldversicherer entspre-

chende Dienstleistungen im Rahmen von Care oder Case Managements an. Gemäss Pärli 

(2018: 711) knüpfen solche Massnahmen an die Freiwilligkeit der Betroffenen an und bedürfen 

damit ein explizites Einverständnis zum Datenaustausch. Wenn die Zusammenarbeit jedoch 

geklärt ist, trifft betroffene Mitarbeitende eine Mitwirkungspflicht (BVerwGer A-6611/2017 vom 

28.12.2018, E 4.2.4). Teil der Unterstützungsplanung kann im Falle von schädlichem oder 

abhängigem Alkoholkonsum eine Behandlungsvereinbarung sein. 

2.4.3 Behandlungsvereinbarung 

Viele Unternehmen sehen die Möglichkeit von Behandlungsvereinbarungen mit Mitarbeiten-

den mit auffälligem Alkoholkonsum vor. Dabei wird festgelegt, welche Massnahmen vom Ar-

beitgebenden gefordert werden um die Arbeitsplatzsicherheit zu gewährleisten. Solche Ver-

einbarungen bieten jedoch immer wieder das Potenzial zu Diskussionen über Rechte, Pflich-

ten und die persönliche Freiheit. Dies unter anderem deshalb, weil Arbeitnehmende sich teil-

weise zur vollständigen Alkoholabstinenz verpflichten müssen.  
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Es zeigt sich allerdings als äusserst komplex, die juristische Zulässigkeit der Inhalte einer Be-

handlungsvereinbarung und deren Wirkung bei Missachtung zu beurteilen, da stets der indivi-

duellen Situation Rechnung zu tragen ist. Die drei folgenden Fallbeispiele sollen diese Kom-

plexität illustrieren. Gleichzeitig veranschaulichen sie erste Fragen im Zusammenhang mit 

dem Thema Kündigung, welche im Anschluss diskutiert werden.  

Fallbeispiel 1) Das Bundesverwaltungsgericht verneinte die Rechtsmissbräuchlichkeit einer 

Kündigung nach verletzter Behandlungsvereinbarung mit einem Chauffeur in öffentlich-recht-

licher Anstellung. Dies mit der Begründung, dass kein nachweislicher Druck für die Zusam-

menarbeit im Rahmen einer Behandlungsvereinbarung ersichtlich sei, der Arbeitgebende sei-

ner Fürsorgepflicht vollumfänglich nachgekommen sei und die Konsequenzen der Verletzung 

der Behandlungsvereinbarung mittels Mahnung und Kündigungsandrohung stets transparent 

waren. Auch der Pflicht zur schonenden Rechtsausübung sei nachgekommen worden. Die 

Sachlichkeit der Kündigung aufgrund von Mängeln in der Leistung und im Verhalten sowie 

Verletzung vertraglicher und gesetzlicher Pflichten wurde bestätigt (BVerwGer A-2708/2016 

vom 16.12.2016). Die Behandlungsvereinbarung wurde also als zulässig qualifiziert. 

Fallbeispiel 2) In einem anderen Fall wurde vom Bundesverwaltungsgericht eine seitens Ar-

beitgebenden verlangte, vollumfängliche Alkoholabstinenz von mehr als einem Jahr in- und 

ausserhalb der Dienstzeit im Rahmen einer Behandlungsvereinbarung als übermässige Ein-

schränkung der persönlichen Freiheit des Betroffenen beurteilt. Das Gericht beurteilte die da-

rauffolgende Kündigung als rechtsmissbräuchlich mit der Begründung, dass der nachgewie-

sene Alkoholkonsum keine genügende Bestätigung eines allfälligen Suchtmittelmissbrauchs 

bildete, der Arbeitnehmende zudem nicht in einem sicherheitssensiblen Bereich tätig war 

(Controller) und die Verhältnismässigkeit der Freiheitseinschränkung damit nicht genügend 

sachlich begründet werde (BVerwGer A-4128/2016 vom 27.02.2017). 

Fallbeispiel 3) In einem dritten Fall erachtete das Bundesverwaltungsgericht die vollumfänglich 

verlangte Abstinenz einer Mitarbeiterin Zugpersonal als gerechtfertigt, notwendig und verhält-

nismässig. Die Einhaltung der Vereinbarungen in dienstfreier Zeit wurde zwecks Therapieer-

folg als notwendig erachtet. Auch der Druck der Behandlungsvereinbarung erschien dem Ge-

richt legitim, da die Person letzten Endes freiwillig zugestimmt habe. Mit der jahrelangen Un-

terstützung und Unterbreitung von Hilfsangeboten hätten die Arbeitgebenden die Fürsorge-

pflicht erfüllt. Des Weiteren wurde die Kündigung schliesslich aufgrund Verletzung vertragli-

cher Pflichten vorgenommen, da die Behandlungsvereinbarung als Vertrag klassiert wurde 

(BVerwGer A-6611/2017 vom 28.12.2018, E. 4.1, E. 5.). 

Wie diese Praxisbeispiele aufzeigen, kann die Bearbeitung eines schädlichen oder bereits ab-

hängigen Alkoholkonsums von Mitarbeitenden mittels Behandlungsvereinbarungen aus der 
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Perspektive der Fürsorgepflicht durchaus Sinn machen. Dabei wird aber eine medizinisch fest-

gestellte Abhängigkeit oder eine erhebliche Alkoholproblematik benötigt. Es ist zu berücksich-

tigen, dass die Forderung einer Abstinenz seitens Arbeitgebenden ein Eingriff in die persönli-

che Freiheit darstellt und in Berücksichtigung von Art. 10 Abs. 2 BV und Art. 27 ZGB sachlich 

begründet werden muss. Insgesamt entscheiden die vertraglichen und gesetzlichen Bestim-

mungen in Kombination mit der individuellen Arbeitsplatzsituation und deren Sicherheitsbedarf 

über mögliche Inhalte einer Behandlungsvereinbarung. Es zeigt sich als lohnenswert, die In-

halte und Vereinbarungen über Konsequenzen zwischen Arbeitgebenden und Betroffenen, 

möglicherweise unter Beizug der Sozialberatung, gemeinsam auszuarbeiten und die Verein-

barungen zeitlich verhältnismässig zu befristen. 

2.5 Beendigung eines Arbeitsverhältnisses 

2.5.1 Kündigung 

Eine Kündigung beendet ein Rechtsverhältnis zu einem definierten Zeitpunkt in der Zukunft. 

Es handelt sich um ein einseitiges Rechtsgeschäft, das ordentlich oder ausserordentlich und 

damit fristlos geschehen kann (vgl. Geiser et al. 2019: 240, 252). In der Schweiz besagt die 

Kündigungsfreiheit im Privatrecht, dass eine Kündigung jederzeit und ohne sachlichen Grund 

oder betriebliche Notwendigkeit möglich ist und in keiner bestimmten Form erfolgen muss. 

Eine Kündigung ist jedoch immer empfangsbedürftig. Die Kündigungsfreiheit wird beschränkt 

durch das Gesetz (Rechtsmissbrauch Art. 336-336b OR), vertragliche Bedingungen (z.B. Kün-

digungsfristen), durch GAV sowie durch gesetzliche Sperrfristen (Art. 336c OR). Des Weiteren 

ist sie auf Wunsch der Gegenpartei schriftlich zu begründen (vgl. Geiser et al. 2019: 252ff.). 

Im Gegensatz zum Privatrecht existiert die Kündigungsfreiheit im öffentlichen Recht nicht. Sie 

darf demnach weder willkürlich noch sachlich unhaltbar erfolgen und es muss ein nachweis-

barer Kündigungsgrund vorliegen (vgl. Geiser et al. 2019: 95, z.B. Art. 10 Abs. 3 BPG). Es 

gelten zudem die Rechtsstaatlichkeitsgrundsätze der Verhältnismässigkeit (Art. 5 Abs. 2 BV), 

des öffentlichen Interesses, von Treu und Glauben sowie des Willkürverbots (Art. 9 BV) und 

es ist ein rechtliches Gehör (Art. 29 Abs. 2 BV) zu gewähren (vgl. Geiser et al. 2019: 301).  

2.5.1.1 Ordentliche Kündigung 

Während einer unverschuldeten Arbeitsunfähigkeit besteht eine nach Dienstjahren abgestufte 

Sperrfrist für Kündigungen seitens Arbeitgebenden (Art. 336c Abs. 1 lit. b OR, Personalge-

setze). Erfolgt die Kündigung während dieser Frist, so ist sie rechtswidrig und es besteht 

grundsätzlich ein Anspruch auf Weiterbeschäftigung (Art. 336c Abs. 2 OR). Mit Begründung 

einer Erkrankung ist eine Kündigung nur dann gerechtfertigt, wenn sich die Krankheit negativ 

auf das Arbeitsverhältnis ausgewirkt oder zu einer Arbeitsunfähigkeit geführt hat (vgl. Geiser 
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et al. 2019: 283). Die Arbeitgebenden haben zuvor alles Notwendige und Zumutbare im Sinne 

der Fürsorgepflicht zu leisten, um die um die Aufrechterhaltung des Arbeitsplatzes für die ge-

sundheitlich beeinträchtigten Arbeitnehmenden zu ermöglichen oder zu belegen, dass diese 

Massnahmen von Vornherein nicht zumutbar gewesen wären (vgl. Pärli, Hug, Petrik 2013: 

265, Art. 328 OR). Doch selbst wenn eine Kündigung richterlich als missbräuchlich klassiert 

würde, so wäre sie in privatrechtlicher Anstellung nicht ungültig, sondern führte zu einer Ent-

schädigungsflicht (vgl. Geiser et al. 2019: 281, Art. 336a Abs. 1 OR). Bei belegter Rechtsmiss-

bräuchlichkeit einer Kündigung im öffentlich-rechtlichen Anstellungsverhältnis kann die gekün-

digte Partei geltend machen, die Kündigung sei nichtig. Folglich müsste den Arbeitnehmenden 

eine Arbeitsstelle angeboten werde. Das als staatliches Handeln bezeichnete Vorgehen hat 

immer verhältnismässig zu sein, im öffentlichen Interesse zu liegen und muss sich an den 

Prinzipien der Rechtstaatlichkeit orientieren (vgl. ebd.: 95f.). 

Eine wiederkehrende Alkoholisierung von Mitarbeitenden am Arbeitsplatz, die eine Gefähr-

dung von Drittpersonen nach sich zieht und seitens Arbeitgebenden verwarnt wurde, dürfte 

gemäss Gutzwiller (2019: 18) vermutlich eine rechtmässige Kündigung nach sich ziehen. Das 

Bundesgericht verneinte 2009 jedenfalls die Missbräuchlichkeit der Arbeitgeberkündigung ei-

nes älteren Mitarbeiters nach 25 Dienstjahren mit auffallender, aber medizinisch nicht nach-

gewiesener Alkoholproblematik sowie allenfalls damit zusammenhängender, aggressiver Ver-

haltensweisen. Die Kündigung sei durch sachliche Gründe wie ungenügender qualitativer und 

quantitativer Arbeitsleistung begründet. Der Mitarbeiter konnte nicht nachweisen, dass diese 

Kündigungsgründe willkürlich waren (BGer 4A_60/2009 vom 03.04.2009).  

Ein Arbeitsverhältnis kann jedoch auch mittels Einvernehmen zwischen den Parteien beendet 

werden, dies nennt sich Aufhebungsvertrag (vgl. Gremper/Halbeisen 2018: 358). Dieser ist 

jedoch nur gültig, wenn Arbeitnehmende nicht auf bereits entstandene Ansprüche verzichten, 

oder gleichwertige Zugeständnisse für diesen Verzicht erhalten. Über allfällige Nachteile sind 

sie in Kenntnis zu setzen und es ist ihnen eine angemessene Bedenkfrist einzuräumen (vgl. 

Geiser et al. 2019: 241ff., Art. 341 Abs. 1 OR). Im Falle von auffälligen Alkoholkonsummustern 

ist betroffenen Mitarbeitenden zu empfehlen, entsprechende Vorschläge von Arbeitgebenden 

sehr sorgfältig mittels ergänzender, juristischer Unterstützung zu prüfen.  

2.5.1.2 Ausserordentliche Kündigung 

Entgegen des Wortlauts des Gesetzes (Art. 337 OR) kann privatrechtlich bei Vorliegen eines 

wichtigen Grundes ausserordentlich, also fristlos, von den Arbeitgebenden gekündigt werden. 

Die fristlose Kündigung ist auch seitens Arbeitnehmenden möglich, auf diese Thematik wird 

jedoch hier nicht weiter eingegangen. Bei fristloser Kündigung wird das Arbeitsverhältnis per 

sofort beendet, sofern diese Reaktion innert weniger Tage nach dem entscheidenden Vorfall 
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auftritt. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn die Weiterführung des Arbeitsverhältnisses nach 

Treu und Glauben nicht zumutbar ist (vgl. Geiser et al. 2019: 268f.). Dies ist eine Ermessens-

frage. Kann kein wichtiger Grund benannt werden, so ist die Kündigung zwar widerrechtlich, 

trotzdem aber wirkungsvoll. Die fristlose Kündigung ist allerdings nur bei besonders schweren 

Verfehlungen oder aber wiederholten und kleineren, von Verwarnungen quittierten Verfehlun-

gen möglich, die objektiv geeignet sind, die Vertrauensgrundlage zu zerstören (BGer 

4A_625/2016 vom 09.03.2017, E. 3). Eine fristlose Kündigung ist allerdings auch dann mög-

lich, wenn Arbeitnehmende ihren Arbeitsplatz ohne triftigen Grund abrupt verlassen (Art. 337d 

Abs. 1 OR). Die Anwendung dieser Bestimmung setzt eine bewusste, absichtliche und end-

gültige Weigerung der Arbeitnehmenden voraus, den Dienst anzutreten oder die zugewiesene 

Arbeit fortzusetzen. In diesem Fall wird das Arbeitsverhältnis sofort aufgelöst, doch haben Ar-

beitgebende unter Umständen Anspruch auf Entschädigung und gegebenenfalls auf Ersatz 

eines zusätzlichen Schadens (BGE 121 V 277, E. 3, S. 281). 

Eine fristlose Kündigung ist auch bei bestehender Alkoholproblematik nur dann rechtens, wenn 

der Arbeitsplatz bewusst, absichtlich und endgültig verlassen wird, eine Tätlichkeit vorliegt, 

oder Beschimpfungen geäussert werden. Der Alkoholkonsum alleine reicht in der Regel nicht 

aus. Zu denken ist aber beispielsweise an schwere Bedrohungen oder Beschimpfungen von 

Vorgesetzten, Mitarbeitenden oder Geschäftspartnern. Auch grobe Verletzungen der gegen-

seitigen Achtung, der Höflichkeit und des Anstandes können berechtigen Anlass zur fristlosen 

Entlassung bieten. Bei der Beurteilung ist den effektiven Umständen Rechnung zu tragen (vgl. 

Streiff et al. 2012: 1102, 1106f.). Fristlose Entlassungen sind in öffentlich-rechtlichen Anstel-

lungen eher selten. Dies dürfte damit zusammenhängen, dass die Risiken für die Arbeitgeben-

den gemäss Bundesgericht höher zu bewerten sind. Einerseits aufgrund der formellen Anfor-

derungen, andererseits aufgrund der Folgen einer allfälligen Widerrechtlichkeit wie beispiels-

weise potenziell höhere Entschädigungsansätze (BGE 138 I 113, E. 6.5, S. 120f.).  

In der Folge sollen zwei Beispiele aus der Rechtsprechung die Rechtsfragen in der Praxis 

veranschaulichen: 

Fallbeispiel 1) Einem Chauffeur von Cateringwaren wurde nach 21 Dienstjahren fristlos ge-

kündigt, weil eine auffällige Blutalkoholkonzentration festgestellt wurde. Er verstiess damit ge-

gen eine Weisung des Arbeitgebenden, welche zur Arbeitszeit eine vollständige Nüchternheit 

verlangte. Nichtsdestotrotz wurde die fristlose Kündigung vom Bundesgericht als missbräuch-

lich beurteilt, weil ihr keine Verwarnung vorausgegangen war und die beschwerdefreien 

Dienstjahre nicht berücksichtigt wurden (BGer 4A_115/2010 vom 14.05.2010). 

Fallbeispiel 2) In einem zweiten Fall wurde die fristlose Entlassung eines Arbeitnehmenden 

geschützt, der wiederkehrend mit unangemessenem Verhalten aufgefallen ist. Diesbezüglich 
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wurde er mehrfach vorab verwarnt. Die Verwarnungen wurden nicht in einem zeitlichen Zu-

sammenhang mit dem die Kündigung auslösenden Ereignis ausgesprochen. Nichtsdestotrotz 

reichten gemäss Bundesgericht die vorangegangenen und wiederholten Bemühungen des Ar-

beitgebenden aus, um eine fristlose Entlassung und damit ein zerrüttetes Vertrauensverhältnis 

zu bestätigen (BGer 1C_142/2007 vom 13.09.2007). 

2.5.2 Zeugnisausstellung 

Arbeitnehmende haben bei Beendigung eines Arbeitsverhältnisses, im Grundsatz aber jeder-

zeit, Anspruch auf die Ausstellung eines Arbeitszeugnisses. Dieses muss wahr, vollständig 

und schonend sein (Art. 330a OR). Damit wird der Zweck verfolgt, das berufliche Fortkommen 

von Arbeitnehmenden zu fördern (vgl. Geiser et al. 2019: 308).  

Krankheiten und Arbeitsverhinderungen dürfen unter zwei Voraussetzungen in Arbeitszeug-

nissen, ohne Nennung der Diagnosen, erwähnt werden. Einerseits, wenn sie einen erhebli-

chen Einfluss auf Leistung oder Verhalten der Mitarbeitenden hatten. Andererseits, wenn sie 

die Eignung für die Erfüllung der bisherigen Aufgaben in Frage stellten und damit einen sach-

lichen Grund zur Auflösung des Arbeitsverhältnisses bildeten. Dies dient dazu, keinen falschen 

Eindruck der erworbenen Berufserfahrung entstehen zu lassen. Eine geheilte Krankheit, wel-

che die Beurteilung der Leistung und des Verhaltens nicht beeinträchtigt, darf nicht erwähnt 

werden. Entscheidend sind die Umstände des Einzelfalles. Es sind insofern auch negative 

Tatsachen innerhalb eines Zeugnisses zu erwähnen, wenn diese für die Gesamtbeurteilung 

erheblich sind (BGE 136 III 510, E. 4.1, S. 511f.). Die Formulierung und Wortwahl ist allerdings 

immer den Arbeitgebenden zu überlassen (BGer 4A_137/2014 vom 10.10.2014, E. 4).  

2.6 Branchenexkurse 

Zur Abrundung der Thematik scheint es naheliegend, ein Augenmerk auf drei Arbeitsbereiche 

zu legen, die besonderen Sicherheitsbedürfnissen unterliegen; (1) der Strassenverkehr, (2) 

die öffentlichen Verkehrsmittel und (3) das Gesundheitswesen. In diesen Arbeitsbereichen 

lässt sich das Zusammenspiel derer Spezialgesetze mit grundlegenden Rechten und Pflichten 

exemplarisch aufzeigen. Methodisch werden die Rechtsgrundlagen sowie deren Wirkungen 

erläutert, teilweise unter Beizug betrieblicher Rahmenbedingungen wie GAV.  

2.6.1 Exkurs Strassenverkehr  

Gemäss Strassenverkehrsgesetz gilt als fahrunfähig, wer nicht über die für eine Fahrt erfor-

derliche, körperliche und geistige Leistungsfähigkeit verfügt. Fahrunfähigkeit aufgrund von Al-

koholeinwirkung liegt bei einer Blutalkoholkonzentration von 0,5‰ vor. Diese Grenze gilt auch 
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für einige aus beruflichen Gründen am Strassenverkehr teilnehmende Personen, insbeson-

dere bei dringlichen Einsätzen (Art. 31 Abs. 2 SVG, Art. 1 Verordnung der Bundesversamm-

lung über Alkoholgrenzwerte im Strassenverkehr, Art. 2a Abs. 1bis VRV). Bestimmten Perso-

nengruppen wird das Fahren unter Alkoholeinfluss seit 2014 im Rahmen der Verkehrssicher-

heitsmassnahmen des Bundes sogar gänzlich verboten. Der relevante Grenzwert wird ab ei-

ner Blutalkoholkonzentration von 0,10‰ erreicht. Diese sogenannte Nulltoleranz betrifft insbe-

sondere Fahrzeugführende von Gütertransportern, Personentransport und Fahrlehrpersonen 

(vgl. ASTRA 2015, Art. 2a VRV). Sollte mittels polizeilicher Kontrolle Zweifel an der Fahreig-

nung eines Fahrzeugführenden entstehen, so wird die Person einer Fahreignungsuntersu-

chung unterzogen. Bei ernsthaften Zweifeln kann der Führerausweis vorsorglich entzogen 

werden (Art. 30 VZV). Es werden in aller Regel zwei parallellaufende Verfahren angemeldet; 

innerhalb des Administrativverfahrens wird über die Dauer eines allfälligen Entzuges des Füh-

rerausweises entschieden (Art. 16a-16d SVG), das Strafverfahren entscheidet über die effek-

tive Bestrafung. Bei nachweislichem Alkohol im Blut wird zwischen leichten, mittelschweren 

und schweren Widerhandlungen unterschieden und entsprechend mit Verwarnungen und 

Bussen bis hin zu Führerausweisentzügen von drei Monaten und mehr bestraft (Art. 91 Abs. 

1, Abs. 2 SVG, Art. 91a SVG). Personen, die nachweislich an einer Substanzabhängigkeit 

leiden, welche die Fahreignung ausschliesst, kann der Führerausweis auf unbestimmte Zeit 

entzogen werden (Art. 90f SVG). Dass sich daraus gröbere Schwierigkeiten ergeben können 

zwecks Erfüllung der Arbeitspflicht gemäss Arbeitsvertrag, beispielsweise bei Bus- oder Last-

kraft-Fahrenden, erscheint naheliegend.  

Die Beurteilung der oben genannten Schwere der Widerhandlung und deren Kriterien wurde 

in diversen Gerichtsurteilen diskutiert. Das Selbstverschulden, also die Widerhandlung, wird 

bei Fahren unter Berauschung inner- oder ausserdienstlich oft als schwer eingeschätzt bei 

Personen, die beruflich im Strassenverkehr unterwegs sind (z.B. BGer 1C_111/2015 vom 

21.05.2015, E. 4.11). Basierend auf die spezifische Grundlage des Strassenverkehrsgesetzes 

kann diese Beurteilung ebenso für die Entscheidung über ein allfälliges Selbstverschulden im 

Rahmen des Anspruchs auf Lohnfortzahlung, Kündigung und ebenso den Anspruch auf Ar-

beitslosentaggeld beigezogen werden. Die Lohnfortzahlung ist, wie bereits dargelegt, an ein 

Unverschulden der von der Arbeitsverhinderung betroffenen Person geknüpft. Bei Vorliegen 

von Absichtlichkeit oder Eventualvorsätzlichkeit kann der Anspruch auf Lohnfortzahlung abge-

lehnt werden. Bei deutlicher und offensichtlicher Überschreitung des zulässigen Blutalkohol-

wertes einer fahrzeuglenkenden Person wird von einer Eventualvorsätzlichkeit ausgegangen 

(vgl. Streiff et al. 2012: 460). Nach Einführung der Nulltoleranz dürfte sich diese Beurteilung 

bei im Strassenverkehr tätigen Personen verschärft haben, unabhängig davon, ob die polizei-

liche Kontrolle im Rahmen von Freizeit, Arbeit oder als Folge eines Verkehrsunfalles eintritt. 
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Wird nun ein Anspruch auf Lohnfortzahlung abgelehnt, sind während Weiterbestehens des 

Arbeitsverhältnisses keine Arbeitslosentaggelder erhältlich. Bei Beendigung des Arbeitsver-

hältnisses würde das Verschulden in der Regel auch gemäss Arbeitslosengesetz als schwer 

eingeschätzt und es folgen Einstelltage (vgl. Kapitel 3.3.2).  

2.6.2 Exkurs Öffentlicher Verkehr 

Mitarbeitende im öffentlichen Verkehr befinden sich teils in öffentlich-rechtlicher, teils in privat-

rechtlicher Anstellung. Die Anstellungsverhältnisse mit den jeweiligen Arbeitgebenden basie-

ren nebst den Arbeitsverträgen, Personalreglementen und den in den obigen Kapiteln ausge-

führten, gesetzlichen Grundlagen zusätzlich auf die Sicherheitsvorschriften des Bundesamtes 

für Verkehr BAV und die damit verbundene, ergänzende Gesetzgebung. Als Beispiel sei hier 

die Verordnung über die sicherheitsrelevanten Tätigkeiten im Eisenbahnbereich STEBV und 

das Arbeitszeitgesetz AZG genannt. Es gelten weitere Gesetzesgrundlagen für die individuelle 

Arbeitsplatz- und Unternehmenssituation. Die Transportunternehmen erarbeiten in der Regel 

GAV mit verschiedenen Partnern, unter anderem mit der Gewerkschaft des Verkehrspersonals 

SEV (ursprünglich Schweizerischer Eisenbahnerverband). Der SEV macht im Rahmen seiner 

Aufgaben wiederholt auf das Thema Gesundheitsschutz und Fürsorgepflicht aufmerksam und 

unterstützt mit entsprechenden Kampagnen (vgl. SEV o.J.).  

Der folgende Exkurs fokussiert bewusst keine spezifischen Anstellungsverhältnisse, sondern 

bedient sich exemplarisch unterschiedlicher Grundlagen aus den jeweiligen GAV in verschie-

denen Arbeitsverhältnissen; im Nah- und Regionalverkehr, aber auch im nationalen Verkehr, 

in Zügen, Strassenbahnen oder Bussen. Die Transportunternehmen des öffentlichen Verkehrs 

sind in verschiedenen Rechtsformen ausgestaltet, primär finden sie sich heute in der Form 

von Aktiengesellschaften.  

Es wurden für die folgenden Erläuterungen die GAV und Firmenarbeitsverträge FAV der fol-

genden Transportbetriebe gesichtet: (1) Aare Seeland mobil AG, (2) Appenzeller Bahnen AG, 

(3) BLS AG Lötschbergbahn (vormals Bern-Lötschberg-Simplon Bahn), (4) Bus- und Nahver-

kehrsbetriebe im Kanton Bern und (5) die Schweizerischen Bundesbahnen SBB. Alle GAV 

wurden nach den Themen Sucht, Alkohol, Arbeitstauglichkeit, Sicherheit, Kündigung und Rein-

tegration innerhalb des Themas gesichtet, mit folgenden Ergebnissen: 

Der GAV der SBB sieht vor, Mitarbeitende zur Alkohol-Kontrolluntersuchungen verpflichten zu 

können im Sinne der Sicherheit des Bahnbetriebes (Art. 115 Abs. 4 GAV SBB). Gleichzeitig 

sind Mitarbeitende angehalten, ein sicheres Verhalten auch ausserhalb der Arbeitszeit wahr-

zunehmen (Art. 115 Abs. 2 ebd.). Die SBB sind ermächtigt, im Zweifelsfall die Vertrauensärz-

teschaft für weitere Abklärungen beizuziehen. Dies insbesondere in den Fällen, in welchen der 

Gesundheitszustand der betroffenen Person die Arbeitsfähigkeit, Tauglichkeit, Einsetzbarkeit 
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oder Sicherheit beeinflusst (Art. 122 ebd.). Sollte der Gesundheitszustand beeinträchtigt sein, 

so ist die betroffene Person explizit der Informationspflicht gegenüber der Arbeitgeberin unter-

stellt (Art. 125 Abs. 4 lit. a ebd.). Eine Wegweisung vom Arbeitsplatz bei akuter Gefährdung 

ist möglich, daraus kann eine vorsorgliche Arbeitsenthebung folgen (Art. 47 ebd.). Ebenfalls 

kann ein betriebliches Case Management installiert werden (Art. 124 ebd.). Die SBB sieht vor, 

bei schuldhafter Verletzung der Mitarbeitendenpflichten Bezüge zu kürzen oder zu entziehen, 

sowie die Kündigung in Betracht zu ziehen (Art. 127 ebd.). Es ist zu erwähnen, dass für An-

stellungen bei den SBB das Bundesgesetz über die Schweizerischen Bundesbahnen SBBG 

ergänzend gilt. Der GAV für die Bus- und Nahverkehrsbetriebe im Kanton Bern sieht konkret 

vor, dass bei vorübergehendem Verlust des Führerausweises der Mitarbeitenden unbezahlter 

Urlaub angeordnet werden darf und nur in speziellen Fällen ein alternativer Arbeitsplatz zuge-

wiesen wird (Art. 6.8 GAV KBU). Die Definition von speziellen Fällen bleibt offen. Auch wird 

eine Kündigung auf Basis von Art. 337 OR als zulässig erachtet bei Entzug des Führerauswei-

ses infolge Fahrens in angetrunkenem Zustand, privat oder dienstlich (Art. 3.2 GAV KBU). Im 

GAV Aare Seeland mobil AG wird explizit darauf hingewiesen, dass Alkohol im Blut am Ar-

beitsplatz und bei Arbeitsantritt untersagt ist. Die Arbeitstauglichkeit darf jederzeit durch medi-

zinisches Fachpersonal überprüft werden (Art. 8.6 GAV Aare Seeland mobil AG). Dasselbe 

sieht der GAV der BLS vor (Art. 87 Ab. 1, 2, 3 GAV BLS). Dieser ergänzt die Möglichkeit von 

Massnahmen der beruflichen Reintegration unter Mitarbeit der betroffenen Person (Art. 79 

ebd.). Der FAV der Appenzeller Bahnen AG sieht bei festgestelltem Alkoholeinfluss während 

des Dienstes einen Verstoss gegen die Sicherheitsvorschriften des BAV. Unter dieser Voraus-

setzung darf direkt eine Kündigungsandrohung und Zielvorgabe erstellt werden (Art. 5.8 FAV 

Appenzeller Bahnen AG). Zusätzlich wird die konkrete Möglichkeit formuliert, in besonders 

schwerwiegenden Fällen des Alkoholmissbrauchs das Arbeitsverhältnis fristlos aufzulösen 

(ebd.). Auch wird festgehalten, dass Kontrolluntersuchungen möglich sind und im Falle von 

entzogenen Führerausweisen aufgrund von Alkoholeinfluss der Bezug von Überzeit oder un-

bezahltem Urlaub angeordnet werden kann (Art. 6.6 ebd.). 

Es ist ersichtlich, dass die Transportunternehmen zwar eigens formulierte Regelungen finden, 

der Sicherheitsbedarf des Arbeitsplatzes jedoch, insbesondere im Zusammenhang mit Berau-

schung, prominent abgebildet wird in den jeweiligen GAV. Es ist zu vermuten, dass zusätzli-

che, interne Leitfäden oder Prozesse im Umgang mit der Thematik und ebenso bezüglich In-

dikation der personalrechtlichen Massnahmen bestehen. Diese waren online nicht zugänglich. 

2.6.3 Exkurs Gesundheitswesen 

Intuitiv bringt vermutlich die Leserschaft auch die Branche des Gesundheitswesens mit einem 

hohen Sicherheitsbedürfnis in Verbindung. Wissend um die hektische und an viele Stressoren 
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gekoppelte Arbeitsumgebung wird insbesondere in Zeitschriften wiederholt von berauschten 

Mitarbeitenden in Spitälern und Operationssälen berichtet. So titelte das deutsche Ärzteblatt 

2018: «Fast jeder vierte Arzt trinkt zu viel Alkohol» (vgl. Ärzteblatt 2018) und verwies damit auf 

entsprechende Ergebnisse einer Erhebung mit Ärzteschaften aus Deutschland, Österreich 

und der Schweiz (vgl. Pförringer et al. 2018: 1-13). Längst ist es kein Geheimnis mehr, dass 

eine Leistungssteigerung durch Berauschung mittels unterschiedlicher Substanzen auch be-

reits im Studium von hoher Bedeutung sein kann (vgl. Herzig, Liechti, Maier, Schaub 2013). 

Überhöhte und zusätzlich überschrittene Höchstarbeitszeiten und unterschiedliche Schicht-

dienste im Gesundheitswesen können zu Übermüdung und körperlicher Erschöpfung führen. 

Alkohol ist durch die sedative Wirkung zur Leistungssteigerung vermutlich nicht die erstge-

wählte Substanz. Nichtsdestotrotz kann das Personal im Gesundheitswesen von risikorei-

chem, missbräuchlichen aber auch abhängigem Konsumverhalten betroffen sein.  

Auch im Bereich des Gesundheitswesens wurden nach dem Zufallsprinzip die folgenden vier 

GAV gezielt durchsucht: (1) Aargauer Spitäler, (2) Berner Spitäler, (3) Universitätsspital Basel, 

(4) Zuger Kantonsspital. In keinem der gelesenen GAV waren konkrete Regelungen im Um-

gang mit Alkoholkonsum oder Sicherheitsbedarf am Arbeitsplatz ersichtlich. Das Personalreg-

lement des Kantonsspitals Aarau KSA präzisiert allerdings den geltenden GAV und legt fest, 

dass Mitarbeitende sich nicht in einen Selbst- oder Drittpersonen gefährdenden Zustand ver-

setzen dürfen. Arbeit unter Alkoholeinfluss ist demnach nicht gestattet (Art. 9.7 Personalreg-

lement KSA). Der GAV verweist etwas allgemeiner auf die interne Versetzungsmöglichkeit, 

und Zuweisung einer zumutbaren Arbeit zur Sicherung der Betriebsabläufe (Art. 9.15 GAV 

KSA). Analog sehen dies der GAV der Berner Spitäler (Art. 11.8 ebd.) und derjenige des Zuger 

Kantonsspitals (Art. 4.10 ebd.) vor. Das Universitätsspital Basel USB verpflichtet sich zudem 

zu einer frühzeitigen Intervention bei Erkrankung von Mitarbeitenden unter Mitwirkung der be-

troffenen Person (Art. 2.8.10 GAV USB). Es kann davon ausgegangen werden, dass diese 

Klausel auch bei Personen mit auffälligem Alkoholkonsum greift. Es ist zu vermuten, dass 

weitergehende und spezifischere Regelungen im Umgang mit alkoholisiertem oder berausch-

tem Personal in den jeweils geltenden Personalgesetzen, Vertragszusätzen oder internen, 

schriftlichen Weisungen festgehalten sind. Diese waren im Internet nicht einsehbar. Es könnte 

sich dabei aber um eine spannende Folgeerhebung handeln.  

2.6.4 Zusammenfassung der Exkurse 

Die vorangegangenen Erhebungen zeigen, dass allgemeingültige Aussagen in Bezug auf die 

Thematik der Alkoholisierung am Arbeitsplatz schwierig, wenn nicht gar unmöglich zu treffen 

sind. Es ist der jeweiligen, individuellen Situation, den geltenden Gesetzen und betrieblichen 

Regeln und dem Sicherheitsbedarf am jeweiligen Arbeitsplatz und in der individuellen Funktion 
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Rechnung zu tragen und daraus die geeigneten Massnahmen abzuleiten. Grundsätzlich gilt 

jedoch, dass Arbeitnehmende verpflichtet sind, ihre Arbeit in einem arbeitsfähigen Zustand 

anzutreten und auszuführen, da sie ansonsten ihre Pflichten aus dem Arbeitsvertrag verletzen. 

Die subjektive Wahrnehmung Betroffener ist dabei nicht massgebend. Es empfiehlt sich statt-

dessen, objektive Faktoren zu definieren und diese dem Personal transparent zu kommunizie-

ren und leicht zugänglich zu machen. Gerade in sicherheitsbedürftigen Arbeitsbereichen er-

scheint es relevant, die Arbeitstauglichkeit von Mitarbeitenden gemäss objektiven Beurtei-

lungskriterien und, wo nötig, spezifisch auf die einzelnen beschäftigten Berufsbilder zu defi-

nieren. Insbesondere die Arbeit mit Gerätschaften, Maschinen, Fahrzeugen, gefährlichen Sub-

stanzen oder eben auch Menschenleben benötigt eine maximale Konzentrationsfähigkeit, Prä-

zision und Aufmerksamkeit. Für solche Definitionen bieten sich Spezialgesetze an, wie bei-

spielweise die Verordnung des UVEK über die Zulassung zum Führen von Triebfahrzeugen 

der Eisenbahnen (VTE), die Verordnung des UVEK über die Zulassung zu sicherheitsrelevan-

ten Tätigkeiten im Eisenbahnbereich (ZSTEBV) oder die ergänzenden Richtlinien oder Weg-

leitungen. Doch auch wo keine Spezialgesetze greifen, haben Betriebe die Option, Begrifflich-

keiten und Wirkungen eigens zu umschreiben und zu definieren. Sei es in Form von Verträgen, 

Vertragszusätzen, Reglementen oder schriftlichen Weisungen. Es bleibt dabei zu beachten, 

den Persönlichkeitsschutz und die persönliche Freiheit der Mitarbeitenden im Auge zu behal-

ten und mögliche Eingriffe nur soweit für den Sicherheitsbedarf am Arbeitsplatz notwendig 

vorzusehen. Ebenfalls erscheint es zielführend, das Personal wiederholt explizit auf die Fol-

gen, Rechte, Pflichten und Massnahmen bei Berauschungen am Arbeitsplatz aufmerksam zu 

machen. Damit sind die notwendigen Informationen nicht nur den Personalabteilungen, son-

dern auch allfällig betroffenen Mitarbeitenden direkt ab Vertragsabschluss bekannt und trans-

parent kommuniziert. Ergänzende, präventive Massnahmen erzeugen zusätzliche Wirkung. 

2.7 Erkenntnisse  

Alkoholkonsum kann sich auf die Leistungs- oder Arbeitsfähigkeit von Mitarbeitenden auswir-

ken und nach personalrechtlichen Massnahmen verlangen. Dies muss aber nicht der Fall sein. 

Der Übergang von problematischem zu schädlichem Konsum bis hin zu einer Abhängigkeit 

gestaltet sich oft schleichend und unberechenbar. Die Folgen einer Alkoholabhängigkeit zei-

gen sich manchmal erst nach jahrelanger Krankheit. In der amerikanischen Literatur werden 

Personen mit augenscheinlich unauffälliger Lebenssituation, Arbeitstätigkeit und Beziehungen 

und gleichzeitiger Erfüllung von Kriterien eines missbräuchlichen Alkoholkonsums als hoch-

funktionale Alkoholiker und Alkoholikerinnen («high-functioning alcoholic») bezeichnet. Diese 

Personengruppe umfasst in Amerika mit rund 20% einen beträchtlichen Teil sämtlicher Alko-

holerkrankter (vgl. NIAAA 2007). In der Schweiz gibt es keine vergleichbare Begrifflichkeit oder 
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Erhebungen. Fakt ist aber; ist eine Arbeitsleistung nicht beeinträchtigt und sind keine Personen 

am Arbeitsplatz gefährdet, so haben Arbeitgebende keine arbeitsrechtlich zulässigen Werk-

zeuge, um eine Verhaltensänderung ihrer Mitarbeitenden zu verlangen. Vermutungen oder 

Gerüchte eines auffallenden Alkoholkonsums oder entsprechender Beobachtungen reichen 

für personalrechtliche Massnahmen nicht aus (vgl. Gutzwiller 2019: 18). 

Grundlegend ist ausserdem zu verstehen und zu akzeptieren, dass der Substanzkonsum und 

dessen Intensität im Schweizerischen Rechtsstaat letztlich in der freien Entscheidungsgewalt 

der betroffenen Person liegt. Mit dem Ansatz der Erarbeitung und Kommunikation von Unter-

stützungsangeboten kann auffälligen Konsummustern in der Praxis der Arbeitswelt begegnet 

werden. Dazu ist es aber notwendig, dass sowohl Personalabteilungen wie auch Führungs-

personen und allenfalls begleitende Stellen wie die Sozialberatungen über ausreichendes 

Rechts- und Methodenwissen zur Thematik verfügen, um die Interventionsplanung angemes-

sen, zielführend, kooperativ und, nicht zuletzt, rechtlich korrekt zu planen (vgl. Gremminger 

2020: 17). Bezugnehmend auf das bio-psycho-soziale Modell aus der Einleitung wird klar, 

dass Abhängigkeiten und andere Konsummuster mehrere Dimensionen umfassen und ent-

sprechend auf unterschiedlichen Ebenen zu behandeln sind (vgl. Sommerfeld 2019: 4). Ins-

besondere scheint es wichtig abzugrenzen, dass sowohl Abhängigkeiten wie auch Arbeitsun-

fähigkeiten ausschliesslich von Medizinerinnen und Medizinern diagnostiziert werden können. 

Dafür sind weder Personalverantwortliche, Führungspersonen, das Teamgefüge, noch unspe-

zifisch ausgebildete Beratungspersonen zuständig. Nicht zu vergessen ist, dass dem Thema 

Datenschutz gerade im Bereich Arbeitsrecht und Erkrankungen besondere Aufmerksamkeit 

zukommen sollte, denn was gut gemeint ist, ist deshalb noch lange nicht zulässig (vgl. Pärli 

2006: 31). Eine Rollenklarheit und Rollenkommunikation erscheint also für eine sinnhafte und 

nachhaltige Bearbeitung der Problemstellung relevant (vgl. Berthel 2020: 13f.). Nicht zuletzt 

haben aber alle involvierten Personen die Möglichkeit, innerhalb ihres Auftrages einen kon-

struktiven Beitrag zur Bewältigung einer Erkrankung oder eines schädlichen Konsummusters 

der betroffenen Person zu leisten.  

Wenn sie auch nicht auf sämtliche individuellen Bedürfnisse von Betrieben einzugehen ver-

mögen, so bilden die rechtlichen Rahmenbedingungen trotzdem eine ausreichende Grund-

lage, um die Gesundheitsvorsorge sowie die Verhütung von Unfällen in Zusammenhang mit 

Suchtmittelkonsum und dem Arbeitsplatz genügend zu gewährleisten. Zur Sicherung von 

Rechten und Pflichten ist es zu empfehlen, die Abläufe betriebsintern und verbindlich zu ver-

ankern – idealerweise im Rahmen eines übergeordneten, betrieblichen Gesundheitsmanage-

ments und darin enthaltenem Suchtpräventionsprogramm. Eine den Arbeitsvertrag ergän-

zende Betriebsordnung kann sinnhaft sein, insbesondere, wenn im Betrieb besondere Risiken 

vorliegen (vgl. Schwaninger 2011: 17f.). Industrielle Betriebe sind gar zur Aufstellung einer 
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Betriebsordnung verpflichtet. Anderen Unternehmen steht diese Option auf freiwilliger Basis 

zu (Art. 37, 38, 39 ArG). Auch hat jeder Betrieb die Möglichkeit, interne Leitfäden, Prozesse 

und Vertragszusätze auszuformulieren, sofern diese mit den geltenden gesetzlichen Grundla-

gen vereinbar sind. Es ist allerdings davon auszugehen, dass solche Grundlagen in der Praxis 

eher selten vorhanden sind. Bei einer Untersuchung im Jahr 2014 wurde zumindest festge-

stellt, dass nur rund 25% der Befragten über ein aktives Suchtpräventionsprogramm verfügten 

(vgl. Delgrande/Kuntsche 2014: 17). Darin enthalten waren vielfach Regeln und Vereinbarun-

gen im Umgang mit Abhängigkeiten, wobei deren Form und Umfang nicht explizit erhoben 

wurde. Leitfäden und Handlungsanleitungen waren tendenziell selten vertreten (vgl. ebd.: 

18ff.). Die befragten Betriebe sahen ihren Auftrag primär in den reaktiven, anstelle von prä-

ventiven Massnahmen, in erster Linie aus Ressourcengründen (vgl. ebd.: 35f.).  

2.7.1 Präventive Massnahmen 

Im Sinne der Prävention lohnt es sich, nach einer Risikoanalyse ein betriebliches Sicherheits-

konzept zu erstellen und die Umsetzung der darin definierten Massnahmen sicherzustellen 

(vgl. Gutzwiller 2019: 17). Präventive Massnahmen zeigen sich gemäss diversen Erhebungen 

als lohnenswerte aber auch wirksame Investition für Arbeitgebende. Denn (alkohol-)kranke 

Mitarbeitende bringen beachtliche, finanzielle Risiken wie Lohfortzahlungen und mit Krankheit 

verbundene Kündigungssperrfristen mit sich (Art 324a, 324b 336c OR). In Kombination mit 

einer steigenden Prämienlast der Taggeldversicherungen und der Risikoversicherung der be-

ruflichen Vorsorge sind Massnahmen der Gesundheitsförderung und -erhaltung gemäss Pärli 

(2018: 710) durchaus im Interesse von Arbeitgebenden. Ergänzend sind weitere kosteninten-

sive Auswirkungen zu nennen wie Unzuverlässigkeit, allfälliger Leistungsabfall und unbere-

chenbare Absenzen betroffener Personen. Suchtpräventionsprogramme stellen ausserdem 

die Übereinstimmung von Massnahmen mit den gesetzlichen Grundlagen sicher, unterstützen 

bei der Schaffung eines förderlichen Arbeitsklimas und liegen nicht zuletzt in der sozialen und 

ethischen Verantwortung von Arbeitgebenden (vgl. Alcool au Travail o.J.). Teilweise wurde 

mittlerweile erkannt, dass der Thematik Alkohol nicht ausschliesslich mit reaktiven, sondern 

auch mit präventiven Massnahmen zu begegnen ist (vgl. Rehwald et al. 2012: 16). Auch Rot-

henbacher (2017: 174) erachtet eine konzeptionell aufgearbeitete, betriebliche Suchtarbeit als 

lohnenswert. Sie erwähnt zwar, dass die erfolgreiche Bewältigung eines auffälligen Konsum-

musters oder einer Abhängigkeit in erster Linie mit den individuellen Ressourcen und Bewäl-

tigungsstrategien der betroffenen Person in Korrelation steht, sich die betriebliche Suchtarbeit 

allerdings als wichtigen Pfeiler innerhalb des Bewältigungsprozesses zeigen kann (vgl. ebd.: 

174). Der Aufbau eines solchen Programmes ist je nach Betrieb und je nach Eignung unter-

schiedlich auszugestalten.  
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Eine Option ist es, das Programm anhand von Abstufungen der Prävention aufzugliedern:  

 

Abb. 5) Beispielhafter Grobaufbau eines Suchtpräventionsprogramm, eigene Darstellung (in Anlehnung an: Reh-
wald et al. 2012: 16) 

2.7.2 Reaktive Massnahmen 

Es ist Arbeitgebenden zu empfehlen, die reaktiven Massnahmen in punkto Alkoholkonsum von 

Mitarbeitenden entlang eines gestuften und engmaschigen Vorgehens zu planen. Viele Unter-

nehmen erarbeiten einen entsprechenden Interventionsleitfaden. Es geht darum, für die Be-

troffenen Transparenz und Konfrontation zu schaffen sowie Hilfestellungen anzubieten (vgl. 

Rehwald et al. 2012: 95). Der Beizug der Personalabteilung und der Sozialberatung sollte in 

Betracht gezogen werden. In Kooperation mit dem Unterstützungsnetz kann ein individueller 

Hilfsplan für die betroffene Person erarbeitet werden. Ein Teil dieses Hilfsplans sollte insbe-

sondere die Nachsorge umfassen (vgl. Rothenbacher 2017: 174). 

In den vorangegangenen Kapiteln wurden die Voraussetzungen für folgende personalrechtli-

chen Massnahmen aufgezeigt: 

- Einschränkungen von Alkoholkonsum  
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- Verweise, Verwarnungen  

- Zielvereinbarungen  

- Alkoholtests unter bestimmten Voraussetzungen 

- Vertrauensärztliche Untersuchungen 

- Behandlungsvereinbarungen 

- Kündigung 

Deren Planung und Umsetzung stehen unter anderem in Abhängigkeit zu folgenden Aspekten: 

- Persönliche Freiheit der Betroffenen  

- Gesetzliche, betriebliche und reglementarische Grundlagen 

- Sicherheitsaspekte und Sicherheitsbedarf am individuellen Arbeitsplatz 

- Eintritt einer Arbeits- oder Leistungsunfähigkeit 

- Möglichkeit der internen Versetzung  

- Fürsorgepflicht und Lohnfortzahlung  

- Weisungsbefugnis und Weisungspflicht 

- Verletzung der Pflichten aus dem Arbeitsvertrag  

- Verhältnismässigkeit der Massnahme 

2.8 Zusammenfassung 

Die Gesetzgebung gibt den Arbeitgebenden viele Möglichkeiten, die Thematik Alkoholkonsum 

von Mitarbeitenden betriebsintern zu bearbeiten. Mit der Umsetzung sind sie selber betraut. 

Mittels Präventionsprogramm und Erarbeitung von betriebsinternen Leitfäden schaffen Arbeit-

gebende eine verbindliche Grundlage sowohl für Führungspersonen, Betroffene, aber auch 

beigezogene Sozialberatungen, den Verlauf einer Erkrankung zielgerichtet und unter vollen 

Wahrung der gesetzlichen, ethischen und sozialen Verantwortung zu steuern. Ein strukturier-

tes Vorgehen kann nicht nur zu erhöhter Mitarbeitendenzufriedenheit und -aufmerksamkeit, 

sondern auch zur Deeskalation prekärer Situationen am Arbeitsplatz beitragen. Über die per-

sönliche Mitarbeit der betroffenen Person entscheidet diese am Ende selber. 

Herausfordernd in der Praxis zeigen sich einige Charakteristika der Erkrankung und deren 

Verlauf. Ein risikoreicher oder missbräuchlicher Alkoholkonsum, wie auch eine Abhängigkeit 

können zwar vorhanden und von der Ärzteschaft bestätigt werden. Die betroffene Person 

muss sich dessen aufgrund des Entwicklungsstandes der Erkrankung jedoch keineswegs be-

wusst sein. Kommunikation und persönlicher Umgang sollten daher sorgfältig geplant werden. 

Es erscheint wichtig, dass sich das Unterstützungsnetz den Rollen und Verantwortlichkeiten 

bewusst ist, gleichzeitig aber dem Recht auf Selbstbestimmung und -verantwortung der Be-

troffenen genügend Raum verschafft (vgl. Berthel 2020: 13).  
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3 Rechtslage an den Schnittstellen zu den gewählten 

Sozial- und Privatversicherungen 

Verschiedene Muster von Alkoholkonsum können sich am Arbeitsplatz zeigen und entspre-

chende arbeitsrechtliche Massnahmen bis zu Kündigungen nach sich ziehen. Spätestens beim 

Eintritt einer Arbeitsunfähigkeit oder eines Behandlungsbedarfs im Zusammenhang mit Alko-

holkonsum werden die entsprechenden Versicherungen in den Prozess involviert. So müssen 

zur Beantwortung erweiterter Fragestellungen in Bezug auf Arbeitsverhältnisse auch weiter-

gehende Gesetzgebungen einbezogen werden, insbesondere diejenigen der Sozialversiche-

rungen, Vorsorgeeinrichtungen und der privaten Versicherungen (vgl. Geiser et al. 2019: 71). 

Nachfolgend werden die Auswirkungen auf die für diese Arbeit gewählten Bereiche aufgeführt. 

Die Reihenfolge wird basierend auf der jeweiligen Relevanz während und anschliessend nach 

Auflösung eines Arbeitsverhältnisses festgelegt.  

3.1 Unfallversicherung  

Ab Beginn eines Arbeitsverhältnisses oder ab Entstehung des Lohnanspruches bis 31 Tage 

nach dem Tag, an dem der Anspruch auf mindestens den halben Lohn endet, sind die meisten 

Arbeitnehmenden in der Schweiz bei der obligatorischen Unfallversicherung gegen die Folgen 

von Nichtberufsunfällen, Berufsunfällen, Berufskrankheiten und unfallähnlichen Körperschädi-

gungen versichert (Art. 1a Abs. 1, Art. 3 Abs. 1 und 2, Art. 6, 7 und a UVG). 

3.1.1 Betriebsunfall  

Bei Unfällen im beruflichen Kontext, die durch den Konsum von Alkohol verursacht werden, 

liegt eine grobe Fahrlässigkeit gemäss Art. 37 Abs. 2 UVG vor. Es besteht jedoch ein Anspruch 

auf die vollen Versicherungsleistungen, wenn die Gesundheitsschädigung oder der Tod nicht 

absichtlich herbeigeführt wurden und gleichzeitig kein Verbrechen oder Vergehen vorliegt (Art. 

37 Abs. 1 UVG, Art. 21 Abs. 1 ATSG). Ein Vergehen liegt in aller Regel bei Unfällen mit einer 

Blutalkoholkonzentration von 0,8‰ oder mehr vor, darunter handelt es sich um eine Übertre-

tung (Art. 1, 2 Verordnung der Bundesversammlung über Alkoholgrenzwerte im Strassenver-

kehr, Art. 10 StGB, Art. 91 SVG). Bei Vorliegen eines Vergehens oder Verbrechens ist Vor-

sätzlichkeit keine Voraussetzung für eine Kürzung der Geldleistungen (Art. 21 Abs. 2 ATSG). 

Es ist jedoch der Kausalzusammenhang des Unfalles zum Alkoholkonsum nachzuweisen 

(BGer 8C_737/2009 vom 27.08.2010, F. D.3.4). In besonders schweren Fällen können die 

Geldleistungen von der Unfallversicherung vollumfänglich verweigert werden, jedoch um ma-

ximal die Hälfte, wenn Versorgungspflichten bestehen (Art. 37 Abs. 3 UVG). Die Kürzungen 

der Rechtsprechung bewegen sich in der Regel zwischen 20% ab 0,8‰ bis 70% ab 2.8‰. Die 
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Kürzungssätze werden erhöht, wenn deutlich erschwerende Umstände hinzukommen (vgl. 

aufgehobene UVG Ad-Hoc Empfehlung 26/84). Sachleistungen werden nicht gekürzt. 

Häufig wird parallel zum Verfahren der Unfallversicherung ein strafrechtliches Verfahren der 

Staatsanwaltschaft sowie ein administratives Verfahren des zuständigen Strassenverkehrs-

amtes eröffnet. Die rechtlichen Begrifflichkeiten sind nicht identisch zu nutzen, die Beurteilung 

von Grobfahrlässigkeit oder Vorsätzlichkeit kann in den einzelnen Verfahren aufgrund unter-

schiedlicher Gesetzesgrundlagen voneinander abweichen (BGer 8C_201/2021 vom 

01.07.2021, E. 2.3.). 

3.1.2 Nichtbetriebsunfall 

Ist Alkoholeinfluss die Ursache eines Nichtberufsunfalls, kann der versicherten Person die 

Geldleistung bei Vorliegen von Grobfahrlässigkeit gekürzt, bei einem Wagnis gar verweigert 

werden. Es muss kein Verbrechen oder Vergehen vorliegen (Art. 37 Abs. 2 UVG, Art. 50 UVV). 

Grobfahrlässigkeit bedeutet, dass die elementarsten Vorsichtsgebote ausser Acht gelassen 

werden, welche jedem verständigen Menschen in der gleichen Lage und unter den gleichen 

Umständen hätten einleuchten müssen, um eine dem natürlichen Lauf der Dinge vorausseh-

bare Schädigung zu vermeiden (BGE 121 V 45, E. 3af, S. 49f.). Bezüglich Alkoholkonsum ist 

davon auszugehen, dass übermässiger Genuss die Fähigkeit zur angemessenen Reaktion auf 

kritische Situationen herabsetzt und damit die Unfallgefahr erhöht (LGVE 1982 II Nr. 27, E. 2). 

Dies trifft nicht ausschliesslich auf Unfälle im Strassenverkehr zu. Ausserdem können auch 

nicht alkoholisierte Mitfahrende bei Auftreten eines Unfalls als grobfahrlässig handelnd beur-

teilt und ihre Geldleistungen entsprechend gekürzt werden (BGE 107 V 241, E. 5a, S. 242). 

Ein Wagnis ist indes jede Handlung, bei der sich die versicherte Person einer besonders gros-

sen Gefahr aussetzt, ohne Vorkehrungen zu treffen, die das Risiko auf ein vernünftiges Mass 

beschränken (Art. 50 UVV). Bei Vorliegen eines Wagnisses ist die hälftige Kürzung der Geld-

leistungen die Regel. Die vollständige Verweigerung der Leistungen bildet die Ausnahme und 

gilt nur in besonders schweren Fällen, insbesondere bei unsinnigem oder besonders verwerf-

lichem Verhalten (EVGE U_232/05 vom 31.05.2006, E. 3.2).  

3.1.2.1 Regress  

Arbeitgebende riskieren bei Unfällen und Todesfällen von Mitarbeitenden nicht nur die Klage 

von eben diesen oder ihren Hinterbliebenen, sondern auch einen möglichen Rückgriff der Un-

fallversicherung, der Personalvorsorgeeinrichtung und allenfalls weiterer Versicherungen (vgl. 

Streiff et al. 2012: 565). Der Regress auf Arbeitgebende ist im Unfallversicherungsrecht aller-

dings nur dann möglich, wenn die Absicht oder Grobfahrlässigkeit bei den Arbeitgebenden 

selbst vorliegt (Art. 75 ATSG). Dies könnte beispielsweise bei Kenntnis um berauschte Mitar-

beitende der Fall sein. Daneben wird die Fürsorgepflicht in diesen Fällen auf grobe Weise 
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verletzt wie in den vorangegangenen Kapiteln hergeleitet. Nebst der unfallrechtlichen Regress-

forderung können Arbeitgebende also unter Umständen zivil- und strafrechtlich haftbar wer-

den. Auf die Details der Haftungsfrage wird an dieser Stelle nicht weiter eingegangen.  

3.1.3 Berufskrankheit 

Als Berufskrankheiten gelten Listenerkrankungen, die bei der beruflichen Tätigkeit mindestens 

vorwiegend (zu 50% oder mehr) durch schädigende Stoffe oder bestimmte Arbeiten verursacht 

worden sind (Art. 9 Abs. 1 UVG, Anhang 1 zur UVV). Ebenfalls als Berufskrankheiten gelten 

andere Krankheiten, deren Verursachung mindestens stark überwiegend (wenigstens zu 75%) 

durch berufliche Tätigkeiten entstanden ist (Art. 9 Abs. 2 UVG). Die Verschlimmerung einer 

vorbestehenden Erkrankung durch Listenstoffe oder durch berufliche Tätigkeiten wird unter 

Umständen ebenso als Berufskrankheit anerkannt (BGE 117 V 354, E. 4c, S. 356ff.). 

Man könnte sich nach diesen Erläuterungen fragen, ob bei Tätigkeiten mit nachweislich aus-

serordentlich starker Konfrontation mit Alkohol, wie zum Beispiel im Gastgewerbe, eine daraus 

entstandene oder verschlimmerte Alkoholabhängigkeit per Definition die Kriterien einer Be-

rufskrankheit gemäss UVG erfüllen könnte. Die Schwierigkeit dabei ist der Nachweis der Kau-

salität. Die SUVA wertet gesundheitliche Probleme, die die gesetzlichen Kausalitätskriterien 

einer Berufskrankheit nicht erfüllen, als berufsassoziierte Gesundheitsstörungen BAGS. Es ist 

erkennbar, dass die Zahl der an BAGS erkrankten Personen zunehmend ist. Die Gründe dafür 

liegen in der Zunahme der Anforderungen an Leistung, Flexibilität und Informationsverarbei-

tung, ebenso in der wachsenden Verflechtung von Arbeits- und Privatleben. Die SUVA setzt 

sich primär in der Prävention diesbezüglicher Fragestellungen ein (vgl. Danuser 2014: 2). Fi-

nanzielle Leistungen aus dem UVG sind dafür jedoch nicht erhältlich. «Was kein Unfall ist, gilt 

als Krankheit» – so eine den Sachverhalt stark vereinfachende, grundlegende Erkenntnis im 

Sozialversicherungsrecht. Sowohl allfälliger Lohnausfall, wie auch Behandlungskosten sind in 

Fällen von BAGS also über die Krankenversicherung abzudecken.  

3.2 Krankenversicherung 

In der Schweiz gilt für die Krankenpflege für jede in der Schweiz wohnhafte Person ein Versi-

cherungsobligatorium (Art. 3 KVG). 

3.2.1 Krankenkasse KVG 

In der Regel werden aus Alkoholkonsum resultierende Behandlungskosten von der obligatori-

schen Krankenpflegeversicherung als Sachleistungen getragen, sofern eine Erkrankung und 

die entsprechende Diagnose oder die Behandlungsbedürftigkeit vorliegt (Art. 25 Abs. 1 lit. a 

KVG i.V.m. Art. 3 ATSG). Auch allfällig notwenige, stationäre Aufenthalte und Rehabilitationen 
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werden von der Krankenversicherung getragen, wenn die durchführende Klinik auf der Spital-

liste des jeweiligen Kantons aufgeführt ist (Art. 39 Abs. 1 lit. e KVG). Bei stationären Aufent-

halten wird eine Kostenbeteiligung im Rahmen eines täglichen Spitalkostenbeitrages sowie 

Nebenkosten zu Lasten der versicherten Person fällig. Ebenfalls trägt die versicherte Person 

Franchise und 10% der die Franchise übersteigenden Kosten (Art. 104 KVV, Art. 64 KVG). Im 

KVG ist im Gegensatz zu anderen Versicherungszweigen bei Verschulden oder Wagnissen 

keine Leistungskürzung vorgesehen. 

In der Praxis sind viele Krankenversicherer mit zahlreichen Prämienausständen ihrer versi-

cherten Personen konfrontiert. Die Grundversicherung muss, basierend auf das Versiche-

rungsobligatorium, weitergeführt werden. Die Gesetzesgrundlage besagt, dass die Kantone 

Personen mit Prämienausständen in einer Liste, auch genannt «Liste der säumigen Versicher-

ten» oder «schwarze Liste» erfassen können. Für diese Personen wird die Leistungspflicht der 

Versicherer für medizinische Behandlungen – mit Ausnahme von Notfallbehandlungen – auf-

geschoben (Art. 64a Abs. 7 KVG). Aktuell sind politische Bestrebungen im Gange, diese Mög-

lichkeit wieder aufzuheben. Dennoch stellt sich die Frage, ob eine Suchtbehandlung als Not-

fallbehandlung gewertet und demnach auch Personen mit Eintrag in der schwarzen Liste zu 

steht. Diese Frage ist hier nicht abschliessend zu beantworten, denn es gibt keine einheitliche 

Rechtsprechung über die Auslegung des Notfallbegriffs. Das Versicherungsgericht St. Gallen 

hat sich intensiver damit auseinandergesetzt und ist zum Schluss gekommen, dass die Indi-

kation einer Notfallbehandlung nebst unaufschiebbaren Schutzmassnahmen vor dem Tod 

auch medizinische Behandlungen als Schutz vor ernsthaften, gesundheitlichen Beeinträchti-

gungen bei ausbleibender Behandlung umfasst (KSCHG 2017/5 vom 26.04.2018, E. 3.3.2). 

Damit wird die Frage zu einer Ermessensfrage, deren Auslegung in der Praxis den Leistungs-

erbringenden im medizinischen Alltag obliegt. Sollte das Ausbleiben einer Behandlung einer 

Abhängigkeitserkrankung erwiesenermassen ernsthafte gesundheitliche Konsequenzen nach 

sich ziehen und die gewählte Behandlung als zielführend erachtet werden, so erscheint eine 

Kostenpflicht des Krankenversicherers vermutlich auch bei Prämienausständen als gegeben. 

Die grundlegende Behandlungsmöglichkeit einer Person mit auffälligem Alkoholkonsum kann 

nebst der möglichen, medizinischen Notwendigkeit insbesondere verknüpft mit einer Behand-

lungsvereinbarung im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses zusätzlich an Relevanz gewinnen. 

3.2.2 Krankentaggeld nach KVG und VVG 

Wie sich aus der Überschrift zum dritten Titel des Bundesgesetzes über die Krankenversiche-

rung («Freiwillige Taggeldversicherung») entnehmen lässt besteht kein Versicherungsobliga-

torium für den Erwerbsausfall bei Krankheit in der Schweiz. Eine Taggeldversicherung kann 

jedoch freiwillig, aus Arbeitsverträgen oder aus gesamtarbeitsvertraglich abgeleiteter Pflicht 
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von Arbeitgebenden auf der Grundlage des KVG oder des VVG abgeschlossen werden und 

deckt damit den Erwerbsausfall bei Arbeitsverhinderung im Krankheitsfall (vgl. Streiff et al. 

2012: 428). Die in der Praxis immer mehr an Irrelevanz gewinnende Versicherung gemäss 

KVG wird in den nachfolgenden Ausführungen nur begrenzt berücksichtigt.  

3.2.3 Krankentaggeld VVG  

Krankentaggeldversicherungen nach VVG kommen als Schaden- oder Summenversicherun-

gen vor und sind frei gestaltbar, da sie dem Privatrecht unterstehen (vgl. Streiff et al. 2012: 

428). Gemäss Art. 324a Abs. 4 OR kann die Lohnfortzahlungspflicht des Arbeitgebenden 

durch eine gleichwertige Versicherung nach VVG ersetzt werden. Die Beurteilung der Gleich-

wertigkeit zeigt sich dabei innerhalb der Rechtsprechung als besondere Herausforderung (vgl. 

Häberli 2018: 144). Das Bundesgericht verlangt dazu eine Verschriftlichung folgender Punkte: 

Abgedeckte Risiken, Prozentsatz des versicherten Lohnes, Dauer der Leistungen, Modalität 

der Prämienfinanzierung (BGer 4A_98/2014 vom 10.10.2014, E. 4.2.1). Bei bestätigter Gleich-

wertigkeit der Versicherungslösung sind Arbeitgebende ab Einsatz der Taggelder nach Ablauf 

der Karenzfrist vollumfänglich von ihrer Lohnfortzahlungspflicht befreit. Häberli (2018: 152) 

vertritt die Meinung, dass eine Einschränkung der Leistungspflicht durch Regelungen inner-

halb der AVB den Lohnfortzahlungsanspruch nicht wiederaufleben lassen. Vielmehr hätten 

sich Arbeitnehmende bezüglich strittiger Ansprüche im Allgemeinen mittels Berufung auf das 

Forderungsrecht gemäss Art. 87 VVG direkt an die Versicherung zu wenden (vgl. ebd).  

3.2.4 Exkurs Krankentaggeld VVG 

In der Praxis stellen sich zwischen der Lösung mit Krankentaggeldversicherung und der Lohn-

fortzahlungspflicht diverse komplexe Fragen (vgl. Streiff et al. 2012: 436f.). Diese werden in 

Bezug auf die Thematik des Alkoholkonsums mittels Praxisexkurs in der Folge herausgear-

beitet und diskutiert.  

3.2.4.1 Methodik Qualitative Fallanalyse 

Die Vorgehensweise wird methodisch als qualitative Fallanalyse klassiert. Ziel ist eine Illustra-

tion der Fragestellungen in der Praxis bezüglich des Umgangs mit Alkoholkonsum von Mitar-

beitenden innerhalb der kollektiven Krankentaggeldversicherungen gemäss VVG. Das Daten-

material wurde anhand einer vereinfachten, dem Bedarf angepassten Version der offenen, 

qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring (2016) bearbeitet. Dabei wurde der Fokus auf die 

Schritte Auswahl des Materials (1), Richtung der Analyse (2) und Sicherstellung der Gütekri-

terien (5) gelegt. Die Schritte Form der Inhaltsanalyse (3) und Interpretation (4) wurden stark 

vereinfacht umgesetzt.  
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Gemäss Mayring (2016) sind die Gütekriterien der sozialwissenschaftlichen Forschung sicher 

zu stellen und zu erläutern, was an dieser Stelle zwecks Leserlichkeit vorangestellt wird: Die 

Transparenz wird bei der Datenbearbeitung gewährleistet, indem der Leserschaft klar kommu-

niziert und begründet wird, welche Dokumente bearbeitet wurden. Der Zugriff auf diese Doku-

mente und damit die Reproduzierbarkeit wird mittels Literaturverzeichnis, Linkliste und Anhang 

sowie der Erläuterung der Methodik gewährleistet. Dies reduziert gleichzeitig das Risiko einer 

ausgeprägten Subjektivität, wobei diese nicht vollumfänglich ausgeschlossen werden kann, 

da mit der Schlüsselwörtersuche allenfalls Informationen verloren gehen und subjektiv ge-

wählte Besonderheiten erläutert werden. Des Weiteren wird durch die Offenlegung der Schlüs-

selwörter und Kategorien die Reliabilität gewährleistet.  

3.2.4.2 Definition ausgewähltes Material 

Die Basis jedes Versicherungsvertrages gemäss VVG bilden folgende Vereinbarungen zwi-

schen Versicherungsnehmenden und Versicherungsgebenden: Die allgemeinen Versiche-

rungsbedingungen AVB, teilweise auch allgemeine Bedingungen AB, die ergänzenden Versi-

cherungsbedingungen EVB, Zusatzbedingungen ZB und die besonderen Vertragsbedingun-

gen BVB. Die nachfolgenden Ausführungen stützen sich auf die AVB. Weitere Dokumente 

wurden aufgrund fehlender Zugriffmöglichkeit für diese Erhebung nicht strukturiert gesichtet.  

Bei der Auswahl des Datenmaterials fand eine Orientierung an den 25 marktrelevantesten 

Kollektiv-Schaden-Krankentaggeldversicherer nach VVG im Jahr 2019 gemäss Zusammen-

stellung des Schweizerischen Versicherungsverbandes SVV statt (vgl. SVV 2021). Die Liste 

basiert auf der Erhebung der Eidgenössische Finanzmarktaufsicht FINMA und wurde leicht an 

die Bedürfnisse der vorliegenden Arbeit angepasst (vgl. Anhang). Von den 23 gewählten Tag-

geldversicherern waren die aktuellsten AVB aus den Jahren 2008 bis 2022 online zugänglich.  

3.2.4.3 Richtung der Analyse  

Die gewählten Daten wurden gemäss folgender Kategorien analysiert, wobei der Schwerpunkt 

auf die dritte Kategorie gelegt wurde: Krankheitsdefinition (1), Eintrittsvorbehalte (2), Leis-

tungsausschlüsse mit Fokus auf Alkohol und Abhängigkeit (3), Schadenminderungspflicht (4). 

3.2.4.4 Ergebnisse 

3.2.4.4.1 Definition von Krankheit  

Die gewählten Dokumente wurden nach der Begriffsdefinition von «Krankheit» durchsucht. Die 

Mehrheit der vorliegenden AVB stützt sich auf die Definition von Krankheit gemäss Art. 4 

ATSG. Einige Versicherungen ergänzen diese Definition durch Komplikationen während oder 

die Schwangerschaft an sich oder durch die Pflicht, die Krankheit ärztlich bestätigen zu lassen. 
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Einige weichen explizit vom ATSG ab und rücken die Thematik der Absichtlichkeit in den Vor-

dergrund. Concordia beispielsweise definiert eine leistungspflichtige Krankheit als «vom Willen 

der Person unabhängig» (A7.2 AVB Concordia 2017). Dieselbe Ergänzung sehen Jardin 

Suisse und die Mobiliar vor (A6 AVB Jardin Suisse 2018, A4 Begriffe AVB Mobiliar 2022). 

Groupe Mutuel nutzt eine eigene Definition von Krankheit mit einer ähnlichen Stossrichtung, 

wendet aber die Begrifflichkeit einer «unbeabsichtigten Beeinträchtigung» an (A4.2 AVB 

Groupe Mutuel 2022).  

3.2.4.4.2 Diskussion Krankheitsdefinition 

Aufgrund der Vertragsfreiheit hat die Taggeldversicherung das Recht, eigene Begrifflichkeiten 

zu definieren. Mit den vorgenannten Abweichungen vom ATSG machen die Versicherungen 

klar, dass sie von ihrem dispositiven Kürzungsrecht bei absichtlicher Herbeiführung eines 

Krankheitsfalles Gebrauch machen (Art. 14 Abs. 1 VVG). Leistungskürzungen im Bereich der 

Taggeldversicherungen nach VVG sind im Gegensatz zu den Sozialversicherungen auch bei 

grober Fahrlässigkeit zulässig, nicht aber bei leichter Fahrlässigkeit (Art. 14 Abs. 2, 4 VVG 

i.V.m. Art. 98 Abs. 1 VVG). Gemäss Art. 8 ZGB hat die Instanz eine behauptete Tatsache zu 

beweisen, die aus ihr Rechte ableitet, so auch im VVG. Gemäss Bundesgericht liegt es dem-

nach an der versicherten Person, den Leistungsanspruch sowie dessen Umfang geltend zu 

machen. Die Versicherung dagegen trifft die Beweislast für Tatsachen, die zu einer Kürzung 

oder Verweigerung der vertraglichen Leistung berechtigen, dies betrifft auch Art. 14 VVG (BGE 

130 III 321, E. 3.1, S. 323). 

Fraglich erscheint allerdings, inwiefern eine Substanzabhängigkeit vom Willen der Person un-

abhängig gilt im Sinne der Allgemeinen Versicherungsbedingungen der jeweiligen Versiche-

rung in Kombination mit der medizinischen Diagnostik. Gerade bei risikoreichen Konsummus-

tern oder Alkoholmissbrauch, wenn die notwendigen Kriterien für die Diagnostik einer Abhän-

gigkeit gemäss ICD-10 nicht erfüllt sind, könnte dies unter Umständen bei der Geltendma-

chung von Ansprüchen Schwierigkeiten für die betroffenen Personen mit sich bringen, wobei 

auch dann seitens Versicherung die Absichtlichkeit oder Grobfahrlässigkeit zu beweisen ist.  

3.2.4.4.3 Vorbehalte und Gesundheitsprüfung 

Die vorliegenden Dokumente wurden nach den Schlüsselworten «Vorbehalt» und «Gesund-

heitsprüfung» durchsucht. Dies ergab folgende Ergebnisse:  

Die Themen Vorbehalt und Gesundheitsprüfung wurden in zehn der vorliegenden AVB explizit 

für den Fall eines Eintritts ins Kollektiv erwähnt. Die Handhabungen sind unterschiedlich; ei-

nige Versicherungen belassen sich die Option, allgemeine Vorbehalte vorzubringen, also Er-

krankungen von der Leistungspflicht auszuschliessen. Andere erlauben sich, bei Eintretenden 

mittels Gesundheitsprüfung individuelle Vorbehalte anzubringen.  
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Die Diskussion dieser und der nächsten Kategorie wird aufgrund der engen thematischen Ver-

knüpfung im Kapitel 3.2.4.4.5 zusammengetragen.  

3.2.4.4.4 Leistungsausschlüsse mit Fokus auf Alkohol und Abhängigkeit 

Die Dokumente wurden nach den Schlüsselwörtern: «Sucht», «Alkohol», «Abhängigkeit», 

«Substanz», «Droge» und «Konsum» durchsucht. Daraus ergaben sich folgende Resultate:  

Bei elf der Dokumente wurden relevante Inhalte in Bezug auf den Umgang mit Alkohol gefun-

den, wobei sich diese bei zweien ausschliesslich auf deren Handhabung bei Unfällen beziehen 

und damit für diese Erhebung irrelevant sind. Die anderen Versicherungen, also zwölf, defi-

nieren gemäss AVB keinen namentlichen Umgang mit der Thematik des Alkoholkonsums.  

Die neun übrigen Versicherungen sehen folgende Anpassungen vor: 

- Assura begrenzt ihren Deckungsumfang und schliesst explizit die Folgen von Alko-

hol- und Drogenkonsum, sowie Unfällen, die sich unter Alkohol- oder Drogeneinfluss 

ereignen, aus (A4.1.4 AVB Assura 2015). 

- Sanitas schränkt den Versicherungsfall explizit bei Bestehen von Grobfahrlässigkei-

ten im Zusammenhang mit Missbrauch von Alkohol ein und besteht auf das ihr zu-

stehende Kürzungsrecht (A22.3 AVB Sanitas 2013). Eine ähnliche Regelung sieht die 

KPT vor (A15.3 AVB KPT 2015). 

- Jardin Suisse sieht einen vollumfänglichen Leistungsausschluss bei Alkoholmiss-

brauch vor (A30 lit. i AVB Jardin Suisse 2018).  

- Sympany beschränkt die Leistungen, bzw. schliesst Leistungen aus infolge Alkohol-

missbrauchs (A6.14 lit. h AVB Sympany 2018). 

- Die Regelung der Agrisano ist schwammig. Sie schliesst Gesundheitsschädigungen 

infolge absichtlicher Einnahme von Medikamenten, Drogen und chemischen Produk-

ten aus (A10 lit. b AVB Agrisano 2019). Ob dies auch Alkohol umfasst bleibt unklar.  

- Eine gegenteilige Stossrichtung ergreift Generali. So wird die uneingeschränkte Leis-

tungspflicht der Kollektivversicherung auch bei Arbeitsunfähigkeiten in Zusammen-

hang mit einer Alkoholsucht explizit bejaht (A8.3 AVB Generali 2019). 

- Die Zurich verzichtet auf die Leistungskürzung bei selbstverschuldeten oder absicht-

lich herbeigeführten Krankheiten (A4 AVB Zurich Versicherung 2015).  

- Helvetia bejaht ausdrücklich eine Leistungspflicht bei Suchtentwöhnungskuren (A3 

AVB Helvetia 2013). 

3.2.4.4.5 Diskussion Vorbehalte und Leistungsausschlüsse  

Versicherungsnehmende bei einer Kollektiv-Krankentaggeldversicherung sind in der Regel die 

Arbeitgebenden. Sobald eine Person in ein Arbeitsverhältnis eintritt wird sie – je nach gesetz-

lichen, reglementarischen oder betrieblichen Regelungen – Teil des Kollektivs und damit des 
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versicherten Personenkreises. Vorbehalte, Versicherungsausschlüsse oder Beschränkungen 

der Leistungspflicht im Rahmen von Gesundheitsprüfungen sind sodann zulässig und auch 

üblich (vgl. Häberli 2018: 158). Denn gemäss Art. 9 VVG ist ein Versicherungsvertrag nichtig, 

wenn bei Vertragsschluss das befürchtete Ereignis, in diesem Fall der Versicherungsfall, also 

die krankheitsbedingte Erwerbsunfähigkeit, bereits eingetreten ist (BGE 142 III 671, E. 3.6, S. 

678). Insofern ist es möglich, dass im Rahmen einer Gesundheitsprüfung bezüglich Alkohol-

konsummustern Stellung zu beziehen ist – unter Umständen Jahre zurück. Diese Fragen sind 

wahrheitsgetreu zu beantworten und können als Folge zu einem individuellen Leistungsaus-

schluss führen. In einem Klagefall vor dem Versicherungsgericht St. Gallen stellte sich die 

VVG-Versicherung bei einer umstrittenen Leistungspflicht auf den Standpunkt, die Alkoholab-

hängigkeit einer versicherten Person habe bereits vor Eintritt in das Kollektiv der Versicherung 

bestanden. Das Gericht schmetterte den Standpunkt der Versicherung in Hinblick auf den Ver-

zicht einer expliziten Leistungsausnahme von Suchterkrankungen innerhalb der AVB ab und 

bejahte somit die Leistungspflicht (VG St. Gallen KV-Z 2017/12 vom 26.11.2018).  

Gemäss Häberli (2018: 158) sind explizite Versicherungsvorbehalte nur dann zulässig, wenn 

die Gleichwertigkeit zu der Lohnfortzahlung des Arbeitgebenden gewährleistet ist. Nach seiner 

Einschätzung ist diese Gewährleistung in der Praxis oft fraglich, primär bezogen auf Gesund-

heitsprüfungen und Krankheiten, die bereits vor Eintritt ins Kollektiv Bestand hatten. In solchen 

Fällen sei zumindest zu fordern, dass die Lohnfortzahlungspflicht gemäss Art. 324a OR greift 

(vgl. ebd.). Es ist allerdings zu vermuten, dass sich Arbeitgebende bei einer solchen Konstel-

lation als von ihrer Lohnfortzahlungspflicht befreit erachten würden. Erschwerend für die Be-

urteilung für Arbeitgebende kommt dazu, dass ihnen Krankheitsdiagnosen, auch seitens Kran-

kentaggeldversicherung, nicht bekannt zu geben sind (Art. 328b OR, Art. 3 lit. c Abs. 2 DSG). 

Die Rechtsprechung sieht zudem vor, eine vorbestandene, rückfallgefährdete Erkrankung ju-

ristisch nicht als eigenständige Neuerkrankung aufzufassen, sondern begreift diese als Fort-

dauern einer bereits eingetretenen Erkrankung (BGE 127 III 21, E. 2bb, S. 25). Eine Vorer-

krankung, die zwar nachweislich vor Eintritt ins Kollektiv existierte, jedoch weder diagnostiziert, 

noch der versicherten Person bekannt gewesen war, läuft dennoch unter der Leistungspflicht 

des Taggeldversicherers. Denn die Entwicklung hin zu einer Erwerbsunfähigkeit scheint in 

diesen Fällen ungewiss. Gemäss Bundesgericht ist es Aufgabe der Versicherung, dieses Ri-

siko zu tragen (BGE 136 III 334, E. 3, S. 339f.). Diese Haltung wurde in Bezug auf die Kran-

kentaggeldversicherung bestätigt (BGE 142 III 671, E. 3.6, S. 678). In einem aktuellen Urteil 

jedoch war eine Vorerkrankung bei Eintritt in die Kollektivversicherung bereits diagnostiziert. 

Dies führte in der Folge zu einer Teilnichtigkeit des Versicherungsvertrages (BGer 

4A_142/2021 vom 22.10.2021). 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=4&from_date=04.06.2021&to_date=23.06.2021&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F142-III-671%3Ade&number_of_ranks=0#page671
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Angesichts der Tatsache, dass sich Konsummuster unterschiedlich ausprägen, bevor sie me-

dizinisch als Alkoholabhängigkeiten diagnostiziert werden können und oftmals von Betroffenen 

lange Zeit versteckt werden und nicht als Erkrankung wahrgenommen werden, kann davon 

ausgegangen werden, dass ohne Diagnosestellung die obige Rechtsprechung unter Würdi-

gung des Einzelfalles greifen dürfte und die Leistungspflicht einer nach Eintritt ins Kollektiv 

diagnostizierte Alkoholabhängigkeit in vielen Fällen bei der VVG Versicherung gegeben wäre 

– es sei denn, diese schliesst dies mittels AVB oder individuellen Vorbehalten explizit aus.  

Es stellen sich für die Praxis ausserdem folgende, weiteren Fragen; unter welchen Vorausset-

zungen wird bereits ein problematischer oder schädlicher Alkoholkonsum als Krankheit ge-

mäss den jeweiligen AVB qualifiziert? Welche Folgen hat diese Beurteilung auf die Dauer des 

Anspruches auf Taggeldleistungen? Welche Behandlungen und Massnahmen werden als zu-

mutbar erachtet? Des Weiteren könnte man sich die Frage stellen, ob es sich bei einem Leis-

tungsausschluss aufgrund Alkoholkonsums um eine ungewöhnliche oder widersprüchliche 

Regelung handeln könnte. Ungewöhnlich im Sinne des VVG bedeutet überraschend und ge-

schäftsfremd. Diese Kriterien sind nach den Umständen des konkreten Einzelfalles sowie dem 

Verständnishorizont der betroffenen Vertragskunden zu beurteilen. Es muss aber beispiels-

weise nicht damit gerechnet werden, dass das Krankentaggeld bei psychischen Krankheiten 

halbiert wird (BGE 138 III 411, E. 3.1, 3.5, S. 412ff.). Eine Alkoholabhängigkeit ist per Definition 

eine psychische Erkrankung. Allerdings kann die Versicherung die Ungewöhnlichkeitsregel 

ausschalten, indem sie die Kunden explizit darauf aufmerksam macht (BGE 135 III 1, E. 1.3, 

2.3, S. 4f., 9).  

Als Zwischenfazit kann gezogen werden, dass sowohl Arbeitgebende, wie auch Personen mit 

Arbeitsunfähigkeiten aufgrund Alkoholkonsums gut beraten sind, die AVB der zuständigen 

Krankentaggeldversicherung sorgfältig zu studieren, weil diese einige zulässige Tücken ent-

halten können.  

3.2.4.4.6 Schadenminderungspflicht 

Es wurde innerhalb der Dokumente nach den Schlüsselwörtern «Schadenminderung» und 

«zumutbar» gesucht. Der Begriff der Zumutbarkeit wurde in 22 der 23 Dokumenten erwähnt. 

Dabei wird oft Bezug genommen zu den jeweiligen Definitionen von Arbeits- und Erwerbsun-

fähigkeit. In 16 der 23 Dokumenten wurde die Schadenminderungspflicht explizit erwähnt. 

Diese wird dabei sehr unterschiedlich ausgestaltet. Insgesamt finden sich jedoch ähnliche An-

forderungen wie in den Sozialversicherungen und über alle Dokumente hinweg lassen sich 

folgende Pfeiler innerhalb der Schadenminderungspflicht zusammentragen:  

- Erbringung des Beweises der Arbeitsunfähigkeit mittels Arztzeugnis 

- Pflicht zur Wahrnehmung zumutbarer, medizinischer Behandlungen 
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- Unterlassung von Gefährdung oder Verzögerung des Heilungsverlaufes  

- Vertrauensärztliche Untersuchungen  

- Entbindung der behandelnden Ärzteschaft von der Schweigepflicht gegenüber der 

Versicherung  

- Geltendmachung sozialversicherungsrechtlicher Ansprüche (insbesondere Invaliden-

versicherung oder Arbeitslosenversicherung). Dies wird teilweise begründet mit der 

Beweisbarkeit des Erwerbsausfalls.  

- Berufliche Umorientierung nach einer festgelegten Frist 

3.2.4.4.7 Diskussion Schadenminderungspflicht 

Das Privatrecht kann der Schadenminderungspflicht des Sozialversicherungsrechtes ähnliche 

Regelungen vorsehen. Art. 21 Abs. 4 ATSG ist im Bereich der Taggeldversicherungen nach 

VVG anwendbar (BGer 4A_111/2010 vom 12.07.2010, E. 3.1). Die allgemeine Schadenmin-

derungspflicht basiert auf Art. 14 VVG, sowie dem alten Art. 61 VVG (ausser Kraft per 

31.12.2021), bzw. dem neuen Art. 38a VVG (in Kraft ab 1.1.2022) (vgl. Streiff et al. 2012: 463). 

Der Umfang der Schadenminderungspflicht ist in der Privatversicherung allerdings eine Er-

messensfrage. Wie bereits dargelegt können die Anforderungen unterschiedlich ausgestaltet 

sein. Gerade die zumutbare Behandlung oder die berufliche Umorientierung bieten Anlass zu 

Diskussionen und Interpretationen. Es ist beispielsweise denkbar, dass eine Person ihre Arbeit 

aufgrund ihres Alkoholkonsums zeitweise nicht mehr weiter ausführen kann, an einem ande-

ren Arbeitsplatz jedoch weiterhin arbeitsfähig wäre. Man denke da zum Beispiel an einen Bus-

kraftfahrenden, der zwecks Gesetzgebung nicht alkoholisiert fahren darf, allenfalls sogar für 

eine begrenzte Zeit seinen Ausweis abgeben musste, in einer angepassten Tätigkeit aber 

durchaus weiterhin arbeitsfähig sein könnte. Bezogen auf das Arbeitsrecht sowie die Kranken-

taggeldversicherung benennt man dieses Phänomen heute als arbeitsplatzbezogene oder 

funktionsbezogene Arbeitsunfähigkeit. Damit wird auf Art. 324a OR Bezug genommen, wel-

cher nicht nur die Unmöglichkeit der Arbeitswahrnehmung, sondern auch deren Unzumutbar-

keit für den Arbeitnehmenden umfasst (vgl. Streiff et al 2012: 407). Es wird so unterstrichen, 

dass das OR lediglich an die Arbeitsverhinderung und nicht primär an deren Ursache anknüpft. 

Insofern kann auch ein körperlicher oder psychischer Zustand, dem kein Krankheitswert im 

rechtlichen oder medizinischen Sinne zukommt, eine Arbeit unzumutbar machen (vgl. ebd.: 

415f.). Es ist denkbar, dass der Krankheitswert bezogen auf den Arbeitsplatz bejaht wird, die 

betroffene Person aber im Übrigen ganz normal einsatzfähig und in der privaten Lebensge-

staltung kaum eingeschränkt ist. Der Lohnanspruch besteht dann grundsätzlich weiter (vgl. 

ebd.: 416). Die Taggeldversicherung als Ersatzlösung für die Lohnfortzahlung hat in diesen 

Fällen die Möglichkeit, der betroffenen Person eine zumutbare Wiedereingliederung, also den 

Stellen- oder Berufswechsel innert einer Übergangsfrist von drei bis fünf Monaten, anzuweisen 
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(vgl. ebd: 429, BGE 111 V 235, E. 2a, S. 239). Davon wird in der Regel allerdings erst nach 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses Gebrauch gemacht. Ausserdem ist, entgegen den Sozi-

alversicherungen, zu beurteilen, welche reellen Chancen Versicherte bei der Arbeitssuche an-

gesichts Arbeitsmarktsituation sowie gesundheitlicher Beeinträchtigung haben. Es ist eben-

falls die Zumutbarkeit des Berufswechsels unter Berücksichtigung von Ausbildung und Arbeits-

erfahrung und Alter zu beurteilen (BGer 4A_495/2016 vom 05.01.2017, E. 2.3).  

3.2.4.5 Zusammenfassung  

Krankentaggeldversicherungen können sowohl individuelle Begrifflichkeiten, Leistungsaus-

schlüsse, wie auch Vorbehalte in relativ grossem Umfang eigenmächtig festlegen und machen 

von dieser Eigenheit des Privatrechts auch Gebrauch. Das Gesetz und die Rechtsprechung 

sehen zwar einige Schranken vor, de facto werden allfällige Verletzungen oder Handlungsop-

tionen in der Praxis vermutlich jedoch eher selten erkannt, weil für deren Beurteilung sehr 

spezifisches, juristisches Wissen notwendig ist. Versicherte, die im Rahmen von Art. 100 Abs. 

2 VVG vom direkten Forderungsrecht Gebrauch machen, werden in der Regel selten eigen-

ständig über das notwendige Wissen verfügen. Es ist ausserdem gut vorstellbar, dass viele 

Personen sowohl die finanziellen, wie auch zeitlichen Ressourcen scheuen, die ein Klagever-

fahren gegen eine Privatversicherung mit sich bringen. Als lohnenswert bezogen auf die Fra-

gestellung des Alkoholkonsums zeigt es sich, die Personalabteilung über die Regelungen der 

gewählten Krankentaggeldversicherung mit der Thematik zu informieren, einen regelmässigen 

Austausch mit der Versicherung zu suchen und den betroffenen Mitarbeitenden die jeweiligen 

AVB und Kontaktpersonen der Versicherungen proaktiv zur Verfügung zu stellen. 

Inhaltlich stellt sich die Frage nach der vollumfänglichen Gleichwertigkeit einer Versicherungs-

lösung gegenüber der Lohnfortzahlung auch nach dieser Datenanalyse weiterhin. Bei Leis-

tungsausschlüssen aufgrund Alkoholkonsums ist davon auszugehen, dass die Gleichwertig-

keit in Frage gestellt wird und damit eine Haftung der Arbeitgebenden gemäss Art. 324a OR 

greifen könnte. Die Koordination von Arbeits- und Privatrecht für Arbeitgebende und Arbeit-

nehmende zeigt sich aber in diesen Fällen als eine grosse Herausforderung, der vermutlich 

ohne juristische Unterstützung nicht begegnet werden kann.  

An dieser Stelle wird als weitergehender Schritt sowie der Vollständigkeit halber ergänzend 

das Thema Übertrittsrecht angeschnitten.   

3.2.4.6 Übertrittsrecht 

Die Krankentaggeldversicherung nach KVG kennt keine Nachleistung. Um weitere Leistungen 

zu erhalten, müssen die versicherten Personen bei Austritt aus dem Arbeitsverhältnis in die 

Einzeltaggeldversicherung übertreten. Im VVG verweist Art. 100 Abs. 2 auf Art. 71 Abs. 1 KVG 
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und ermöglicht somit Personen nach aufgelöstem Arbeitsverhältnis einen Übertritt aus der kol-

lektiven in die Einzelversicherung. Es sind keine neuen Versicherungsvorbehalte anzuwenden 

und die Berechnungsgrundlage muss gleichbleibend sein. Diese Überlegungen bekräftigte 

das Bundesgericht im Jahre 2001 dahingehend, dass ein neuer Leistungsausschluss bezüg-

lich übermässigen Alkoholkonsums bei Übertritt in die Einzeltaggeldversicherung als nicht zu-

lässig beurteilt wurde (BGE 127 III 235, E. 2d, S. 239). Gerade bei Personen mit einer beste-

henden Arbeitsunfähigkeit oder einem instabilen Gesundheitszustand, basierend auf den Kon-

sum von Alkohol oder dessen Auswirkungen, sollte ein Übertritt in die Einzeltaggeldversiche-

rung sorgfältig geprüft werden. Insbesondere deshalb, weil die Arbeitslosenversicherung eine 

Erkrankung während der Arbeitslosigkeit nur teilweise mitversichert (Art. 28 AVIG). 

3.3 Arbeitslosenversicherung 

Arbeitslosentaggelder beziehen kann, wer die Voraussetzungen gemäss Art. 8 AVIG erfüllt. 

Im Zusammenhang mit der Fragestellung gibt es innerhalb der Arbeitslosenversicherung zwei 

Punkte, die im Falle einer Anmeldung um Leistungen einer Person mit auffälligem Alkoholkon-

sum umstritten sein könnten. Dies ist einerseits die Beurteilung der Vermittlungsfähigkeit (Art. 

15 AVIG) und andererseits das Selbstverschulden der Arbeitslosigkeit, dessen Einschätzung 

zwar keine Ablehnung der Leistungen, wohl aber eine empfindliche Anzahl an Einstelltagen 

zu Folge haben kann (Art. 30 Abs. 1 lit. a AVIG und Art. 44 Abs. 1 lit. a AVIV). 

3.3.1 Vermittlungsfähigkeit 

Nicht in jedem Fall führt Alkoholabhängigkeit, risikoreicher oder schädlicher Alkoholkonsum zu 

einer Arbeitsunfähigkeit oder wird überhaupt aktenkundig und medizinisch behandelt. Die Wir-

kungsweise von Alkohol auf den menschlichen Körper legt aber nahe, dass dessen Konsum 

durchaus Folgen auf die Beurteilung der Vermittelbarkeit haben könnte.  

Vermittlungsfähig ist, wer bereit, in der Lage und berechtigt ist, eine zumutbare Arbeit anzu-

nehmen und an Eingliederungsmassnahmen teilzunehmen (Art. 15 Abs. 1 AVIG). Diese Be-

grifflichkeit umfasst kumulativ die Vermittlungsbereitschaft, die Arbeitsfähigkeit, die An-

spruchsberechtigung und die Bereitschaft zur Teilnahme an einer Eingliederungsmassnahme 

(AVIG-Praxis ALE 2021: B215). Als Anspruchsvoraussetzung schliesst der Begriff der Vermitt-

lungsfähigkeit graduelle Abstufungen aus (BGE 125 V 51, E. 6a, S. 58). Liegt also eine bewie-

sene, volle Arbeitsunfähigkeit mit entsprechendem Arztzeugnis vor, so gilt die versicherte Per-

son als nicht vermittelbar und wird über die Arbeitslosenkasse nur in sehr eingeschränktem 

Umfang unterstützt (Art. 28 AVIG). In häufigeren Fällen jedoch wird die Vermittelbarkeit seitens 

Arbeitslosenkasse in Zweifel gezogen, weil keine medizinisch bestätigte Arbeitsunfähigkeit be-
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steht. Die Arbeitslosenkasse hat dann die Möglichkeit, die Vermittlungsfähigkeit über die kan-

tonale Amtsstelle überprüfen zu lassen (Art. 81 Abs. 2 lit. a AVIG). Diese kann eine vertrau-

ensärztliche Untersuchung auf Kosten der Versicherung anordnen (Art. 15 Abs. 3 AVIG). Die 

Untersuchung beschränkt sich auf die Diagnostik des Gesundheitszustandes und nimmt dazu 

Stellung, ob, in welchem Umfang, bezüglich welcher Tätigkeiten und unter welchen Rahmen-

bedingungen hinsichtlich Arbeitsplatz und Arbeitszeit die versicherte Person arbeitsunfähig ist. 

Dies schliesst jedoch nicht aus, dass sich die Vertrauensärzteschaft zur Vermittlungsfähigkeit 

und -bereitschaft auszusprechen hat, wenn sie bei den Untersuchungen psychisch beeinträch-

tigende Gesundheitsschäden oder verhaltensmässige Auffälligkeiten bemerkt (ARV 1998 Nr. 

5, S. 31 E. 3a/cc in: BGer C_379/2000 vom 28.05.2002, E. 3cc). Basierend auf den Bericht 

der Vertrauensärzteschaft in Kombination mit der Stellungnahme der betroffenen Person hat 

die kantonale Amtsstelle die Beurteilung der Vermittlungsfähigkeit in eine Feststellungsverfü-

gung zu kleiden (AVIG-Praxis ALE 2021: B278). 

Zu der Thematik der Beurteilung einer Vermittlungsfähigkeit bei Alkoholkonsum existieren di-

verse Gerichtsentscheide, primär auf kantonaler Ebene. So wurde beispielsweise die Vermitt-

lungsfähigkeit eines Versicherten trotz oder in dieser Konstellation sogar aufgrund des Eintritts 

in eine Alkoholentzugsklinik bejaht (VG Graubünden S 02 297 vom 04.02.2003). Dasselbe 

Urteil zeigt auf, dass sich die Vermittelbarkeit als dynamisch erweist. Die Entwicklung ist zu 

beobachten und zu gegebener Zeit neu zu beurteilen.  

3.3.2 Einstelltage 

Die Beurteilung des Selbstverschuldens bei Anspruchsprüfung kann Sperrtage beim Bezug 

von Arbeitslosentaggeldern nach sich ziehen. Ein Selbstverschulden im Sinne der Arbeitslo-

senversicherung gemäss Art. 30 Abs. 1 lit. a AVIG liegt dann vor, wenn der Eintritt der Arbeits-

losigkeit keinen objektiven Faktoren zugeschrieben werden kann, sondern in einem nach den 

persönlichen Umständen und Verhältnissen vermeidbaren Verhalten der versicherten Person 

liegt, für das die Arbeitslosenversicherung keine Haftung übernimmt (BGer 8C_12/2010 vom 

04.05.2010, E. 2.2). Das allgemeine Verhalten der versicherten Person als Anlass für die Kün-

digung ist ausreichend, um Einstelltage zu prüfen. Die Arbeitslosenkasse ist daher nicht an 

einen arbeitsrechtlich «wichtigen Grund» gemäss den Ausführungen zur fristlosen Entlassung 

gebunden (BGE 112 V 242, E. 1, S. 245). Es ist jedoch ein Beweis vorzulegen und gleichzeitig 

die Vorsätzlichkeit zu belegen, wobei ein Eventualvorsatz, also die Vorhersehbarkeit und das 

«In-Kauf-Nehmen», ausreichend ist (BGE 124 V 234, E. 3b, S. 236). Die Dauer der Einstellung 

bemisst sich nach dem Grad des Verschuldens und beträgt, je nach Ermessen der Kasse, 

zwischen einem und 60 Taggeldern (Art. 30 Abs. 3 AVIG i.V.m. Art. 45 AVIV, BGer 

8C_751/2015 vom 09.02.2016, E. 8). Eine fristgerechte Kündigung aufgrund des Verhaltes 
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der versicherten Person, insbesondere wegen Verletzung arbeitsvertraglicher Pflichten, lässt 

gemäss Praxis des AVIG die breite Spannweite von leichtem, bis schwerem Verschulden zu, 

wobei Vorwarnungen der Arbeitgebenden je nach Menge und zeitlichem Abstand sowie deren 

Begründungen zu berücksichtigen sind (vgl. AVIG-Praxis ALE 2021: D75, S. 297).  

Bei einem Lastkraftwagen-Chauffeur in privatrechtlicher Anstellung war die Frage nach Ein-

stelltagen nach erfolgter, fristloser Kündigung infolge fehlender Eignung für die Arbeitsstelle 

aufgrund des Führerausweisentzuges wegen Alkoholabhängigkeit mit aktuellem Konsumver-

halten, strittig. Die verfügten Einstelltage der Arbeitslosenkasse wurden basierend auf eine 

selbstverschuldete Arbeitslosigkeit mit schwerem Verschulden, primär an die Verletzung ar-

beitsvertraglicher Pflichten, geknüpft. Die Vorinstanz ging von einer unverschuldeten Unzu-

mutbarkeit der vorherigen Arbeitsstelle aufgrund der Alkoholabhängigkeit aus. Diese Beurtei-

lung wurde vom Bundesgericht nicht geschützt. Es wurde einerseits auf die fehlende Beweis-

barkeit einer allfälligen Unzumutbarkeit und angebliche Urteilsunfähigkeit verwiesen. Des Wei-

teren wurde bemängelt, dass der Krankheitswert der Alkoholabhängigkeit vom Beschwerde-

führer medizinisch nicht aktenkundig und damit nicht beweisbar war (BGer 8C_751/2015 vom 

09.02.2016, E. 6-8). Versicherungsgerichte gehen tendenziell davon aus, dass Betroffenen 

mit diesem spezifischen Fehlverhalten von Alkoholkonsum in Kombination mit einer Tätigkeit 

im Strassenverkehr die Erfüllung der arbeitsvertraglichen Verpflichtungen bewusst gefährden 

und damit selber die unmittelbaren Grundlagen für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses 

schaffen. Dies insbesondere deshalb, weil ihnen eine besonders hohe Sorgfaltspflicht obliegt 

und daher überdurchschnittliche Kenntnisse des Strassenverkehrsrechts sowie des Verfah-

rensrechts bei erhöhter Blutalkoholkonzentration verlangt werden dürfen (EVG C 221/01 vom 

07.11.2001, E. 2c, VG St. Gallen AVI 2012/29 vom 21.03.2013, E. 2.2). 

3.4 Invalidenversicherung 

Wie in den bisherigen Ausführungen mehrfach erläutert, handelt es sich beim Übergang vom 

risikoreichen über den missbräuchlichen Alkoholkonsum zu einer Abhängigkeit um die Ent-

wicklung einer Erkrankung, die sich oft über Jahre ausbildet und für eine lange Zeit unbemerkt 

bleiben kann. Es ist daher denkbar, dass Betroffene am Arbeitsplatz zunehmend auffällige 

Absenzen oder Leistungseinschränkungen aufweisen und so in den Fokus von Vorgesetzten, 

Personalabteilungen und somit möglicherweise auch der Invalidenversicherung geraten.  

3.4.1 Früherfassung, Eingliederungs- und berufliche Massnahmen 

Eine Meldung zur Früherfassung bei der Invalidenversicherung kann von Betroffenen oder 

Drittpersonen eingereicht werden, wenn eine Person längere Zeit arbeitsunfähig ist oder in-

nerhalb eines Jahres wiederholte Kurzabsenzen aufweist (Art. 3b Abs. 2 IVG und Art. 1ter IVV 
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bis 31.12.2021). Das Ziel dieser Massnahme ist das Erkennen eines Invaliditätsrisikos und 

gleichzeitig das Verhindern von Invalidität (Art. 3a Abs. 1 IVG). Im Erstgespräch auf der IV-

Stelle wird eine Einschätzung der Notwendigkeit einer Anmeldung bei der Invalidenversiche-

rung vorgenommen (Art. 1quater IVV). Nach Einreichung der IV-Anmeldung kann ohne Rechts-

anspruch und je nach Eignung der Massnahme von der IV-Stelle eine Leistung im Rahmen 

der Frühintervention verfügt werden (Art. 7d IVG). Diese Massnahmen sollen verhindern, dass 

Personen vollständig oder teilweise aus dem Arbeitsprozess herausfallen. Die Frühinterventi-

onsphase endet mit dem Grundsatzentscheid, ob der Eingliederungsweg eingeschlagen wer-

den kann oder ob die Rentenfrage geprüft wird (Art. 1septies IVV). Um den Entscheid fällen zu 

können, werden parallel zur Frühintervention die Anspruchsvoraussetzungen auf Eingliede-

rungsmassnahmen geprüft. Diese werden dann in Betracht gezogen, wenn sie notwendig und 

in Hinblick auf Alter und Gesundheitszustand der versicherten Person geeignet sind, die Er-

werbsfähigkeit oder die Fähigkeit, sich im Aufgabenbereich zu betätigen, wiederherzustellen, 

zu erhalten oder zu verbessern (Art. 8, Art. 10 Abs. 2 IVG).  

Sowohl bei Eingliederungsmassnahmen als auch bei Frühinterventionsmassnahmen beurteilt 

die Invalidenversicherung also das Eingliederungspotenzial der versicherten Person und ori-

entiert sich dabei an der Gesetzgebung und an medizinischen Berichten. Teilweise wird für 

eine entsprechende Einschätzung der Regionale Ärztliche Dienst RAD einbezogen. Es ist 

denkbar, dass Personen mit erwiesenem, auffälligem Alkoholkonsum als Folge dieser Ein-

schätzung zu einer geeigneten und zumutbaren medizinischen Behandlung oder Abstinenz 

angewiesen werden. Im Rahmen der Schadenminderungspflicht kann damit das Eingliede-

rungspotenzial möglicherweise erhöht werden (Art. 7 Abs. 2 lit. d IVG). Es gilt allerdings fest-

zuhalten, dass eine Substanzenabhängigkeit gemäss Bundesgericht eine Eingliederungsfä-

higkeit per se nicht ausschliesst. Die beruflichen Massnahmen dürfen demnach nicht aus-

schliesslich von einer vorgängigen Alkoholentzugs- und Entwöhnungsbehandlung abhängig 

gemacht werden (BGer 9C_324/2017 vom 06.07.2017, E. 4.2f.). 

Es ist an dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass die kantonalen IV-Stellen in der Praxis unter-

schiedliche Prozesse ausgestalten. So ziehen sie zu unterschiedlichen Zeitpunkten den RAD 

bei, setzen bei der Bemessung des Eingliederungspotenzial andere Schwerpunkte und verfol-

gen unterschiedliche Eingliederungsstrategien (vgl. Guggisberger al. 2015). Allgemein ist al-

lerdings davon auszugehen, dass auch im Rahmen der Frühintervention sorgfältig geprüft wer-

den muss, ob und inwieweit sich eine allfällige Abhängigkeitserkrankung tatsächlich und indi-

viduell auf das Eingliederungspotenzial auswirkt. Die als zumutbar erachteten Massnahmen 

haben demnach dem Verhältnismässigkeitsprinzip zu entsprechen (Art. 5 BV).  
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3.4.2 Rentenprüfung  

Der Anspruch auf eine Rente der Invalidenversicherung stützt sich auf die Begrifflichkeiten der 

Erwerbsunfähigkeit (Art. 7 ATSG) und der Invalidität (Art. 8 Abs. 1 ATSG, Art. 4 IVG). Von 

einer Erwerbsunfähigkeit wird dann ausgegangen, wenn die versicherte Person sowohl die 

angezeigten, beruflichen Eingliederungsmassnahmen, als auch die ihr zumutbaren medizini-

schen Eingliederungsmassnahmen durchlaufen hat. Für die Beurteilung des Vorliegens einer 

Erwerbsunfähigkeit sind ausschliesslich die Folgen der gesundheitlichen Beeinträchtigung zu 

berücksichtigen (Art. 7 Abs. 2 ATSG). Nicht berücksichtigt werden können insbesondere inva-

liditätsfremde Gründe (BGE 107 V 17, E. 2c, S. 21). Beeinträchtigungen der psychischen Ge-

sundheit können wie körperliche Gesundheitsschäden eine Invalidität bewirken. 

Bis im Jahr 2019 führten Abhängigkeitserkrankungen gemäss langjähriger Rechtsprechung 

nicht zu einer Invalidität im Sinne des Gesetzes. Nach angepasster Rechtsprechung findet 

eine Anerkennung von Abhängigkeitserkrankungen als IV-rechtlicher und psychischer Ge-

sundheitsschaden statt. Im Fokus steht nicht mehr der Gesundheitsschaden an sich, sondern 

dessen Auswirkungen auf die Leistungsfähigkeit im Einzelfall (BGE 145 V 215, E 6.1, S. 227). 

Es gilt seitens Invalidenversicherung mittels strukturiertem Beweisverfahren zu ermitteln, ob 

und wie sich ein fachärztlich diagnostiziertes Abhängigkeitssyndrom im Einzelfall auf die Ar-

beitsfähigkeit der betroffenen Person auswirkt. Von dieser Vorgehensweise ist lediglich aus 

Gründen der Verhältnismässigkeit abzuweichen (ebd. E. 7, S. 228). Es gilt weiterhin die Mit-

wirkungs- und Schadenminderungspflicht. Demnach ist den versicherten Personen zumutba-

ren, medizinischen Behandlungen beizuwohnen (Art. 7 Abs. 2 lit. d IVG). Wird die Pflicht zur 

Schadenminderung und Mitwirkung verletzt, ist eine Verweigerung oder Kürzung von Leistun-

gen der Invalidenversicherung möglich, nicht jedoch Nichteintreten (Art. 7b Abs. 1 und Abs. 2 

lit. d IVG i.V.m. Art. 21 Abs. 4 ATSG). Es wird allerdings nicht mehr von einer Therapieresistenz 

als Anspruchsvoraussetzung ausgegangen (BGE 127 V 294, E. 4, S. 294ff.). In einem neueren 

Urteil (BGer 9C_ 309/2019 vom 07.11.2019) hat das Bundesgericht entschieden, dass es nicht 

länger statthaft ist, im Sinne der Mitwirkungspflicht im Abklärungsverfahren eine Entzugsbe-

handlung anzuordnen. Die versicherten Personen dürfen im Vorfeld einer medizinischen Be-

gutachtung nicht dazu gezwungen werden, sich einer Entzugsbehandlung zu unterziehen. 

Demgegenüber dürfen jedoch Entzugsbehandlungen oder andere Therapieauflagen als Be-

handlungsmassnahmen, sofern im konkreten Fall zumutbar, jederzeit zur Schadenminderung 

angeordnet werden. Dies allerdings nicht im Rahmen der Abklärungen der erstmaligen Leis-

tungsprüfung (ebd., E. 4.2.2). 
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3.5 Berufliche Vorsorge 

Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf die obligatorische berufliche Vorsorge. 

Leistungen und Reglemente im überobligatorischen Bereich werden weitgehend ausser Acht 

gelassen, da diese nicht den Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit bilden.  

Im Grundsatz gilt, dass die Vorsorgeeinrichtung bezüglich den Rentenanspruch einer von Al-

koholabhängigkeit betroffenen Person an den getroffenen Entscheid der eidgenössischen In-

validenversicherung gebunden ist. Diese Orientierung bezieht sich insbesondere auf die sach-

bezüglichen Voraussetzungen des Rentenanspruchs, die Rentenhöhe und den Rentenbeginn 

(Art. 23, 24 Abs. 1, 26 Abs. 1 BVG). Ein Entscheid der IV-Stelle ist für eine Einrichtung der 

beruflichen Vorsorge nur dann verbindlich, wenn sie in das invalidenversicherungsrechtliche 

Verfahren miteinbezogen wurde, die konkrete Fragestellung für die Beurteilung des Renten-

anspruchs gegenüber der IV entscheidend war und die invalidenversicherungsrechtliche Be-

trachtungsweise aufgrund einer gesamthaften Prüfung der Akten nicht als offensichtlich un-

haltbar erscheint (BGE 133 V 67, E. 4.3.2, S. 69). Dabei gilt es zu beachten, dass ein regle-

mentarischer Leistungsaufschub von IV-Leistungen einer Pensionskasse bei Ausrichtung des 

vollen Lohnes – darunter fällt auch ein vollumfängliches Krankentaggeld – zulässig ist (Art. 26 

Abs. 2 BVG). So werden BVG-Ansprüche oft erst nach Leistungserschöpfung der Krankentag-

geldversicherung ausgerichtet. Des Weiteren sind Invalidenleistungen nur dann geschuldet, 

wenn die betroffene Person bei Eintritt der Arbeitsunfähigkeit, deren Ursache zur Invalidität 

geführt hat, bei einer Pensionskasse versichert war (Art. 23 lit. a BVG). Dies beinhaltet einen 

sachlichen und zeitlichen Zusammenhang, auf welchen an dieser Stelle nicht im Detail einge-

gangen wird (Art. 28 und 29 IVG i.V.m. Art. 26 Abs. 1 BVG; BGE 134 V 20, E. 3.2, S. 22f.). 

Ein spannender Fall vor Bundesgericht betreffend Versicherungsdeckung BVG im Überobli-

gatorium ergab, dass eine unvollständig oder falsch beantwortete Frage zwecks Eintrittsab-

klärung nach Erkrankungen innerhalb der letzten 5 Jahre bei einem Gipser mit einer schliess-

lich invalidisierenden Alkoholproblematik keiner Anzeigepflichtverletzung entspricht. Das Bun-

desgericht bezieht sich bei der Begründung einerseits auf eine unklare und offene Fragestel-

lung (Art. 6 VVG), andererseits aber auch auf spezifische Charakteristika der Erkrankung 

(BGer 9C_99/2008 vom 03.07.2008, E 5.2.).  

Interessant ebenfalls im Zusammenhang mit der Fragestellung erscheint, dass die Vorsorge-

einrichtung nicht verpflichtet ist, Leistungsverweigerungen oder Leistungskürzungen der Un-

fallversicherung oder der Militärversicherung auszugleichen, wenn die anspruchsberechtigte 

Person den Versicherungsfall schuldhaft herbeigeführt hat. Stattdessen kann die Überent-

schädigung auf Basis hypothetischer Leistungen berechnet werden. Die anrechenbaren Ein-

künfte übersteigen so rasch 90% des mutmasslich entgangenen Verdienstes und weitere Aus-
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zahlungen der Vorsorgeeinrichtungen können verweigert werden. So bestätigt vom Bundes-

gericht bei einem Todesfall nach Unfallhergang unter Alkoholeinfluss (Art. 24, 24a, 25 BVV 2, 

BGE 131 V 124, E. 6, S. 132). 

3.6 Fazit und Diskussion 

Jeder Zweig der Sozial- und Privatversicherungen hat einen eigenen Umgang mit der Thema-

tik des Alkoholkonsums basierend auf das abgedeckte Risiko, die Zwecksetzung sowie die 

geltenden Einzelgesetze, -verordnungen, die Versicherungsbedingungen und die Rechtspre-

chung. Diese Grundlagen definieren individuelle Indikatoren für die Leistungsübernahme, de-

ren Kürzungsmöglichkeiten oder deren Verweigerung. Oftmals stehen die Indikatoren in Ab-

hängigkeit zum Alkoholisierungsgrad oder zu der medizinischen Diagnostik. Bei nachweisli-

chem Krankheitswert, also einem Behandlungsbedarf oder einem ärztlich diagnostizierten Ab-

hängigkeitssyndrom ist der Umgang sowie die Rechtsprechung, zumindest bei den Sozialver-

sicherungen, zuweilen klarer. Schwieriger erscheinen unregelmässige, schwer berechenbare, 

risikoreiche oder schädliche Alkoholkonsummuster, die die Begrifflichkeit der Erkrankung und 

den Schweregrad einer Abhängigkeit nicht erfüllen. Die oft wellenförmigen und verschwom-

menen Übergänge stellen nebst der Ärzteschaft auch die Versicherungen vor Herausforde-

rungen, beispielsweise bei der Beurteilung der Vermittlungsfähigkeit bei der Arbeitslosenkasse 

oder bei der Festlegung des Invaliditätsgrades bei der Invalidenversicherung. Als weitere Her-

ausforderung zeigen sich widersprechende ärztliche Aussagen sowie Diskrepanzen zwischen 

der objektiven Fremdeinschätzung der Ärzteschaft, Vorgesetzten oder Versicherungen von 

der subjektiven Einschätzung der betroffenen Person in punkto Konsummuster, Behandlungs-

bedarf oder Leistungsfähigkeit. Eine Erkrankung oder auffälligen Konsum als ebendies zu ver-

stehen, zu akzeptieren und zu behandeln und daraus Rechte und Pflichten innerhalb der Ver-

sicherungen abzuleiten benötigt häufig sowohl das Einverständnis, das Wissen, als auch einen 

gewissen Grad an Einsicht der betroffenen Person. Behandlungen ohne Krankheitseinsicht 

sind erfahrungsgemäss oft nicht zielführend. Unter diesem Gesichtspunkt stellt sich in vielen 

Fällen die Frage nach der Zumutbarkeit von geeigneten medizinischen Behandlungen oder 

Massnahmen im Rahmen der Schadenminderungspflicht.  

Privatversicherungen haben aufgrund der Vertragsfreiheit einen weitaus grösseren Gestal-

tungsfreiraum was Begrifflichkeiten, Rechte und Pflichten innerhalb ihrer Versicherungsbedin-

gungen betrifft. Dies wiederum kann aber zu Unklarheiten führen, was die Auslegung und Wir-

kung ebendieser Begrifflichkeiten anbelangt. Das Verfahren innerhalb des Privatrechtes und 

somit innerhalb der Zusatzversicherungen gemäss VVG im Bereich Krankentaggeld, Unfall-

taggeld oder Überobligatorium in der Beruflichen Vorsorge unterscheidet sich massgeblich 

vom öffentlich-rechtlichen Verfahren. Dieses stützt sich analog zivilprozessualer Verfahren im 
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privatrechtlichen Anstellungsverhältnis auf die Zivilprozessordnung ZPO. Das Verfahren wird 

damit für die Privatperson aufwändiger, teurer und komplexer. Die Sozialversicherungen da-

gegen sind zu einem grossen Teil ans ATSG gebunden. Dieses legt auch einige Verfahrens-

regeln fest (Art. 27-64 ATSG), wobei jedes Einzelgesetz die gültigen Rechtsgrundlagen für 

das Verfahren selber bestimmt. Neben dem ATSG sind weitere nationale und kantonale Er-

lasse entscheidend für das Verfahren wie beispielsweise das Verwaltungsverfahrensgesetz 

VwVG. Jedes staatliche Handeln, welches unter anderem die Sozialversicherungen umfasst, 

muss gewisse Prinzipien anwenden, die wiederum Schranken im Verfahren setzen und damit 

die Bürger und Bürgerinnen schützen sollen: Das Legalitätsprinzip, das öffentliche Interesse 

und das Prinzip der Verhältnismässigkeit, die Rechtsgleichheit, also den Anspruch auf Gleich-

behandlung und das Willkürverbot sowie Treu und Glauben (Art. 5, Art. 8 Abs. 1, Art. 9 BV). 

Dazu kommen Verfahrensgarantien und damit verbundene Rechte und Pflichten der Parteien. 

Da das Verfahrensrecht keinen wesentlichen Teil der Fragestellung der vorliegenden MAS-

Thesis umfasst, wird auf vertieftere Erläuterungen an dieser Stelle verzichtet. 

Diese Überlegungen lassen aber schlussfolgern, dass das Wissen um die Grundsätze der an 

ein Arbeitsverhältnis geknüpften Versicherungen, insbesondere an den Schnittstellen zum Ar-

beitsrecht, zwingend in die Überlegungen von geeigneten Unterstützungsmassnahmen Be-

troffener miteinzubeziehen sind. Es ist Arbeitgebenden zu empfehlen, interne oder externe 

Spezialistinnen und Spezialisten heranzuziehen, die sich mit den versicherungsrechtlichen 

und verfahrensrechtlichen Fragestellungen auskennen.  
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4 Schlussfolgerungen  

Um die eingangs formulierte Fragestellung zu beantworten, werden in diesem abschliessen-

den Kapitel die wichtigsten Erkenntnisse der Arbeit zusammengefasst. Es folgen im Ausblick 

weiterführende Überlegungen. 

Die vorliegende Arbeit orientiert sich an der Hauptfragestellung, welche Rechtsfragen sich bei 

Alkoholkonsum im Arbeitsverhältnis für Arbeitgebende und (betroffene) Arbeitnehmende stel-

len und wie damit in der Praxis umgegangen wird. 

Die relevanten Aspekte zur Beantwortung der einzelnen Fragestellungen wurden in den vo-

rangehenden Kapiteln ausgiebig diskutiert. Es lässt sich schlussfolgern, dass sich die Rechts-

fragen einer Alkoholisierung am Arbeitsplatz primär anhand von Rechten und Pflichten beider 

Vertragsparteien eines Arbeitsvertrages sowie der involvierten Versicherungen ableiten und 

beantworten lassen. Allgemeingültige und konkretisierte Regelungen lassen sich kaum finden. 

Vielmehr sind die relevanten allgemeinen, aber auch arbeitsplatzbezogenen Gesetzesgrund-

lagen zu betrachten, anhand der Normenhierarchie in ein Verhältnis zu setzen und auszule-

gen. Bei sorgfältiger, professioneller und kooperativer Planung erscheint es durchaus als mög-

lich, sämtliche Rechte und Pflichten rechtsgenügliche zu beachten. Dennoch handelt es sich 

bei der Beurteilung der Eignung einer Massnahme vielfach um Ermessensfragen. Die juristi-

sche Zulässigkeit kann daher oft erst im Rahmen allfälliger Gerichtsverfahren abschliessend 

geklärt werden. Für Arbeitgebende hat ein korrektes und strukturiertes Vorgehen allerdings 

nebst einer moralischen auch eine finanzielle Relevanz, wenn man allfällige Folgeschäden im 

Rahmen von Haftungsfragen berücksichtigt. Mittels Ausschöpfung der gesetzlichen Möglich-

keiten von betrieblichen Rahmenbedingungen (Betriebsordnung, Vertragszusätze, Personal-

reglemente, schriftliche Weisungen, interne Prozesse und Verantwortlichkeiten), Sensibilisie-

rung des Personals durch Präventionsmassnahmen, geeigneter Wahl der Kommunikations-

mittel und frühzeitiger Thematisierung von Auffälligkeiten sowie Einleitung von Unterstüt-

zungsmassnahmen unter Beizug entsprechend geschulter Personen können jedoch möglich-

erweise Gesundheitszustände verbessert und Arbeitsplätze erhalten werden. Damit wird ein 

Gewinn für alle Beteiligten erzeugt.  

Es ist Arbeitgebenden empfohlen, spezialisierte Fachpersonen mit ausreichendem Rechts- 

und Methodenwissen beizuziehen. Ebenfalls relevant erscheint die Verfügbarkeit von Wissen 

im Sozialversicherungsrecht. Denkbar sind interne oder externe Sozial- oder Suchtberatungs-

stellen sowie allfällige Rechtsdienste. Auch der Einbezug der Fachärzteschaft unter Berück-

sichtigung der Datenschutzbestimmungen kann sinnvoll sein. Mit diesem Netzwerk kann bes-

tenfalls sichergestellt werden, dass die betrieblichen und rechtlichen Rahmenbedingungen, 

aber auch betriebsinternen Haltungen sowie ethische und moralische Überlegungen sorgfältig 
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erwogen und entsprechend gehandelt werden kann. Eine geklärte und transparent kommuni-

zierte Rollen- und Verantwortlichkeitsteilung der Beteiligten zeigt sich in einem Begleitprozess 

von immenser Relevanz. Es liegt dann an der betroffenen Person, mittels Selbstbestimmungs-

recht über die eigenen Handlungen zu entscheiden. Auch die Charakteristika der Abhängig-

keitserkrankung ist in die Planung miteinzubeziehen. So sollte beachtet werden, dass entspre-

chende Erkrankungen oft lange Verläufe nehmen. Rückfälle sind Teil davon und müssen ihren 

Platz im Prozess finden ohne negative Bewertung von aussen. Wichtig ist jedoch, vorab die 

Konsequenzen zu diskutieren und schriftlich festzuhalten (beispielsweise Wegweisung vom 

Arbeitsplatz). Ein festgelegter Rahmen schafft Sicherheit.  

Betriebliche Massnahmen wie Suchtpräventionsprogramme sollen und müssen sich nicht auf 

die Thematik des Alkoholkonsums beschränken, eine Erweiterung auf andere psychoaktive 

Substanzen ist denkbar, denn bezüglich allgemeiner Rechte und Pflichten wird zwischen le-

galen und illegalen Substanzen nicht unterschieden (vgl. Gutzwiller 2019: 16). Allfälligen spe-

zifische Eigenschaften wie beispielsweise der Illegalität von gewissen Substanzen sollte je-

doch Rechnung getragen werden.  

Die bisherigen Erläuterungen lassen bereits vermuten, dass das Thema Datenschutz in der 

Praxis bei Aufspannung eines Unterstützungsnetzwerks zur besonderen Herausforderung 

werden kann. Insbesondere die an ein Arbeitsverhältnis geknüpfte Informationspflicht in Ver-

bindung mit den Datenschutzbestimmungen der angebundenen Versicherungen und Bera-

tungsstellen zeigen sich als hochsensible Schnittstellen, zumal es sich bei der Thematik um 

besonders schützenswerte Personen-, bzw. Gesundheitsdaten handelt. Das Informationsbe-

schaffungsrecht der Versicherungen geht in vielen Fällen weiter als das analoge Recht der 

Arbeitgebenden. Dabei kann es aufgrund administrativer Abläufe oder aus Gründen einer in-

terdisziplinären Zusammenarbeit zu Vermischungen des Datenflusses kommen, womit Arbeit-

gebende beiläufig zu nicht für sie bestimmte Informationen kommen. Es handelt sich dabei bei 

ausbleibender Regelung um einen unzulässigen Datenaustausch und damit unter Umständen 

um einen Verstoss gegen Art. 328b OR. Es ist entsprechend zu empfehlen, die Datenflüsse 

der Gesundheitsdaten zwischen Arbeitgebenden und ihnen angeschlossenen Versicherungen 

und Beratungsstellen mittels geeigneter organisatorischer Massnahmen sorgfältig und strikt 

zu trennen und, wo nötig, schriftlich zu regeln (vgl. Pärli 2018: 709, 724).  

4.1 Ausblick und Schlussbemerkungen 

Die Konsummuster in der Gesellschaft verändern sich. Es ist allerdings nicht abzustreiten, 

dass die moderne, westliche Arbeitswelt mit den hohen Forderungen nach Leistungsfähigkeit 

und Einsatzbereitschaft zunehmend belastende Situationen und Arbeitsbedingungen schafft 

(vgl. Rehwald et al. 2012: 95). Der Druck auf die Arbeitnehmenden begünstigt das individuelle 
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Stressempfinden und damit die Gefahr der Betäubung durch den Konsum von Suchtmitteln 

(vgl. Rothenbacher 2017: 155). Dass Stressempfinden für die Gesundheit nicht förderlich ist, 

erklärt sich von selbst. Das multifaktorielle Gefährdungsmodell der Suchtpolitik Schweiz be-

sagt, dass ein ungünstiges Verhältnis zwischen sogenannten Risiko- und Schutzfaktoren die 

potenzielle Gefährdung für eine physische oder psychische Erkrankung oder für ein Abhän-

gigkeitsverhalten erhöht. Kritische Lebensereignisse, wie beispielsweise die aktuelle Covid-19 

Pandemie, können demnach bei vulnerablen Personen als Problemauslöser wirken, Schutz-

faktoren und Resilienz können generell der Problementwicklung und -ausweitung entgegen-

wirken (vgl. König, Bachmann, Hoppler 2021: 7). Damit kommt dem Zugang zu Schutzfaktoren 

wie der Unterstützung durch das soziale Umfeld oder durch Arbeitgebende sowie der Zugang 

zu niederschwelligen Unterstützungsangeboten eine zentrale Rolle zu (vgl. Schuler, Tuch, Pe-

ter 2020: 96f.). Davon abgeleitet werden kann, dass den Arbeitgebenden und den Führungs-

personen nebst dem privaten, sozialen Umfeld eine wesentliche Rolle in der Bewältigung 

schwieriger Lebenssituationen übernehmen können. Das Stichwort Fürsorgepflicht der Arbeit-

gebenden sei auch an dieser Stelle noch einmal genannt. Damit sind auch die Anforderungen 

an die personalverantwortlichen Personen und Führungskräften nachweislich ansteigend. Es 

ist daher empfehlenswert, diese Personen auf sämtliche Gesundheitsthemen zu sensibilisie-

ren sowie betriebsintern die Verantwortlichkeiten zu verteilen. Die Betriebe können ihre Füh-

rungspersonen und die Personalabteilung entlasten, indem geeignete Präventionsprogramme 

aufgebaut und klare, betriebsinterne Rahmenbedingungen geschaffen werden. In der Schweiz 

gibt es nach aktuellstem Kenntnisstand keine Studien über die Wirksamkeit betrieblicher 

Suchtpräventionsmassnahmen. Dies könnte jedoch eine spannende Erhebung sein.  
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Verordnung über die sicherheitsrelevanten Tätigkeiten im Eisenbahnbereich (STEBV) vom 4. November 

2009 (SR 742.141.2). 

Verordnung über die Unfallversicherung (UVV) vom 20. Dezember 1982 (SR 832.202). 

Verordnung über die Verhütung von Unfällen und Berufskrankheiten (VUV) vom 19. Dezember 1983 

(SR 832.30). 

Verordnung über die Zulassung von Personen und Fahrzeugen zum Strassenverkehr (Verkehrszulas-

sungsverordnung, VZV) vom 27. Oktober 1976 (SR 741.51). 

5.5 Kreisschreiben und Wegleitungen 
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coalv/de/dokumente/publikationen/kreisschreiben/kreisschreiben2/AVIG-Praxis_ALE.pdf.down-

load.pdf/AVIG-Praxis_ALE.pdf [Zugriff 31.07.2021] 

Kreisschreiben über die Invalidität und Hilflosigkeit in der Invalidenversicherung (KSIH). Stand 

01.01.2021. URL: https://sozialversicherungen.admin.ch/de/d/6415/download [Zugriff 27.06.2021] 

UVG Ad-Hoc-Empfehlung Nr. 26/84. URL: https://www.koordination.ch/fileadmin/files/ad-hoc/archiv/26-

84-a1.pdf [Zugriff 25.06.2021] 
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Eidesstattliche Erklärung 

Persönliche Erklärung zur Verfassung der MAS Thesis an der Hochschule für Sozi-
ale Arbeit der Fachhochschule Nordwestschweiz  
 
 
Hiermit erkläre ich an Eides statt, dass ich diese Arbeit selbstständig und nur mit den ange-
gebenen Hilfsmitteln und Hilfeleistungen angefertigt habe. Aus fremden Quellen direkt oder 
indirekt übernommene Gedanken sind als solche kenntlich gemacht. Die Arbeit wurde noch 
keiner anderen Prüfungsbehörde vorgelegt und noch nicht veröffentlicht.  
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